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Lohnsenkungen und 
mehr Differenzierung

Der Präsident von Gesamt­
metall, Stumpfe, hat in einem 
Brief an den Vorsitzenden der 
IG Metall, Steinkühler, ange­
boten, schon jetzt über die 
Tarifrunde 1990 zu verhan­
deln. Seine Vorstellungen: 
Ausweitung der Differenzie­
rung bei den Arbeitszeiten; 
keine generelle Arbeitszeit­
verkürzung; „ausgewogene 
und angemessene“ tarifliche 
Lohnerhöhungen, um den Be­
schäftigungsaufbau und die 
Geldwertstabilität nicht zu 
gefährden; mögliche Tarif­
verträge, die eine Qualifizie­
rungskomponente enthalten. 
Der Brief ist auch an die Be­
zirksleiter der IG Metall ge­
schickt worden. Er soll die

Flexibilisierung inkaufneh­
menden Positionen auf. Er 
plädierte für die Einschrän­
kung der Tarifautonomie, 
denn in Arbeitszeitfragen 
müßten sich die Politiker ein­
schalten. Wer die wöchentli­
che Arbeitszeit weiter verkür­
ze, der versündige sich an den 
Menschen in Osteuropa, die 
die Hoffnung hätten, daß das 
wirtschaftlich stärkste Land 
der Europäischen Gemein­
schaft seine Möglichkeiten 
ausschöpfe. Dann der indi­
rekte Angriff — so formuliert 
im Handelsblatt — auf spür­
bare Lohnerhöhungen: Es 
habe keinen Sinn, jetzt „nur 
in Kaufkraft zu machen.“ 
Vielmehr sei die bevorstehen­
de Tarifrunde „die Stunde 
der Vermögensbildung in Ar­
beitnehmerhand.“ — (mal)
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Diskussion auf dem Gewerk­
schaftstag beeinflussen.

Stumpfe erklärte am 25.9. 
im Handelsblatt, die Metall- 
Arbeitgeber wollten mit die­
sem Angebot einen Beitrag zu 
einer friedlichen Lösung der 
Tarifrunde 1990 leisten und 
den von der IG Metall anvi­
sierten „Großkonflikt“ nach 
Möglichkeit vermeiden.

Schützenhilfe bekamen die 
Metall-Kapitalisten nicht un­
erwartet von Bundeswirt­
schaftsminister Haussmann. 
Er bezeichnete auf einem Par­
teitag der baden-württember­
gischen FDP es als „hochpo­
litische Aufgabe“, eine wei­
tere Verkürzung der Wochen­
arbeitszeit zu verhindern. 
Damit lenkte er zuerst einmal 
von den anvisierten Lohnsen­
kungen ab und wertete die 
Lohnsenkung und weitere

Rundreise von 
PAC-Delegation

Vom 11. bis 25. November 
wird eine Rundreise einer De­
legation des Pan Africanist 
Congress of Azania (PAC) 
durch die Bundesrepublik und 
Westberlin stattfinden. Die 
Delegation wird geführt vom 
Verantwortlichen des Aza- 
nian Trade Union Co-ordina- 
ting Centre (ATUCC - Ge­
werkschafts-Koordinations- 
Zentrum), Tshepeng Mika, 
aus Dar-es-Salaam. Das Zen­
trum ATUCC ist 1983 ge­
gründet worden zur materiel­
len und finanziellen Unter­
stützung der azanischen Ge­
werkschaften im rassistischen 
Südafrika. Genosse Mika will 
die Solidaritätsbewegung 
über den Aufbau und die 
Kämpfe der azanischen Ge-
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werkschaftsbewegung sowie 
deren Unterstützung des Be­
freiungskampfes gegen das 
rassistische Südafrika infor­
mieren. Großes Interesse be­
steht an Kontakten zu ge­
werkschaftlichen Solidaritäts­
gruppen. Bisher sind folgen­
de Termine fest:
12. bis 14.1.: Zwei Veran­
staltungen in Westberlin
16.11. : Veranstaltung in
Hamburg
Yl. bis 22.11.: Termine offen
23.11. : Veranstaltung in
Mannheim
24.11. : Veranstaltung in
Karlsruhe
Die Rundreise wird von der 
Azania-Solidaritätsgruppe 
Westberlin organisiert. Wer 
Interesse an der Organisie­
rung einer Veranstaltung oder 
weiteren Informationen hat, 
wende sich an: 
Azania-Solidaritätsgruppe, 
c/o Christa Meyer, 
Schlesische Straße 35, 
1000 Berlin 36,
Tel: 030/6 11 94 52. - (rub)

Erster Abend­
verkauf am 5.10.

Am 5. Oktober soll der erste 
Dienstleistungsabend stattfm- 
den. Nach den Streiks und 
den Tarifabschlüssen im Ein­
zelhandel versuchen Kapitali­
stenverbände und Bundesre­
gierung, die öffentliche Mei­
nung für den Abendverkauf 
endgültig sturmreif zu schie­
ßen. Ohne Rücksicht auf be­
stehende Arbeitszeitvereinba­
rungen und Mitbestimmungs­
rechte von Personalräten er­
klärte Regierungssprecher 

Zwischen den Republikanern und anderen Parteien dieses Spektrums gebe es keine Unterschie­
de, erklärte Lothar Jachmann, Sprecher der „Bundesfachgruppe Verfassungsschutz in der 
ÖTV“, auf einer Veranstaltung der DFU Mitte September in Bremen. 144 ehemalige Funktionäre 
von NPD und DVU sind Mitglieder der Republikaner. Die Bundesarbeitsgemeinschaft kritischer 
Polizisten demonstrierte für deren Ausschluß aus der Gewerkschaft. — (mal)

Klein: Die Bundesbehörden 
mit Publikumsverkehr öffne­
ten donnerstags bis 20.30 
Uhr. Der Deutsche Industrie- 
und Handelstag (DIHT) un­
terstützt „örtlich aktive Wer­
begemeinschaften“ und „ak­
tive Einzelhändler“. Auf sie 
komme es jetzt an, damit der 
Dienstleistungsabend als 
Chance genutzt wird. DIHT- 
Präsident Stihl forderte die 
Industrie- und Handelskam­
mern auf, für die Abendöff­
nung zu werben. Nach einer 
DIHT-Umfrage bei rund 
12000 Einzelhandelsbetrie­
ben wollen ein Drittel don­
nerstags länger öffnen, ein 
Drittel nicht, der Rest sei un­
entschlossen. Hohe Beteili­
gung sei in Mittelzentren, in 
Fußgängerzonen und Ein­
kaufszentren zu erwarten. 
Probleme machten hauptsäch­
lich die Unternehmen mit Be­
triebsrat. Das „Handelsblatt“ 
meldet, daß die Geschäfte der 
Innenstadt in München und 
Stuttgart öffnen, daß über den 
Abendverkauf Betriebsver­
einbarungen mit den Be­
triebsräten großer Kaufhäuser 
wie Hertie und Kaufhof abge­
schlossen werden konnten. In 
Westberlin sind bei Hertie 
und Kadewe solche Verhand­
lungen gescheitert. Die Be­
triebsräte wären „stark ge­
werkschaftlich“. Die Ar­
beitsgemeinschaft der Ver­
braucherverbände rät den 
Kunden, den ersten „langen 
Donnerstag“ im Kalender rot 
anzustreichen. „Der Erfolg 
des Dienstleistungsabends 
hänge jetzt vom Bürger ab.“ 
— (rub)

Bündniskandidaturen 
in Baden-Württemberg

An sieben Orten sind zu den 
Kommunal wählen am 22. 
Oktober in Baden-Württem­
berg linke Bündnislisten zu­
gelassen, an denen Mitglieder 
des BWK beteiligt sind.

In Stuttgart haben BWK, 
DKP, Volksfront, VSP und 
verschiedene Einzelpersonen 
im Februar eine Alternative 
Linke Liste gegründet. Die 
ALL hat eine Wahlplattform 
zu verschiedenen kommunal­
politischen Themen beschlos­
sen. Sie tritt für eine antifa­
schistische Kommunalpolitik 
ein und nimmt gegen die von 
den Konzernen diktierte 
Kommunalpolitik Stellung. 
Bedauerlich ist, daß aufgrund 
sektiererischer Positionen 
insbesondere innerhalb der 
VSP und der DKP das Ange­
bot der MLPD, ihre schon be­
schlossene Eigenkandidatur 
zurückzuziehen und sich an 
der Liste zu beteiligen, abge­
lehnt wurde. Es wird deshalb 
nun zwei linke Kandidaturen 
in Stuttgart geben.

In Weinheim wird eine 
Bündnisliste mit 9 Kandidaten 
(40 Plätze wären möglich) an­
treten, die von DKP, BWK, 
VSP und Volksfront unter­
stützt wird. Programmatische 
Schwerpunkte sind Antifa­
schismus — in Weinheim 
kandidieren ,, Republ ikanef ‘ 
und NPD auf der „Deutschen 
Liste“ des Faschisten 
Deckert, der im Gemeinderat 
sitzt — und Forderungen ge­
gen den Freudenberg-Kon­
zern, der großen Einfluß auf 

die Kommune ausübt.
In Heidelberg kandidieren 

Mitglieder des BWK auf einer 
offenen Liste der DKP, die 19 
Leute umfaßt. Sie führt den 
Wahlkampf unter dem Stich­
wort „Für eine antifaschisti­
sche Kommunalpolitik“.

In Heilbronn kandidiert wie 
schon 1984 die Alternative 
Linke Liste, die BWK, DKP, 
MLPD, VSP sowie Leute aus 
anderen linken Organisatio­
nen und Zusammenhängen 
tragen. Schwerpunkte der 
Plattform sind Antifaschis­
mus und Forderungen gegen 
die Interessen von Konzernen 
und Geschäftswelt.

In Offenburg beteiligen sich 
an einer offenen Liste der 
DKP, die 10 Leute umfaßt 
(19 wären möglich), BWK 
und Volksfront. Schwerpunkt 
ist der antifaschistische 
Kampf, Forderungen gegen 
die kommunalpolitischen Fol­
gen der kapitalistischen Mo­
dernisierung und gegen Mili­
tärprojekte im Ortenaukreis.

In Freiburg kandidiert die 
Linke Liste/Friedensliste, die 
von der Friedensliste, DKP, 
BWK, Volksfront und Leuten 
aus anderen linken und alter­
nativen Projekten unterstützt 
wird. Die Friedensliste hatte 
1984 einen Sitz im Gemein­
derat errungen. Die Liste, sie 
umfaßt 48 Kandidaten, hat 
eine Broschüre „Beiträge 
zum kommunalpolitischen 
Programm“ veröffentlicht. 
Schwerpunkte sind Antifa­
schismus, Ausländerpolitik 
sowie Arbeit und Wirtschaft. 
Das Bündnis fordert eine 
kommunale Wirtschaftsord­
nung, die sich am Bedarf der 
Bevölkerung und nicht an 
Profitinteressen der Kapitali­
sten orientiert.

In Konstanz, tritt ebenfalls 
eine Alternative Linke Liste 
mit einer kompletten Liste 
(40 Kandidaten) zu den Wah­
len an. Sie hat sich aus der 
Alternativen Liste entwickelt, 
die als Bündnis von DKP, 
BWK, Volksfront und Unor­
ganisierten 1984 kandidiert 
hatte. Als Kandidaten dazu 
gekommen sind Leute aus au­
tonomen und feministischen 
Zusammenhängen; VSP und 
MLPD unterstützen die Liste. 
Neben dem antifaschistischen 
Kampf sind u.a. Forderungen 
für soziale Ansprüche der 
Werktätigen, gegen Kapitali- 
stentorderung Bestandteil des 
Programms. (jüg)
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Aktuell in Bonn
Dienstleistungsabend
Wenige Tage vor dem 5. Oktober, dem 
ersten Donnerstag, an dem Einzelhan­
delskapitalisten ihre Geschäfte bis 20.30 
Uhr offen dürfen, trommelt die Regie­
rung zugunsten der Kapitalisten. Post 
und Arbeitsämter würden ebenfalls län­
ger geöffnet halten, tönte es aus dem 
Bundespresseamt und aus dem Wirt­
schaftsministerium. Eine Umfrage des 
,,Handelsblattes“ ergab Ende September 
noch Schwierigkeiten. So werden vor­
erst nur fünf Arbeitsämter bis 20.30 Uhr 
geöffnet. Das Postministerium erklärte, 
es liege im Ermessen der Ämter, sprich: 
der örtlichen Postdirektionen, ob Post­
ämter nach 18 Uhr geöffnet blieben. Da 
wird die Regierung sicher noch nachset­
zen, um der Absicht der Einzelhandels­
konzerne, die Arbeit im Einzelhandel in 
die Nacht auszudehnen, zum Erfolg zu 
verhelfen.

Städtetag: Wohnungsbau!
Ein Sozialwohnungsbauprogramm der 
Bundesregierung in Milliardenhöhe hat 
das Präsidium des Deutschen Städtetages 
gefordert. In den nächsten Jahren sollten 
damit jährlich 100000 Sozialwohnungen 
gefördert werden, fordert der Städtetag. 
Dafür müßten jährlich ca. 10 Mrd. DM 
bereitgestellt werden. Andernfalls drohe 
ein „nationaler Notstand“ bei der 
Wohnraumversorgung. Der Städtetag 
deutet an, daß ein solches Programm 
auch Steuererhöhungen rechtfertigen 
könne. Diese Steuererhöhungen sollen 

Das Verteidigungsministerium hat eine Neufassung des Abkommens mit Großbritan­
nien über Militärmanöver in der Lüneburger Heide angekündigt. Das neue Abkommen 
soll eine vierwöchige Übungspause im Sommer vorsehen (das geltende Abkommen 
erlaubt Übungen das ganze Jahr über) und eine Begrenzung „militärischer Aktivitä­
ten“ an Wochenenden und Feiertagen „auf das absolut notwendige Minimum“. Spre­
cher der Bürgerinitiativen gegen die Manöver in der Lüneburger Heide haben das 
neue Abkommen als „völlig unzureichend“ abgelehnt.

sicherlich nicht die großen Haus- und 
Grundbesitzer zahlen.

Beamtenversorgung
Am 22. September ging der Gesetzent­
wurf zur „Anpassung der Beamtenver­
sorgung an die Rentenversicherung“ 
durch die erste Lesung im Bundesrat. 
Ein Veto von Bundesländern wird es da­
zu nicht geben: Allgemeine Einigkeit 
zwischen den SPD- und den CDU/CSU- 
geführten Regierungen der Länder. 
„Vorzeitig“ gewährte Pensionen sollen 
ab dem Jahr 2002 um jährlich 3,6 Pro­
zent gekürzt werden. Der Bundesrat 
schlägt hierzu lediglich vor, diese Rege­
lung „schrittweise“ einzuführen.

„Brüder und Schwestern“
Laut Gesetzentwurf der Bundesregie­
rung (Drucksache 11/5110) sollen Aus- 
und Übersiedler bei ihrer Einreise kei­
nen Anspruch auf Arbeitslosengeld mehr 
haben. Stattdessen soll künftig „zur 
Überbrückung“ zwölf Monate lang ein 
„Eingliederungsgeld“ gezahlt werden. 
Das Arbeitslosengeld wird für die Be­
troffenen bisher nach „geschätztem“ 
Westeinkommen berechnet. Klar also: 
Sie sollen weniger bekommen.

Stromtarif
Die Stromrechnungen für Haushalte und 
Unternehmen werden nach Tarifregeln 
ausgestellt, die es seit 1933 gibt. Deren 
erklärtes Ziel war die „Steigerung des 
Stromabsatzes“. Das paßt schlecht zur 
allseits beliebten Forderung, Energie 
und daher Strom sparsam zu verbrau­
chen. Daher plant die Bundesregierung 
für Anfang 1990 eine neue Tarifordnung 

Elektrizität (BTO Elt), die angeblich „fi­
nanzielle Anreize zum Stromsparen“ 
geben soll. Die Spaltung des Stromtarifs 
in Grundpreis und Arbeitspreis soll al­
lerdings erhalten bleiben, so daß über 
einen Sockel hinaus verbrauchte Kilo­
wattstunden doch billiger bleiben. Das 
bedeutet: Mehr zahlen und sparen sollen 
die privaten Haushalte, die Unternehmen 
hingegen können weiterhin begünstigt 
Strom verbraten.

BGS in Namibia
Laut Bundesregierung haben die 50 Bun­
desgrenzschützer in Namibia (in Wind­
huk im Gleichschritt marsch marsch vom 
Flugzeug weg) eine Mission mit „rein 
zivilem Charakter“. Die Grünen mach­
ten bei der Debatte im Innenausschuß 
verfassungsrechtliche Bedenken geltend, 
die SPD kritisierte den Zeitpunkt der 
Reise, die FDP wollte die Entsendung 
„nicht als Präzedenz-Fall“ verstanden 
wissen. Doch die CDU/CSU nannte die 
„deutsche Hilfe vor Ort“ die richtige 
Schlußfolgerung aus der Geschichte, und 
notfalls müsse das Grundgesetz eben ge­
ändert werden.

Gegen Tarifrechte
FDP-Wirtschaftsminister Haussmann 
hat die Verhinderung weiterer Arbeits­
zeitverkürzungen eine „hochpolitische 
Aufgabe“ genannt. In diesen Fragen 
dürften „die Funktionäre von Gewerk­
schaften und Arbeitgebern nicht allein 
entscheiden“, hier müßten sich die Poli­
tiker einschalten. Haussmanns Begrün­
dung für diese freche Drohung gegen 
gewerkschaftliche Rechte: Wer die wö­
chentliche Arbeitszeit weiter verkürze, 
versündige sich an den Menschen in Ost­
europa, die die Hoffnung hätten, daß das 
wirtschaftlich stärkste Land der Europä­
ischen Gemeinschaft seine Möglichkei­
ten „ausschöpfe“. Das wird die Flücht­
linge freuen, daß ihre nunmehr „freie“ 
Arbeitskraft in Nacht- und Wochenend­
schichten freiheitlich „ausgeschöpft“ 
werden soll!

Was kommt demnächst?
Am 28.9. berät der Bundestag u.a. über 
die Errichtung einer Stiftung zur Ent­
schädigung von NS-Zwangsarbeitern 
und über die Wirtschaftsbeziehungen 
EG-RGW. Blüm gibt eine Regierungser­
klärung zur Beschäftigungspolitik ab. 
Am 29.9. berät der Bundestag u.a. über 
eine Erklärung Stoltenbergs zur Einstel­
lung der Tiefflüge der Bundeswehr in 
Labrador (Kanada) und zur Verminde­
rung der Tiefflüge in der BRD. Am glei­
chen Tag beraten die EG-Sozialminister 
über die geplante EG-Sozialcharta und 
die Harmonisierung des Kindergelds. 
Am 30.9. führt die CDU in Baden-Würt­
temberg und Rheinland-Pfalz Landes­
parteitage durch. Am Sonntag, den 
/./0., finden die Kommunal wählen in 
NRW statt.
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Öffentliche Kinderbetreuung

Sftreät zwischen Union und FDP: Wie die
Arbeitskraftreserven mobilisieren?

Eigentlich wollte die Bundesregierung vergangene Woche 
eine Reform des Jugendhilfegesetzes vorlegen, mit der die 
öffentliche Kinderbetreuung verbessert werden soll. Ur­
sprünglich hatte die Familienministerin Lehr vorgesehen 
gehabt, einen Anspruch auf ganztägige Betreuung für alle 
Kinder ab dem dritten Lebensjahr ins Gesetz zu schreiben. 
Dagegen hatte vor allem die niedersächsische Landesregie­
rung protestiert, das sei für die Länder, die die Einrichtun­
gen zu finanzieren hätten, zu teuer. Man einigte sich auf 
eine nicht zwingende „Soll“-Vorschrift: Anspruch für „alle 
Kinder, für deren Wohl eine Förderung in Tageseinrichtun­

gen erforderlich ist“. Damit, so Frau Lehr, wäre gewährlei­
stet, „daß beispielsweise Kindern von Alleinerziehenden 
oder berufstätigen Eltern ausreichend Plätze angeboten 
werden müssen“. Die konkrete Verwirklichung sollte durch 
Landesgesetze geregelt werden. Nun hat das FDP-Präsi- 
dium Einspruch eingelegt: Die Generalsekretärin, Frau 
Schmalz-Jacobsen, will einen Rechtsanspruch auf Tages­
einrichtungen für alle Drei- bis Sechsjährigen im Gesetz ver­
ankern. Einig sind sich Union und FDP, daß noch im Okto­
ber ein Entwurf vorgelegt werden soll, damit noch in dieser 
Legislaturperiode das Gesetz verabschiedet werden kann.

Das scheint zunächst paradox: Die Libe­
ralen, bekannt als Vorkämpfer für Priva­
tisierung und Beseitigung von Rechtsan­
sprüchen der Lohnabhängigen, sollen 
auf einmal für die staatliche Garantie 
von Reproduktionsleistungen eintreten? 
Vorsicht ist jedoch bei dieser Wirt­
schaftspartei angebracht: Das Monopol­
kapital verlangt aus Gründen des Ar­
beitsmarktes nach einer „Bevölkerungs­
politik“ . . .

Arbeitsmarkt, Kinderwunsch 
und Verwirklichung

Gegenwärtig kommen die geburtenstar­
ken Jahrgänge der sechziger Jahre in das 
Alter, in dem man in der BRD für ge­
wöhnlich Kinder hat. Ob nun diese Leute 
tatsächlich im großen Umfang Familien 
gründen, hängt von den Umständen ab: 
von den individuellen Einkommen 
(eventuell aufgestockt durch Kindergeld) 
ebenso wie von den Einrichtungen zur 
Kinderversorgung. Einrichtungen, in 
denen Kinder versorgt werden, das Zu­
sammenleben mit anderen Kindern ler­
nen usw., sind zunehmend auch für sol­
che Lohnabhängigen wichtig, deren ma­
terielle Umstände ansonsten die Erfül­
lung des Kinderwunsches leichter mög­
lich machen: Eine dauerhafte Trennung 
der Frau vom Beruf ist von den Betroffe­
nen nicht erwünscht und wäre wohl dann 
doch oft nur möglich bei erheblichen 
Einschränkungen in der Lebenshaltung. 
Die Regierung erwähnt außerdem die 
hohe Zahl von Scheidungen, die dazu 
führt, daß Kinder bei einem Elternteil 
aufwachsen. So kommt inzwischen auch 
häufig von Leuten, die die Regierungs­
koalition (und in ihr besonders die FDP) 
zu ihrer Klientel rechnet, die Forderung 
nach Verbesserung bei der Versorgung 
mit Kindertagesstätten, Ganztagesschu­
len usw.

Die Familienpolitik der konservativ­
liberalen Koalition hat es bisher verstan­
den, sich gegenüber diesem Drängen mit 
Frau Prof. Süssmuth und Frau Prof. 
Lehr als Repräsentanten im Ministerrang 

den Ruf von Fortschrittlichkeit zu ver­
schaffen: Man akzeptiere im Gegensatz 
zur überholten christlich-konservativen 
Familienauffassung, nach der die Frau 
zu den Kindern und an den Herd gehöre, 
den Wunsch vieler Frauen nach Berufs­
tätigkeit, staatliche Politik müsse Bedin­
gungen dafür schaffen, daß Familie und 
Beruf vereinbar seien.

Mit billigen Lösungen geht Frau Süssmuth derzeit hausieren. Zum Beispiel: „bedarfs­
gerechte Öffnungszeiten“ für Kindergärten von 7.30 Uhr bis 13.00 Uhr. Das verschafft 
den Kapitalisten mehr Frauen für die Teilzeitarbeit, vermeidet aber die von vielen 
Familien dringend benötigte Versorgung von Kindern mit Mittagessen.

Eine solche Position kann sich bei der 
Union und den Liberalen entwickeln, 
soweit sie in Übereinstimmung mit dem 
Interesse des Monopolkapitals an der 
Entwicklung des Arbeitsmarktes steht: 
Die Erwerbstätigkeit von Frauen, auch 
mit Kindern, soll hoch bleiben; anderer­
seits ist es auch bevölkerungspolitisch 
erwünscht, die physischen Möglichkei­
ten der potentiellen Familiengründer zu 
nutzen, solange das möglich ist.

Allerdings scheint es nahezu unmög­
lich, die angestrebte Familienpolitik 
ohne staatliche Aufwendungen im gewi­
ßen Umfang zu betreiben, und sie gerät 
so ständig in Konflikt mit den Erforder­
nissen reaktionärer Wirtschaftspolitik, 
die den existentiellen Druck auf die Ar­
beiterhaushalte zielstrebig ausgebaut hat 
und die entschieden gegen öffentliche 

und billige Versorgung der Lohnabhän­
gigen auftritt. So muß in der Regierungs­
koalition die Forderung nach besserer 
Kinderversorgung fast zwangsläufig 
zum Streitpunkt geraten.

Der Entwurf des Jugendhilfegesetzes 
im Wortlaut wird aus diesem Grund bis­
her der Öffentlichkeit vorenthalten. Aus 
der Diskussion in der Union läßt sich je­
doch einiges über die Zielsetzungen ent 
nehmen.
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Noch mehr Lebenszeit 
fürs Kapital

Das Aufgeben des christlich begründeten 
Familienbildes, mit der sich aufopfern­
den Mutter im Mittelpunkt, führt bei der 
Union keineswegs zu einer aufgeklärte­
ren Vorstellung von der Person. An des­
sen Stelle tritt vielmehr eine technokra­
tisch-brutale instrumentelle Betrachtung 
des Menschen. Frau Lehr erregte An­
fang dieses Jahres denn auch ziemliches 
Aufsehen bei den christlich eingestellten 
Teilen der Union, als sie äußerte: „Ich 
werde mich für eine baldige Verlänge­
rung des Erziehungserlaubes auf zwei 
Jahre einsetzen und alles tun, damit es 
dann zu einem nahtlosen Übergang in 
den Kindergarten kommen kann.“ Fast 
unbeachtet blieb dabei aber, daß diese 
Forderung begleitet war von dem Vor­
stoß des damaligen Vorsitzenden der 
Kultusministerkonferenz, des nieder­
sächsischen Kultusminister Göltner, das 
Einschulungsalter um ein Jahr von sechs 
auf fünf Jahre herabzusetzen. Die erfor­
derlichen finanziellen, räumlichen und 
personellen Mittel für die Aufnahme von 
Zweijährigen sollten also durch Ver­
schiebung der Schulzeit nach unten ge­
wonnen werden — das wäre die passende 
Ergänzung zur vorgesehenen Verlänge­
rung der Lebensarbeitszeit nach oben 
durch Heraufsetzen des gesetzlichen 
Rentenalters.

Mehr Geld und Einfluß 
für die Kirchen

Der Protest von christlicher Seite wird 
allerdings stark gedämpft, da die Kon­
servativen in ihrer Bevölkerungsleit­
planung die Amtskirchen als starke Auf­
sichtsanstalten vorgesehen haben. Der 
„Rechtsanspruch“ auf einen Kindergar­
tenplatz. egal ob uneingeschränkt für al­

le oder eingeschränkt auf die „bedürfti­
gen“ Kinder, soll eingebettet bleiben in 
das Subsidiaritätsprinzip, das privaten 
Einrichtungen, insbesondere den Kir­
chen, einen Vorrang vor öffentlichen 
Trägern der Kinderbetreuung einräumt. 
Das eröffnet reaktionärer Politik Mög­
lichkeiten, wachsende Teile der Arbei­
terbevölkerung unter die Kontrolle und 
Aufsicht der Kirchen zu bringen. Weiter 
führt das dazu, daß ein beträchtlicher 
Teil der eventuell erhöhten öffentlichen 
Ausgaben für Kinderversorgung einen 
Umweg durch den Kirchensäckel neh­
men muß.

Gebührenfreiheit und 
Mindeststandards nicht vorgesehen 
Das Subsidiaritätsprinzip gestattet auch 
eine schroff unterschiedliche Ausgestal­
tung der Einrichtungen für die Kinder­
versorgung je nach sozialer Stellung der 
Eltern. Vor allem von den Liberalen 
wird verbreitet, daß auch hier Freiheit 
walten müsse — das steuerbegünstigte 
Kindermädchen führt den Nachwuchs in 
den Elite-Kindergarten, bei dem Träger­
schaft und Gebühren dafür sorgen, daß 
sich, kaum aus den Windeln, das Gefühl 
für den Unterschied von Arm und Reich 
entwickelt.

Aus der baden-württembergischen 
FDP kam schließlich noch der Vorschlag 
die Trägerschaft für Kindergärten zu ei­
nem gut Teil direkt bei den Kapitalisten 
anzusiedeln.

Der Streit in der Regierungskoalition 
um den „Rechtsanspruch“ auf Kinder­
garten entsteht aus der versuchten Grat­
wanderung: Einerseits verlangt das Mo­
nopolkapital die hohe Verfügbarkeit 
über die Arbeitskraft, was öffentliche 
Beiträge zu Einrichtungen zur Kinderbe­
treuung nahezu unumgänglich macht; 
andererseits aber sollen diese Einrich­

tungen möglichst nichts kosten, was bloß 
geht, wenn sie nicht als öffentliche, son­
dern privat zu erledigende Aufgabe gel­
ten. So ist es kein Zufall, daß die rechtli­
chen Bestimmungen zur Versorgung mit 
Kindergärten und Kindertagesstätten im 
Jugendhilferecht angesiedelt bleiben sol­
len. Wären diese Einrichtungen als bil­
dungspolitische Einrichtungen behan­
delt, nötig für die Entwicklung der Kin­
der zu selbstverantwortlichen und ge- 
meinschaftsfahigen Personen, müßten 
sie kostenfrei sein wie die Schulen und 
wären Mindeststandards bei Ausstat­
tung, Personal und Pädagogik unter öf­
fentlicher Kontrolle selbstverständlich. 
So aber bleibt die rechtliche Konstruk­
tion einer nachgeordneten Hilfe im Falle 
privaten Versagens. Damit müssen bei­
spielsweise die Gemeinden Gebühren 
verlangen, und sind solche Dinge wie 
Ausstattungsgrundsätze öffentlicher 
Kontrolle durch die Gemeinderäte weit­
gehend entzogen und liegen in der Richt­
linienkompetenz von Landesministern.

Aber wäre eine „Verschulung“ der 
Kindergärten, eventuell sogar eine 
Pflicht zum Kindergartenbesuch, nicht 
eine drastische Einschränkung der per­
sönlichen Freiheit der einzelnen Fami­
lien? Das Gegenteil ist der Fall. Die Be­
völkerungspolitik des Monopolkapitals, 
eiskalt unmenschlich berechnend — wie 
lassen sich die Kosten minimieren für 
soundsoviel Arbeitskräfte, benötigt im 
Jahre 20xx, unter Berücksichtigung von 
y% Anwerbung im Osten, bei Ausdeh­
nung der Lebensarbeitszeit usw. —, setzt 
den meisten in der Gesellschaft enge äu­
ßere Bedingungen, denen sie sich zu un­
terwerfen haben, bis auf jene kleine Zahl 
von Reichen, für die solche Schranken 
nicht entstehen.

★
Vor knapp zwanzig Jahren hatte die Ar­
beiterbewegung im Kampf um eine öf­
fentliche Kinderversorgung eine ziemli­
che Niederlage erlitten. Der Reaktion 
war es gelungen, vor allem bei den aka­
demisch gebildeten Lohnabhängigen 
Aufstiegsinteressen zu mobilisieren; die 
von der SPD angestrebten Gesamtschu­
len mit einer ganztägigen Versorgung 
ließen sich nicht halten, es wurde mo­
dern, für die private Versorgung von 
Kindern zu sein.

Jetzt ist aber aufgrund konjunktureller 
Umstände — starke Nachfrage des Kapi­
tals nach Arbeitskraft, die sich auch auf 
junge Frauen mit Abitur erstreckt — und 
demographischer Umstände eine politi­
sche Situation entstanden, in der genau 
diese Mittelschichten Interesse an öffent­
licher Kinderversorgung äußern. Die 
Union sowie die FDP sind in der schwie­
rigen Lage, dieses Interesse wie verbo­
gen auch immer berücksichtigen zu müs­
sen. Das bietet aber Chancen in der 
Sache etwas durchzusetzen, wenn von 
den Gewerkschaften mobilisiert wird für 
ausreichende und den erforderlichen 
Mindeststandards entsprechende öffent­
liche Versorgung der Kinder. — (alk)
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Melderecht

Bundesregierung 
plant Änderung

Die Bundesregierung hat im September 
einen ,,Entwurf eines ersten Gesetzes 
zur Änderung des Melderechtsrahmen­
gesetzes (MRRG)“ in den Bundestag 
eingebracht. In der Zielsetzung formu­
liert sie: „Bei der Durchführung des 
Melderechtsrahmengesetzes (MRRG) 
vom 16. August 1980 hat sich gezeigt, 
daß in einzelnen Regelungen noch stär­
ker als bisher auf eine bürgerfreundliche 
Gestaltung sowie auf das informationelle 
Selbstbestimmmungsrecht und das Ge­
bot der Verwaltungsvereinfachung 
Rücksicht zu nehmen ist.“

Zwischen 1980 und heute liegen die 
Volkszählung, das Urteil des Bundesver­
fassungsgerichts zur Volkszählung mit 
der Kreierung des Grundrechts auf infor­
mationelle Selbstbestimmung und dem 
Verbot des Melderegisterabgleichs mit 
den Volkszählungsdaten. Besagter Mel­
deregisterabgleich wäre durch das Mel­
derechtsrahmengesetz gedeckt gewesen: 
Die Meldebehörde darf an andere Behör­
den Daten übermitteln, „wenn dies zur 
rechtmäßigen Erfüllung der in ihrer Zu­
ständigkeit oder der Zuständigkeit des 
Empfängers liegenden Aufgabe erfor­
derlich ist“(§ 18, Abs. 1 MRRG). Wer 
nun glaubt, das Verbot bestimmter 
Übermittlungen durch das Verfassungs­
gericht solle berücksichtigt werden, der 
irrt: „Die datenschutzrechtlichen Be­
stimmungen des MRRG haben sich im 
übrigen bewährt. Sie sind ein Beispiel 
für einen effektiven bereichsspezifischen 
Datenschutz“.

Vielmehr soll diese Änderung gewähr­
leisten, durch die Volkszählung erstma­
lig gewonnene Informationszusammen­
hänge über die Haushaltsstruktur fort­
schreiben zu können, sowie erfolgte so­
zialpolitische Entwicklungen über fami­
liäre Beziehungen und Abhängigkeiten 
melderechtlich abzudecken. In den Auf­
gaben und Befugnissen wird nun gemäß 
Änderungsbegründung verstärkt der In­
formationsaspekt gegenüber unter­
schiedlichsten Dienststellen betont, statt 
der ursprünglichen sicherheitspolizeili­
chen Aufgabe.

Daten von Kindern werden nach Voll­
endung des 18. Lebensjahres bei den El­
tern nicht mehr gelöscht, sondern bis 
zum 27. Lebensjahr fortgeschrieben. 
„Insbesondere soll damit die Erteilung 
notwendiger Bescheinigungen für den 
Bereich der sozialen Sicherung erleich­
tert werden.“ Die sozialpolitische Ent­
rechtung, daß erwachsene Menschen 
statt ein ausreichendes Einkommen wäh­
rend der Ausbildung zu erhalten, auf 
Kindergeld und BAFöG gedrückt wer­
den, wird nun melderechtlich nachvoll­
zogen. In dieselbe Kerbe der Stärkung 
des familiären Gewaltverhältnisses 
schlägt die Änderung, daß bei auswärts 

wohnenden Minderjährigen immer die 
Wohnung der Eltern der Hauptwohnsitz 
ist, egal, an welchem Ort sich der über­
wiegende Teil des Lebens des Ausgezo­
genen abspielt.

Bisher durfte die Meldebehörde nur 
Daten erheben bei der An- und Abmel­
dung des Einwohners. Nunmehr darf sie 
dies auch bei der Änderung des Wohn­
status eines Einwohners. Ein Beispiel: In 
einer Wohngemeinschaft war für einen 
Teil die Wohnung Hauptwohnung, für 
den anderen Zweitwohnung. Wird nun 
aus der Zweitwohnung eine Hauptwoh­
nung, so durften bisher nur von der di­
rekt betroffenen Person Daten erhoben 
werden. Da sich aber der Wohnstatus 
der anderen Person auch geändert hat, 
kann das Meldeamt auch von ihr Infor­
mationen abverlangen. „Eine entspre­
chende Legitimation ist jedoch im Hin­
blick auf die Führung der Wanderungs­
statistik und der Berichtigung der Melde­
register erforderlich“, heißt es in der 
Begründung.
Alle Zitate aus: Bundestagsdrucksache
11 / 5111 vom 31.8.1989- (thh)

Dienstleistungsabend
Stuttgart als 
Pilotprojekt?

Wenn es nach dem Stuttgarter Beklei­
dungskonzern Breuninger gegangen wä­
re, hätte der Dienstleistungsabend schon 
am 5. Januar 1989 stattgefunden. Die

Zahlreiche Belegschaften streikten ge­
gen den Dienstleistungsabend.

Vorbereitungen für diesen Tag wurden 
seit spätestens Herbst 1988 getroffen. 
Breuninger-Geschäftsführer van Agt- 
mael konnte im Januar 1989 verkünden, 
daß Breuninger sofort mit dem Abend­
verkauf beginnen könne, sobald die poli­
tische Entscheidung getroffen sei. Einen 
bedeutenden Einfluß auf die Meinungs­

bildung hatte auch die über zehn Jahre 
währende Kampagne für den Abendver­
kauf bis 22 Uhr in der Klett-Passage.

Als Anfang Juli 1989 auch in Baden- 
Württemberg der Manteltarifvertrag mit 
der Verankerung des Ladenschlußgeset­
zes um 18.30 Uhr verabschiedet wurde, 
waren in Stuttgart die Weichen schon ge­
stellt. Die Protokollnotiz, die besagt, 
daß davon nur „zur Vermeidung von 
spätöffnungsbedingten Wettbewerbs­
nachteilen“ abgewichen werden kann, 
war in Stuttgart ungeprüft zum Maßstab 
geworden. Jetzt, kurz vor dem 5. Okto­
ber steht der Abendverkauf in der Stutt­
garter Innenstadt so gut wie sicher. Ne­
ben Breuninger sind es Fachgeschäfte 
und zahlreiche kleinere Läden. Vor al­
lem in den Einkaufszonen werden die 
Läden öffnen. Betriebsräte gibt es dort 
so gut wie keine.

Inzwischen haben auch die Geschäfts­
leitungen von Kaufhof und Hertie Anträ­
ge auf Ladenöffnung am Donnerstag­
abend bis 20.30 Uhr gestellt: die Beleg­
schaften sind verunsichert, da sie inmit­
ten von ca. 100 abendgeöffneten arbei­
ten. In dieser Situation hat das Unterneh­
merargument gewirkt, daß die „eigene“ 
Firma Einbußen erleiden würde, in de­
ren Folge Arbeitsplätze gestrichen wer­
den könnten. Aus diesem Grund haben 
die Belegschaften ihre Betriebsräte auf­
gefordert, in die Verhandlungen einzu­
treten. Von den Beschäftigten geht kaum 
mehr jemand davon aus, am Abendver­
kauf vorbeizukommen.

Das ist bitter, haben doch in zahlrei­
chen Aktionen und im Streik auch die 
Beschäftigten der Stuttgarter Kaufhäuser 
ihren Widerstand gegen den Dienstlei­
stungsabend erklärt. Die Betriebsräte 
werden aller Wahrscheinlichkeit nach 
eine Betriebsvereinbarung abschließen. 
Dann wollen sie wenigstens eine bessere 
Arbeitszeitverteilung als bisher errei­
chen — vor allem eine größere Anzahl 
freier Wochenenden. Bisher hatte eine 
Verkäuferin z.B. bei Hertie nur jeden 6. 
Samstag frei. — (uld. AGD/ccs)

CDU-Parteitag
Ausländer sozial 
nicht vollwertig

Die Neubestimmung der Ausländerpoli­
tik war eines der wichtigsten Themen auf 
dem CDU-Parteitag in Bremen. Offen­
bar ermutigt durch die Wahlerfolge der 
Republikaner, faßte die CDU einen Be­
schluß, der eine sehr weitgehende Aus­
grenzung der ausländischen Lohnabhän­
gigen aus dem gesellschaftlichen und 
politischen Leben in der BRD vorsieht. 
Die Erfahrungen und das Wissen um die 
brutale Fremdarbeiterpolitik des Nazire­
gimes werden frech beiseite geschoben, 
und mit bisher nicht dagewesener Offen­
heit wird klargestellt, wer als vollwerti­
ges Mitglied der Gesellschaft anzusehen
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ist:
„Das deutsche Volk hat sich in seiner 

Geschichte offen gezeigt für die Aufnah­
me von Menschen fremder Nationalität. 
. .. Wer von den bei uns lebenden Aus­
ländern Deutschland als Zukunft für sich 
und seine Kinder sieht, dessen Weg führt 
zur deutschen Staatsangehörigkeit. Mit 
dem Erwerb der Staatsangehörigkeit 
wird die rechtliche Zugehörigkeit zu un­
serer staatlichen Gemeinschaft doku­
mentiert; Rechte und Pflichten werden 
gleichermaßen übernommen.“

Damit wird ein klarer Trennungsstrich 
gezogen, für welchen Teil der Bevölke­
rung sich die CDU in ihrem politischen 
Handeln noch verpflichtet sieht und für 
welchen nicht. Nach der Feststellung der 
Unterschiede im rechtlichen und politi­
schen Status zwischen deutschen und 
nichtdeutschen Staatsangehörigen geht 
die CDU dann noch einen Schritt weiter 
und kündigt an, daß auch im Sozialstatus 
entsprechende Unterschiede einzurich­
ten seien: „Außerdem können unser so­
ziales Netz, unsere vielfältig differen­

zierten Bildungseinrichtungen mit frei­
em Zugang, eine ausreichende Versor­
gung mit Wohnraum sowie eine umfas­
sende von Staat und Gesellschaft getra­
gene Daseinsvorsorge nicht einer unbe­
schränkten Zahl von Menschen zur Ver­
fügung gestellt werden.“ Es ist damit zu 
rechnen, daß die CDU die ohnehin schon 
bestehenden Diskriminierungen der aus­
ländischen Lohnabhängigen — z.B. bei 
der Steuergesetzgebung, auf dem Ar­
beits- und Wohnungsmarkt — in nahezu 
allen sozialstaatlichen Bereichen ver­
schärfen will. Die deutsche Staatsange­
hörigkeit würde sich so mit einem deut­
schen Sozialstatus verbinden, auf den 
eben nicht Anspruch hat, wer nicht 
deutsch und damit der „staatlichen Ge­
meinschaft“ nicht „zugehörig“ ist. 
Späth, der ja nicht mehr ins Präsidium 
gewählt wurde und sich in seinem politi­
schen Handeln jetzt „freier fühlt“ und 
mehr über den Bundesrat agieren will, 
wird einer derjenigen sein, die diese Po­
litik in der Praxis vorantreiben. Es sei 
nur an seine Bundesratsinitiative zu Be­

ginn dieses Jahres erinnert, Asylbewer­
bern die Sozialhilfe auf 80 % zusammen­
zustreichen, weil diese weniger brau­
chen würden als Deutsche. In dem Be­
schluß selbst wurde bereits die Forde­
rung aufgenommen, daß „die Verpflich­
tung zur Abschiebung bei schweren De­
likten und bei Delikten im Wiederho­
lungsfall als Nebenstrafe im Strafgesetz­
buch verankert werden“ soll.

Im Forderungsteil orientiert sich die 
CDU an den von Schäuble mit der FDP 
ausgehandelten Eckwerten für ein neues 
Ausländergesetz, die die Rechtlosigkeit 
der ausländischen Lohnabhängigen wei­
ter zementieren, (siehe Pol. Ber., 10/89) 
Drastische Verschärfungen werden für 
die Asylpolitik gefordert: Ausweitung 
der Zwangsarbeit; Zurückweisung be­
reits an der Grenze, wenn der Flüchtling 
aus einem Staat einreist, in dem ihm 
keine Verfolgung droht; Verschärfung 
der Abschiebepolitik und EG-Harmoni­
sierung, so daß jeweils nur einmal in 
einem EG-Staat Asylanträge eingereicht 
werden können. — (rac)

Antifaschistische Gewerkschaftsdiskussion

Schwache DGB-Kritik an
Faschismus und Reaktion

In den letzten Monaten gab es intensive 
Auseinandersetzungen in den Gewerk­
schaften um die Republikaner und ande­
re faschistische Organisationen, um die 
Frage, wie mit faschistischen oder rassi­
stischen Aktivitäten in Betrieben umzu­
gehen ist oder wie man das Problem von 
Republikaner-Funktionären, die
Gewerkschaftsmitglieder sind, befassen 
soll. Der DGB legte jetzt am 5.9.1989 
„erste Positionen“ zu den Republika­
nern vor.

Während beispielsweise von etlichen 
Ortsvereinen der IG Metall (s. Sonder­
nummer der „Metall“ zum bevorstehen­
den IGM-Gewerkschaftstag) die Repub­
likaner eindeutig als faschistische Orga­
nisation eingestuft und behandelt wer­
den, windet sich der DGB hier eher um 
eine klare Aussage herum und spricht 
den REP ein „klar und eindeutig zuzu­
ordnendes ideologisches und politisches 
Konzept“ ab. Die Kritikpunkte des DGB 
greifen dementsprechend auch etwas 
kurz: Nicht benannt wird der von den 
REP massiv propagierte Nationalismus 
und Revanchismus. Ebenfalls vermißt 
man eine Auseinandersetzung mit den 
Programmpunkten der REP, die auf 
Schaffung völliger Freiräume für kapita­
listisches Wirtschaften abzielen.

Problematisch ist insbesondere, daß 
der DGB die Ursache für den Zulauf und 
die Stimmengewinne der Republikaner 
offensichtlich im wesentlichen bei den 
„sozial benachteiligten Schichten und 
Schichten mit mittlerem bis unterem Bil­

dungsniveau“ sucht. Dies entspricht der 
landläufigen Interpretation der Wahler­
gebnisse, wonach im wesentlichen 
Lohnabhängige das reaktionäre Wähler­
potential der REP stellen würden. Der 
DGB als gewerkschaftliche Interessen­
vertretung genau dieser gesellschaftli­
chen Klasse sollte besseres zu tun haben, 
als interessierte Vorurteile blanko zu 
übernehmen, nämlich zum Beispiel Kri­
tik an konservativer und reaktionärer Po­
litik betreiben. Mit keinem Wort geht 
der DGB auf die herrschende Regie­

rungspolitik ein, die mit ihrer Förderung 
der „Leistungswilligen“, Ausgrenzung 
der sozial Schwachen systematisch eine 
völlig individualisierte, entsolidarisierte, 
kollektiver Rechte beraubte Konkur­
renz-Gesellschaft betreibt, wo jeder ge­
gen jeden gehetzt werden soll, während 
gleichzeitig mit der Ausländerpolitik die 
rassistische Ungleichbehandlung von 
Menschen vorpraktiziert wird. Das Posi­
tionspapier des DGB legt aber eher den 
Schluß nahe, daß er deshalb eine „ande­
re Politik, die die Ursachen der Wahler­
folge der Republikaner bekämpft“, will, 
weil er in den Opfern „sozialer Proble­
me, Massenarbeitslosigkeit, Wohnungs­
not“ die potentiellen REP-Wähler sieht. 
Daß aber die Arbeits- und Wohnungslo­
sen die „rechtsextremistisch Anfälli­
gen“ sind, ist empirisch nicht haltbar.

Zu begrüßen ist, daß der DGB es als
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Erste Positionen des DGB 
zu den Republikanern

1. Ziele der Republikaner
Die Republikaner sind keine program­
matisch gefestigte Partei. Ihre Forde­
rungen bestehen vielfach aus politi­
schen Gemeinplätzen, politischen Ma­
ximalforderungen und simplen Rezep­
ten. Die programmatischen Aussagen 
sind politisch nicht aufeinander abge­
stimmt und fügen sich nicht zu einer 
Gesamtkonzeption zusammen . .. Die 
fehlende Festlegung auf ein wirklich 
klares und eindeutig zuzuordnendes 
ideologisches oder politisches Konzept 
(macht) eine inhaltliche Auseinander­
setzung mit den Republikanern nicht 
leicht. Dennoch läßt sich anhand der 
bisherigen programmatischen Aussa­
gen und Forderungen der Republikaner 
diese Partei als antidemokratisch, 
rechtsextremistisch und nationalistisch 
einordnen. Dies wird insbesondere an 
folgenden Punkten deutlich:
Die Republikaner verharmlosen natio­
nalsozialistische Verbrechen . . .
Die Republikaner schüren Ausländer­
feindlichkeit und Fremdenhaß . . .
Die Republikaner wollen die Presse­
freiheit einschränken . . .
Die Republikaner wollen die Gewerk­
schaftsarbeit beschränken und die Ta­
rifautonomie zerschlagen .. .
2. Die Partei
... (Die Funktionäre) kommen vor­
nehmlich aus dem Lager von NPD, an­
deren rechten Gruppierungen oder der 
CDU und CSU . . . Nach Aussagen des 
Vorsitzenden soll die Partei zur Zeit 
ca. 13000 Mitglieder haben . . . Aussa­
gen (sind) nicht verifizierbar, daß ein 

Großteil der Mitglieder Polizisten oder 
Beschäftigte des übrigen öffentlichen 
Dienstes sind . . . Die Finanzierung der 
Partei ist bis auf weiteres absehbar als 
sicher anzusehen. Bei der Europawahl 
gab es . . . eine Wahlkampfkostenerstat­
tung von 16,1 Millionen DM. Bei ähnli­
chen Wahlergebnissen in nächster Zeit 
könnten die Republikaner bis Ende 1990 
mit weiteren 40 bis 60 Millionen DM 
rechnen. . .
3. Die Wähler
... (Die vorliegenden Wahlanalysen) 
lassen den Schluß zu, daß Wähler der 
Republikaner aus unterschiedlichen Be­
reichen kommen:
— Ein Protestpotential von Wählern der 
heutigen Bundestagsparteien . . ., vor­
nehmlich jedoch aus dem Lager der 
Unionsparteien. . .
— Ein Großteil des Wählerpotentials 
kommt aus sozial benachteiligten 
Schichten und Schichten mit mittlerem 
bis unterem Bildungsniveau . . .
— Überdies muß nach wie vor von ei­
nem nennenswerten Prozentsatz der 
„Ewig Unbelehrbaren“ ausgegangen 
werden. . .
4. Schlußfolgerungen
Die Heterogenität der Wählerschaft ist 
Ausdruck dafür, daß die Republikaner in 
der Gesamtbevölkerung bereits sehr 
stark akzeptiert sind ... Es muß gelin­
gen, diejenigen, die den . . . Republika­
nern folgen, zu ihren jeweiligen themati­
schen Schwerpunkten anzusprechen und 
gewerkschaftliche Aufklärungsarbeit zu 
betreiben. Notwendig ist hierfür eine 
andere Politik, die die Ursachen der 
Wahlerfolge der Republikaner be­
kämpft. Dazu gehören soziale Probleme, 
Massenarbeitslosigkeit, Wohnungsnot 

sowie der Glaubwürdigkeitsverlust der 
etablierten Politik. . .
5. Aufgaben für die Gewerkschaften 
Zunächst muß darauf hingewiesen wer­
den, daß der DGB 1969 einen Unver­
einbarkeitsbeschluß gegen die NPD 
und 1987 Unvereinbarkeitsbeschlüsse 
gegen die DVU und die FAP gefaßt 
hat. Aus der personellen und inhaltli­
chen Nähe bzw. Überschneidung der 
Republikaner und ihres Programms mit 
anderen rechtsextremistischen Grup­
pierungen und Parteien resultiert die 
Tatsache, daß in der Mitgliedschaft 
über einen Unvereinbarkeitsbeschluß 
gegen die Republikaner diskutiert 
wird. Ein solcher Beschluß darf jedoch 
nicht zu Beginn einer intensiven Aus­
einandersetzung . . . stehen, sondern 
muß — wenn er gefaßt wird — das Er­
gebnis einer intensiven inhaltlichen 
Auseinandersetzung sein. Überdies 
wäre ein zum jetzigen Zeitpunkt gefaß­
ter Unvereinbarkeitsbeschluß mögli­
cherweise ein falsches Signal in der 
Mitgliedschaft, die damit die Auseinan­
dersetzung mit den Republikanern als 
beendet ansehen könnte . . . Als gesell­
schaftlich gestaltende Kraft haben die 
Gewerkschaften die Aufgabe, die in­
haltliche Auseinandersetzung mit den 
Vorstellungen der Republikaner zu 
führen. Deshalb werden der DGB und 
seine Mitgliedsgewerkschaften einen 
„Dialog der Demokraten“ organisie­
ren. Die Ablehnung der politischen 
Vorstellungen der Republikaner muß 
jedoch aus einem positiven Politikan­
satz insbesondere in den Folgen der 
Sozial- und Ausländerpolitik herrühren 
. . . (Es müssen) Argumentationsmate­
rialien erarbeitet werden.

Aufgabe der Gewerkschaften sieht, „die 
inhaltliche Auseinandersetzung mit den 
Vorstellungen der Republikaner zu füh­
ren“. Tatsächlich könnten die Gewerk­
schaften ein Erhebliches zu der gesell­
schaftlichen Ächtung von Faschismus, 
Militarismus und Rassismus und zu einer 
Gesellschaft, die vom Grundsatz der po­
litischen und sozialen Gleichheit aller 
Menschen bestimmt ist, beitragen. Der 
DGB verzichtet jedoch auf konkrete For­
derungen völlig = im Gegensatz zum 
Hauptvorstand der IG Metall, der in sei­
nem Leitantrag (Entschließung 22) zum
16. o. IGM-Gewerkschaftstag wenig­
stens fordert, daß das Grundrecht auf 
Asyl uneingeschränkt bleiben müsse, 
Ausländer ein Recht auf gesellschaftli­
che Gleichberechtigung hätten (jedoch 
wird das kommunale Wahlrecht für Aus­
länder nicht benannt!) und der Gesetzge­
ber Nachfolgeorganisationen der 
NSDAP aufgrund Art. 139 GG verbieten 
müsse. Der DGB bezieht zu der Frage 
eines Verbots faschistischer Organisatio­
nen keine Stellung; er problematisiert 
auch in keiner Weise die auch in bürger­
lichen Kreisen umstrittene Wahlkampf­

kostenerstattung für die Republikaner, 
die diesen einen zügigen Parteiaufbau 
überhaupt erst ermöglicht.

Auf dem Hintergrund der mangelnden 
Abgrenzung zu konservativ/reaktionärer 
Politik und der Schuldzuweisung der 
Republikaner-Erfolge ans einfache Volk 
stimmt einen die vom DGB beabsichtigte 
Kampagne „Dialog der Demokraten“ 
eher bedenklich. Eine inhaltsleere Ver­
brüderungspolitik mit CDU und FDP 
wird deren Orientierung nach Rechts­
außen eher noch den Anstrich gewerk­
schaftlicher Akzeptanz verleihen, denn 
Abgrenzung gegenüber Faschismus und 
Reaktion bewirken.

Einen Unvereinbarkeitsbeschluß der 
DGB-Gewerkschaften lehnt das Posi­
tionspapier des DGB im Gegensatz zu 
bisherigen Stellungnahmen von Breit 
und anderen Gewerkschaftsführern nicht 
ab, sondern behält sich Klärung vor. 
Richtig ist sicherlich, daß hierzu eine 
..intensive inhaltliche Auseinanderset­
zung“ erforderlich ist. Es geht eigentlich 
auch weniger um ,,Unvereinbarkeitsbe­
schlüsse“, die ja eine zweischneidige 
und mit obrigkeitlichen Ordnungsmetho­

den auch gegen linke Gewerkschaftsströ­
mungen gerichtete Praxis des DGB dar­
stellen. Es geht um das Festhalten an 
dem Standpunkt, daß Faschismus unver­
einbar mit Arbeiterinteressen ist, weil er 
nichts anderes als Zerschlagung und Un­
terwerfung der Arbeiter- und Gewerk­
schaftsbewegung bezweckt. Es gibt eine 
Reihe von Gewerkschaftsstatuten, auf 
die man sich zur Klärung dieser Frage 
beziehen kann. So heißt es im Statut der 
IG Metall: ,,Aufgaben und Ziele der 
Gewerkschaften sind insbesondere . . . 
3. Demokratisierung der Wirtschaft un­
ter Fernhaltung von neotäschistischen. 
militaristischen und reaktionären Ele­
menten“. Und bei der IG Medien: .,4. 
Grundsätze und Ziele ... 4.3.2 Weiter­
entwicklung der Demokratie in Staat und 
Gesellschaft. Demokratisierung der 
Wirtschaft, Bekämpfung von faschisti­
schen und militaristischen Einflüssen 
sowie aller sonstigen antidemokratischen 
Bestrebungen“. Und unter Punkt 11: 
..Ausschluß und Mißbilligung. Der Aus­
schluß eines Mitgliedes kann erfolgen, 
wenn dieses . . . d) faschistische Ziele 
verfolgt.“ -(ads)
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BRD

Aggression gegen die DDR 
läuft auf Hochtouren

Die Gunst oder Ungunst, mit der die 
BRD-Propaganda die Länder des östli­
chen Europas bedenkt, hat einen knall­
harten Maßstab. Ungarn und Polen etwa, 
deren Regierungen hoch im Kurs gehan­
delt werden, sind im Westen mit großem 
Abstand am stärksten verschuldet: Polen 
mit 37,8 Mrd.$, das sind ca. 1005$ je 
Einwohner, Ungarn mit 10,59 Mrd.$ 
oder 1060$ je Einwohner. Die Zahlen 
stammen vom September 1988, die Ten­
denz ist schnell steigend. Rumänien da­
gegen, von westlicher Seite noch vor 
zehn Jahren als „Vorreiter der Ost- 
West-Kooperation“ gelobt und anderen 
RGW-Ländern als „Vorbild“ vorgehal­
ten, steht heute zusammen mit der DDR 
im Zentrum des propagandistischen An­
griffs: Das Land wird bis zum Ende des 
Jahres seine vormals hohen Schulden an 
die imperialistischen Gläubiger weitge­
hend zurückgezahlt haben. (1)

Von wegen „Selbstbestimmung“: Manövriermasse für den BRD-Imperialismus

Auch die DDR hat ihre Nettoschulden 
(Schulden abzüglich der eigenen Gutha­
ben bei westlichen Banken) auf 6,9 
Mrd.$ im September 1988 und rd. 6 
Mrd.$ (das entspricht ca. 360$ je Ein­
wohner) Anfang 1989 deutlich reduziert. 
(2) Sie achtet strikt darauf, ihre Bilanz 
im Außenhandel mit der BRD — der 
rückläufig ist — wie insgesamt im West­
handel positiv zu halten. Sie verzichtet 
auf kreditfinanzierte Importe, so günstig 
auch die Konditionen scheinen mögen, 
mit denen die westdeutschen Banken die 
DDR zu ködern versuchen. (1) Selbst die 
zinslose Kreditlinie in Höhe von 1 Mrd. 
DM zur Finanzierung von vorüberge­
henden Ungleichgewichten im Handel 
mit der BRD (Swing) nimmt die DDR 
kaum in Anspruch — im Gegenteil war 
zu Jahresbeginn die BRD mit 200 Mio. 
DM Schuldner der DDR. (2) Schließlich 
und nicht zuletzt sind die westdeutschen

Konzerne bislang mit dem Ansinnen ge­
scheitert, die DDR solle sich für impe­
rialistischen Kapitalexport öffnen: Die 
DDR ist das letzte RGW-Mitgliedsland, 
in dem Joint Ventures mit Beteiligung 
ausländischen Kapitals nicht erlaubt 
sind. (1)

Dabei hatten die westdeutschen Kon­
zerne und Großbanken mit ganz anderen 
Entwicklungen fest gerechnet. Der 1983 
von F.J. Strauß eingefädelte Milliarden­
kredit mit seinen tückischen Bedingun­
gen (u.a. einer ungewöhnlich hohen 
Zinsrate) hatte den Weg bereiten sollen, 
die Produktionsmittel in der DDR mit 
bundesdeutschen Geldern zu moderni­
sieren und die Produktion verstärkt auf 
den Export in die BRD auszurichten, die 
Verflechtung mit dem Weltmarkt dar­
über hinaus durch kreditfmanzierte Im­
porte voranzutreiben und die DDR so in 
ein immer engeres Netz von Abhängig-

keiten zu verstricken. Allem Anschein 
nach ist diese Strategie zur beschleunig­
ten ökonomischen Durchdringung fehl­
geschlagen.

Der Fehlschlag kam die herrschende 
Klasse in der BRD um so härter an, als 
die DDR-Wirtschaft dabei keineswegs 
zusammengebrochen ist, sondern durch 
die Mobilisierung vorwiegend ihrer 
eigenen Ressourcen eine über Jahre posi­
tive Entwicklung verzeichnen kann. (3) 
Das Hamburger Weltwirtschaftsinstitut 
gibt wachsenden Lebensstandard der 
Bevölkerung in der DDR zu und konsta­
tiert mit steigendem Einkommen wach­
sendes Anspruchsniveau. (4)

Vor diesem Hintergrund fallt auf die 
Auswanderungswelle aus der DDR ein 
neues Licht. Ungeachtet dessen, daß der 
Auswanderung innere Widersprüche zu­
grundeliegen, tragen Umfang, Ablauf 
und alle Begleitumstände die Züge einer 

gezielten Kampagne. Ihre Urheber sitzen 
in der BRD. Ihre Opfer sind die DDR 
und letztlich auch der Großteil derjeni­
gen, die sich jetzt im „goldenen We­
sten“ wähnen. Ihr unmittelbarer Zweck 
ist, die DDR in einen Strudel zu treiben, 
aus dem sie sich aus eigener Kraft nicht 
mehr befreien kann, ihr strategisches 
Ziel die sog. „Wiedervereinigung“ oder 
genauer und in den Worten des SPD- 
„Deutschland“-Strategen Bahr ausge­
drückt, der „Anschluß“ der DDR an die 
BRD. (5)

Westliche Analysen der DDR-Wirt­
schaft gehen davon aus, daß ein wesent­
liches Hemmnis für weiteres wirtschaft­
liches Wachstum der Mangel an qualifi­
zierten Arbeitskräften ist (1) und daß 
sich dieser Mangel aufgrund der Alters­
struktur der DDR-Bevölkerung weiter 
verschärfen wird. Die gut 20000, die in 
den letzten Wochen über Ungarn in die 
BRD und nach Westberlin gelockt und 
gelotst wurden, sind überwiegend jung, 
im besten arbeitsfähigen Alter und 
durchweg gut ausgebildet. (6) Zwar sind 
20000, trotz allem Wirbel, der mit ihnen 
veranstaltet wird, so viel nicht, schon 
gar nicht angesichts der Wanderungsbe­
wegungen von Millionen und Abermil- 
lionen, die der europäische Großraum- 
Arbeitsmarkt in den letzten Jahrzehnten 
verursacht hat. Aber die Schätzungen 
besagen, daß einschließlich der legalen 
Übersiedler in diesem Jahr in der BRD 
und Westberlin mit insgesamt über 
120000 DDR-Übersiedlern zu rechnen 
ist. (7) Das fällt für die DDR bei einer 
Beschäftigtenzahl von gut 8,5 Millionen 
schon hart ins Gewicht. Offensichtlich 
spekuliert die BRD auf spürbare Produk­
tionsstörungen, ja regelrechte Produk­
tionseinbrüche in der DDR, die sie zu 
Erpressungsversuchen auszunutzen
trachtet.

Tatsächlich diskutiert eine bis weit in 
die Grünen hineinreichende Allparteien- 
Koalition öffentlich und detailliert, wie 
die DDR „die Gründe für den Ausreise­
druck“ (8) zu beseitigen hätte: Neben 
der Herstellung „persönlicher Freiheit“ 
und „politischer Selbstbestimmung“ (9) 
wird die weitgehende Revision der 
DDR-Wirtschaftspolitik verlangt, näm­
lich: umfassende Kooperation mit der 
BRD, angefangen bei der Infrastruktur, 
wo Siemens das Telekommunikations­
netz modernisieren könnte, über Verbes­
serung der Umwelt- und Wohnungssi­
tuation bis hin zur betrieblichen Koope­
ration in allen Bereichen und Zulassung 
westlicher Direktinvestitionen.

Warum gelingt es der aggressiven 
Kampagne der BRD, in der DDR solche 
Wirkung zu erzielen und solche Unruhe 
zu stiften? Warum ist die DDR, die die 
ökonomischen Aggressionen der letzten 
Jahre — wie dargelegt — recht souverän 
abgewehrt hat, jetzt so angreifbar? Diese 
Frage ist von Interesse, aber sie ist nur 
scheinbar die hauptsächliche Frage. Die 
Hauptfrage, die sich den Kräften des re­
volutionären Sozialismus in der BRD
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stellt und auf die sie eine Antwort finden 
müssen, womöglich bei Strafe ihres Un­
tergangs, ist: Wie gelingt es der west­
deutschen Bourgeoisie, sich bei ihrer 
Aggression gegen die DDR auf eine 
solch breite Massenbasis in der BRD zu 
stützen, und wie kann die Bourgeoisie 
bei der Verfolgung ihrer Strategie der 
Vernichtung der DDR isoliert werden?

Als großes Problem dabei hat sich die 
politische Haltlosigkeit großer Teile der 
Grünen und Alternativen und ihrer so­
zialen Basis herausgestellt, die sich — 
man lese nur mal die „taz“ — vom 
Deutschland-Taumel und den damit ver­
bundenen Expansionsgelüsten haben 
fortreißen lassen. (10) Starke Strömun­
gen in den Grünen sind im Begriffe, 
selbstverständliche antiimperialistische 
Positionen wie die Forderung nach An­
erkennung der DDR-Staatsbürgerschaft 
zu räumen und alternative Modelle und 
Linien für die Einmischung in die inne­
ren Angelegenheiten der DDR und Bean­
spruchung hoheitlicher Rechte über die 
DDR-Staatsbürger zu entwickeln, so et­
wa mit dem Vorschlag der „doppelten 
Staatsbürgerschaft“. (11) Wenn dann 
noch der grüne Vorstandssprecher Fücks 
mit unerträglicher Am-grünen-Wesen- 
soll-die-Welt-genesen-Anmaßung das 
Urteil fällt, „daß das jetzige gesell­
schaftspolitische System der DDR keine 
eigenstaatliche Legitimation geschaffen 
hat“ (11), dann ist der Schritt zu grün-al­
ternativer (Wieder)-Vereinigungspropa- 
ganda nicht mehr weit.
(1) Alle Zahlenangaben aus: Klaus Bolz, Die 
wirtschaftliche Entwicklung in den sozialisti­
schen Ländern Osteuropas zur Jahreswende 
1988/89, Veröffentlichung des Instituts für Wirt­
schaftsforschung, HWWA Hamburg; (2) ebenda 
und Frankfurter Allgemeine, 17.3.89; (3) siehe 
dazu etwa den Artikel ,,Chip-Macht DDR“ in 
der Welt vom 18.8. Die „International Herald 
Tribüne“ vom 16.5.89 spricht von der DDR- 
Wirtschaft als „östlichem Stern“, der allerdings, 
so wird behauptet, jetzt im Sinken begriffen sei; 
(4) siehe Angabe unter (1), S. 52ff; (5) Welt, 
11.9.89; (6) Frankfurter Allgemeine, 14.9.89; 
(7) Neue Zürcher Zeitung, 20.9.89; (8) Bundes­
minister Seiters am 14.9. im Dtsch. Bundestag, 
Stenographische Berichte S. 12036; (9) ebenda, 
S. 12037; (10) Aufschlußreich sind die hem­
mungslosen Phantasien des britischen Wirt­
schaftsmagazins Economist, die die Neue Osna­
brücker Zeitung am 2.9. unter der Überschrift 
„Wirtschaft von geballter Kraft“ wiedergibt: 
„Wichtiger noch wäre die Tatsache, daß 17 Mil­
lionen in ein kapitalistisches System eingeglie­
derte Ostdeutsche ein neues deutsches Wirt­
schaftswunder verursachen würden ... Es (das 
Magazin — Red.) stellt sich Firmenzusammen­
schlüsse zwischen Elektronikkonzernen wie Sie­
mens und Carl Zeiss Jena vor und den Beitrag, 
den Daimler Benz für die Autoindustrie des Ost­
teils leisten könnte. Die Wiedervereinigung wä­
re auch eine große Herausforderung für die 
westdeutschen Banken, die die Modernisierung 
der DDR-Wirtschaft finanzieren.“ Daß solche 
Expansion ungezählte neue Karrieremöglichkei­
ten vor allem für die werktätige Intelligenz ab­
werfen würde, mag erklären, warum die Intelli­
genz für die Deutschland-Expansionspropaganda 
überausanfällig ist; (11) taz. 1.9.89 -’(scc)

Internationale Presse: ... der end­
gültige Sieg des Westens im Kalten Krieg

Les Echos, Frankreich: . .. die Aus­
sichten in der DDR sind von einem Teil 
der ostdeutschen Elite derart negativ 
eingeschätzt worden, daß sie sich ent­
schieden haben, in die Bundesrepublik 
zu gehen, und damit haben sie die Ak­
tualität der deutschen Frage wieder ab­
rupt ins Rampenlicht gerückt.

II Messagggero, Italien: Der Exodus 
belegt den Anspruch der Menschen auf 
Menschenrechte und Selbstbestim­
mung, aber vor allem kennzeichnet er 
für Europa die Existenz der deutschen 
Frage. Wenn es im Osten Bewegung 
gibt, bewegt sich auch das übrige Euro­
pa. Und im Zentrum Europas befindet 
sich diese geteilte Nation. Wir sind 
Zeuge des Scheitern des Kommunis­
mus, aber auch einer Veränderung der 
Teilung im Nachkriegseuropa, festge­
schrieben in Jalta.

Der Standard, Österreich: Völkerwan­
derungen besiegeln Anfang und Ende 
von Epochen. Die jetzige Völkerwan­
derung von Ost nach West hat die in 
Jalta per Federstrich vollzogene Tei­
lung Europas in der Realität nach und 
nach aufgeweicht. Mit Ungarns Ver­
halten gegenüber den Tausenden DDR- 
Flüchtlingen ist Jalta quasi auch offi­
ziell hinfällig.

Liberation, Frankreich: Schon seit 
Monaten erkennt man allmählich im 
Westen, daß man die Landkarte Euro­
pas bald abändern muß, nachdem die 
Bürden der Nachkriegszeiten allmäh­
lich schwinden. Innerhalb weniger Ta­
ge hat Polen eine Regierung bekom­
men, in der die Kommunisten in der 
Minderheit sind, und Ungarn hat der 
DDR den Rücken gekehrt. Das ist ein 
schwerer Schlag für die Weltordnung 
von Jalta und die Logik der Politik der 
Blöcke . . . Wenn die Karte Europas 
neu gezeichnet wird, stellt sich 
zwangsläufig wieder die Deutschland­
frage. Das Problem der Wiedervereini­
gung der beiden deutschen Staaten wird 
wieder ganz akut, selbst wenn sich die 
Flüchtlinge von Passau mehr nach 
Freiheit und Wohlstand sehnen als nach 
einem Wiedersehen mit den anderen 
Deutschen.

The Independent, Großbritannien: 
Wenn der Beginn der Freiheit für Ost­
deutschland heute ein Verlangen nach 
Einheit bringt, das in der Bundesrepu­
blik sein Echo findet, sollten wir uns 
dem nicht entgegenstellen. Statt über 
Möglichkeiten zur Verhinderung der 
deutschen Einigung sollten wir lieber 

darüber nachdenken, wie dies friedlich 
zu vollbringen ist: der endgültige Sieg 
des Westens im Kalten Krieg.

Quotidien de Paris, Frankreich: Wir 
sind dabei, uns bewußt zu werden, daß 
dieser Staat, der in all seinen Teilen 
von den Sowjets geschaffen wurde, nur 
eine Existenzberechtigung hat, solange 
er sozialistisch bleibt. Von dem Augen­
blick an, wo die Regierungen in Osteu­
ropa aus wirtschaftspolitischen Grün­
den mit Reformen beginnen, erscheint 
die DDR nicht nur als anachronistisch, 
sondern als gänzlich unnütz. Aber die 
DDR ist auch ein wesentlicher Teil des 
strategischen und diplomatischen 
Spiels auf der europäischen Bühne. Al­
le Welt sieht in ihr das Symbol der Tei­
lung Europas in zwei Lager, kapitali­
stisch und sozialistisch. Für die Sowjet­
union ist sie zusammen mit Polen der 
Schlüssel zur eigenen Sicherheit. 
Schließlich dient sie allen Ländern Eu­
ropas, die unter Hitler-Deutschland lei­
den mußten, als bequeme Garantie ge­
gen die Wiedergeburt eines deutschen 
Imperialismus. Es erstaunt deshalb 
nicht, daß sie nicht so bald bereit sein 
werden, die DDR verschwinden zu se­
hen. Frankreich vielleicht weniger als 
alle anderen.

Sunday Telegraph, Großbritannien: 
Wiedervereinigung wird nicht einfach 
ein größeres Westdeutschland bedeu­
ten, unter Einschluß Preußens. Tat­
sächlich bedeutet sie die Zerstörung 
des westdeutschen Staates, wie wir ihn 
kennen, und an dessen Stelle tritt ein 
Staat mit einer grundlegend geänderten 
politischen Balance und nationalen 
Identität. Im Zentrum Berlins — wo die 
neue Regierung ihren Sitz nehmen wird 
— steht noch ein Denkmal Friedrichs 
des Großen zu Pferde, sein Arm zeigt 
ostwärts in Richtung Schlesien. In 
Bonn wäre solch ein Monument unvor­
stellbar. Aber in einem wiedervereinig­
ten Deutschland wird vieles geschehen, 
was in Bonn unvorstellbar ist.

Financial Times, Großbritannien: Soll­
te Deutschland schließlich wiederverei­
nigt werden, dann keinesfalls aufgrund 
eines plötzlichen Zusammenbruchs der 
DDR. Das dadurch entstehende Vaku­
um in der Mitte Europas führt zu einer 
Instabilität, welches die Sowjetunion 
zu einer Intervention herausfordern 
und damit eine ernsthafte Bedrohung 
des Weltfriedens darstellen könnte.

Zusammenstellung nach: Der Spiegel 38/1989; 
Kölner Stadtanzeiger. 13.9.; FAZ. 14.4.9.; 
taz. 15.9.
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Türkei/Nordwest-Kurdistan

„Serihildan“ —Volksaufstand 
gegen die Kolonialmacht

Appell: 9 Bauern grausam ermordet und 
als „PKK-Militante“ ausgegeben. 2000 
Menschen protestierten darauf iin gegen 
das an der Zivilbevölkerung verübte 
Massaker und riefen „Nieder mit der 
Türkei“, „Nieder mit dem Faschismus“.

Die Auseinandersetzungen zwischen den türkischen Kolonialtruppen in Nordwest- 
Kurdistan und der kurdischen Bevölkerung und ihren Organisationen, insbesondere 
den Guerillaeinheiten der ARGK, haben sich in der letzten Zeit sichtbar zugespitzt. 
Die ERNK (Nationale Befreiungsfront Kurdistans) geht davon aus, daß die „Serihil- 
dans“ (kurdisch: Volksaufstände) gegen die türkische Kolonialmacht in der nächsten 
Zeit deutlich zunehmen werden.

Am 14. Mai hatten 500 Menschen in Hakkari eine Protestdemonstration durchge­
führt, nachdem türkische Militärs kurdische Schülerinnen belästigt und beschimpft 
hatten und kurdische Jugendliche, die den Mädchen zu Hilfe eilten, verhaftet hatten.

5000 Menschen, darunter viele Frauen, Kinder und alte Menschen, blockierten am
17. Juli die Straße zwischen Uludere und Sirnak, um gegen eine über mehrere Dörfer 
verhängte Ausgangssperre zu protestieren, die den Bauern den Weg zu ihren Äckern 
und Weiden versperrte und faktisch einer versuchten Aushungerung bzw. Deportation 
der Bevölkerung der Region gleichkam.

Die Einheiten der ARGK greifen die türkischen Truppen insbesondere in der Region 
Botan inzwischen fast täglich erfolgreich an. Dabei sind zu ihrer Bekämpfung allein in 
der Region Botan 1100000 türkische Soldaten und „Spezialtruppen“ stationiert. In 
einer Stadt wie Sirnak (15000 Einwohner) sind allein 20000 Mann stationiert, darunter 
10000 Mann ständige türkische Garnison. Von der Operation in den Cudi-Bergen, bei 
der die türkische Armeeführung fast 15000 Mann eingesetzt hat, um mit modernsten 
Waffen, mit Spezialhubschraubern, Feuerwerfern, Brandbomben und vermutlich 
auch chemischen Waffen vermutete Schlupfwinkel und Stützpunkte der ARGK zu zer­
stören, treffen weiterhin nur spärliche Nachrichten ein. Das läßt vermuten, daß die tür­
kische Armee nicht viel Erfolge vorzuweisen hat.

Zwischen türkischer Regierung und Armeeführung häufen sich die Krisensitzungen 
wegen der Entwicklung des Befreiungskampfes. Selbst die Armeeführung spricht in­
zwischen von einer „bürgerkriegsartigen“ Entwicklung in Botan und anderen Teilen 
Nordwest-Kurdistans. Im folgenden dokumentieren wir eine Presseerklärung des Köl­
ner-Kurdistan-Komitees über die jüngsten Aufstandsaktionen der Bevölkerung in der 
5000 Einwohner zählenden Stadt Silopi. Auslöser der Aktionen in Silopi war die bruta­
le Ermordung von neun kurdischen Bauern, die von türkischen Soldaten offenbar 
ohne jegliche Warnung hinterrücks ermordet worden waren. Nach den bisher vorlie­
genden Meldungen wurden bei den darauffolgenden Protestaktionen in Silopi fünf 
Journalisten und 80 Einwohner aus der Stadt und der näheren Umgebung verhaftet. 
Den Journalisten wurden sämtliche Fotoapparate und Filme beschlagnahmt. Über die 
Stadt selbst wurde eine Ausgangssperre verhängt und die Stadt abgeriegelt. Jedes 
Betreten und Verlassen der Stadt wurde von den Militärbehörden zeitweise verboten.

Am 18. September 1989 wurden bei ei­
ner Miltitäroperation der türkischen Ar­
mee-Einheiten in dem Dorf Derebasi bei 
der Kreisstadt Silopi neun kurdische 
Bauern von hinten angeschossen und auf 
grausame Weise ermordet. Die Zeitun­
gen danach berichteten von diesem Er­
eignis mit Überschriften wie „Neun 
PKK-Militante wie ein Sieb durchbohrt“ 
— „Dem Verräter Schlag aus der Luft —- 
9 Tote“. Jedoch offenbarte der ent­
schlossene Widerstand des Dorfes, daß 
einfache Bauern aus der Zivilbevölke­
rung erschossen und als PKK-Militante 
ausgegeben worden waren. Die Ermor­
deten sind: Münir Aydin, Üzeyir Arzik, 
Abbas Bayan, Fevzi Bayan und Resit 
Eren (drei weitere Namen sind nicht be­
kannt).

Dieses Ereignis hat unter der Bevölke­
rung derart heftige Reaktionen ausge­
löst, daß am 20.9.1989 2000 Menschen 
die Regierungsgebäude in der Kreisstadt 
Silopi gestürmt und mit Steinen ange­
griffen, die Scheiben eingeschlagen und 
mit Parolen wie „Nieder mit der Tür­
kei“, „Nieder mit dem Faschismus“ da­
gegen protestiert haben, woraufhin hefti­
ge Auseinandersetzungen zwischen den 
Armee-Einheiten und der Bevölkerung 
zustandekamen.

Dieses Ereignis ist nur ein Beispiel 
dessen, was im Jahre 1989 im Kriegs­
schauplatz Kurdistan und allem voran in 
Botan zum Alltag geworden ist. Schon 
zuvor wurden bei Hakkari sechs Bauern, 
die auf dem Feld gearbeitet hatten, er­
schossen und danach derart entstellt und

Protestaktionen der Bevölkerung in Silopi

verbrannt, daß sie später als Terroristen
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ausgegeben werden konnten. Die Lei­
chen wurden zur Abschreckung der Be­
völkerung als „PKK-Militante, die ihr 
Ende gefunden haben“ zur Schau ge­
stellt.

Angesichts der immer wachsenden Be­
teiligung der Volksmassen an dem von 
der PKK getragenen Unabhängigkeits­
kampf und der damit verbundenen Er­
starkung der Guerilla wird vor allem seit 
dem Sommer 1989 der Krieg gegen die 
Guerilla immer mehr auf die Zivilbevöl­
kerung ausgedehnt. Was will der türki­
sche Staat damit erreichen und was sind 
seine Ziele? Diese Beispiele zeigen deut­
lich, daß der türkische kolonialistische

PKK-Generalsekretär Özalan 
zum PKK-Prozeß in der BRD

Im folgenden dokumentieren wir Auszü­
ge aus einer Rede von PKK-Generalse- 
kretär Özalan zu dem am 24. Oktober 
vor dem OLG-Düsseldorf beginnenden 
Prozeß gegen 19 Kurdinnen und Kur­
den wegen angeblichem Verstoß gegen 
§ 129a StGB. Die vollständige Rede ist 
in der neuesten Ausgabe des „Kurdi­
stan-Reports“ dokumentiert.
„Man will in der BRD einen PKK-Prozeß 
eröffnen! .. . Wir sollen angeblich 
„Straftaten“ begangen und krumme Sa­
chen gedreht haben ...

Wenn der Kampf der PKK bis 1980 
hätte liquidiert oder unser bewaffneter 
Elan nach dem 15. August 1984 binnen 
ein bis zwei Jahren hätte niedergeschla­
gen werden können, hätte man nicht die 
Notwendigkeit gespürt, einen derartigen 
Prozeß durchzuziehen. Die Imperialisten 
sind klug (gewieft); sie würden, anstatt 
sich der PKK direkt entgegenzustellen, es 
aus ihrer Sicht für angebrachter halten, 
Intrigen gegen die Widerstandssubstanz 
der PKK durchzuführen ... wie sie die 
gewünschte gemäßigtere PKK‘ oder ,de­
mokratischere PKK‘ schaffen könnten

Wir wollen zugleich betonen, es kann 
sein, daß einige Ereignisse geschehen 
sind, die aus juristischer Sicht verurteilt 
werden. Es kann sein, daß auf deutschem 
Boden einige Ereignisse geschehen sind. 
Doch das sind Ereignisse, die vor vier 
Jahren geschehen sind. Die Sicherheits­
kräfte hätten auch damals schon die Täter 
fassen und verurteilen können. Wie wir 
das schließlich in dem Zülfü-Gök-Fall ge­
sehen haben, wurden auch einige verhaf­
tet und verurteilt. Doch dieses Ereignis 
wurde in keiner Weise der gesamten PKK 
angelastet. Die letzte Anklage jedoch be­
trifft ,Straftaten4, die nicht nur in der 
BRD, sondern in unserem Land und im 
Mittleren Osten begangen worden sein 
sollen. Sie sagen: ,Es ist eine Straftat, 
einen Menschen zu töten4. D.h., jeder 
Tötungsfall durch unsere Revolution und 
unseren bewaffneten Kampf gegen die 
TR ist ,Straftat4, während jeder Tötungs­
fall der TR gegen uns als eine Notwendig-

Staat einen Vemichtungsfeldzug gegen 
das kurdische Volk führt. Immer mehr 
werden Erklärungen und Drohungen 
durch Repräsentanten der Militärs und 
der Regierung abgegeben, die das ge­
samte kurdische Volk zur Zielscheibe 
erklären; wie zuletzt die Erklärung des 
Brigadekommandanten von Hakkari, 
General Altay Tokat, der besagt: „An­
statt mit den Istanbuler Gesetzen können 
wir sie mit meinem System innerhalb 
kürzester Zeit vernichten. Wenn mein 
System angewandt werden würde, wür­
de hier nicht einmal Gras wachsen, ge­
schweige denn Menschen am Leben blei­
ben ... Unser Nachbar im Südosten 

keit der »Zivilisation4 aufgefaßt . .. wer­
den soll. Genau dieser Punkt ist überaus 
wichtig. Diese Sachlage legt dar, daß der 
Prozeß kein juristischer Prozeß ist, son­
dern total zu einem politischen Prozeß 
gemacht wurde ... man versucht, die 
Tatsache, daß sich die PKK mit dem Ziel 
der Revolution auf den Weg gemacht hat, 
als einen Beleg ihres terroristischen 
Charakters zu benutzen. Genau dieser 
Punkt offenbart die anti-revolutionäre 
Substanz des deutschen Staates nach au­
ßen. Das ist eine wichtige und große Ent­
wicklung. Es ist nicht nur der Wider­
spruch zwischen der PKK und dem deut­
schen Staat, der hier zutagetritt. Es ist 
gleichzeitig ein Vorgang, der die Lage 
der Demokratie allgemein in den imperia­
listischen Ländern offenbart . ..

Die verhafteten Genossen werden offi­
ziell beschuldigt, im Mittleren Osten, in 
der Türkei Morde begangen zu haben. 
Jedoch ist der bundesdeutsche Staat in 
keiner Weise weder der Verantwortliche 
für die Türkei, noch für den Mittleren 
Osten .. . Die Deutschen sind auch nicht 
die Besitzer des Mittleren Ostens ... Es 
ist heute allen bekannt, daß die Formie­
rung des Modells der Wirtschaft, der so­
zialen Struktur, der Kultur und Politik des 
türkischen Regimes geprägt ist durch den 
deutschen Stempel. Die EG beschäftigt 
sich im Rahmen der deutschen Linie mit 
der TR (Türkische Republik, d. Red.) 
. . . Das, was die Deutschen verurteilen 
wollen, ist in Wirklichkeit der Wider­
stand und der revolutionäre Elan der 
PKK, der einzigen Hoffnung unseres 
Volkes ...

So wie zuvor der Hitler-Faschismus in 
der Person Dimitroffs den gesamten So­
zialismus verurteilen wollte, versuchen 
der deutsche Imperialismus, seine reak­
tionäre Regierung und auch deren Die­
ner, die Bundesanwaltschaft, durch die 
Verurteilung der gegenwärtig revolutio­
närsten Organisation im Mittleren Osten, 
die PKK, den Sozialismus und den Patrio­
tismus auf der Basis der Unabhängigkeit 
zu verurteilen. Dieser Prozeß ist der 
zweite unter anderen Umständen eröffne­
te konterrevolutionäre Prozeß mit inter­
nationaler Bedeutung durch die Deut­
schen.“

(Irak) hat die Menschen, die 50 Jahre 
lang gegen ihn gekämpft haben, mit 
einem Schlag vernichtet. Wenn wir wol­
len, können wir sie in gleicher Weise 
vernichten.“

Ein weiteres Beispiel für solche Erklä­
rungen stellt die des Bürgermeisters von 
Simak dar, der zu 15000 Menschen in 
Simak sagt: „Ihr seid alle sowieso Ter­
roristen, was macht das schon, ob ihr lie­
ber heute als morgen verreckt.“

Wir weisen die Öffentlichkeit darauf 
hin, daß die Angriffe des faschistischen 
türkischen Staates immer mehr auf die 
Zivilbevölkerung ausgeweitet werden 
und die Form von Massakern annehmen. 
Deshalb appellieren wir an alle Institu­
tionen und fortschrittlichen Personen, 
die die Menschenrechte achten, gegen 
diese Massaker des faschistischen türki­
schen Staates zu protestieren und so neue 
Massaker an einem Volk, das für seine 
Unabhängigkeit einen legitimen Kampf 
gegen den türkischen Kolonialismus 
führt, zu verhindern!
— (Kurdistan Komitee Köln, den 22.9.1989)

Schweiz

Bundesrat will 
Frauen-Nachtarbeit

Die Schweizer Regierung will das strikte 
Verbot für Nacht-und Sonntagsarbeit für 
Frauen aufheben. Das sieht der Entwurf 
für eine Revision des Arbeitsgesetzes 
vor, den das Volkswirtschaftsdeparte­
ment am 13. September vorgestellt und 
in die „Vernehmlassung“, die Debatte 
in Ausschüssen und Parlament, ge­
schickt hat. Ende März 1990 soll nach 
dem Willen der Regierung über die Vor­
lage entschieden werden.

Der Entwurf sieht vor, das generelle 
Verbot für Frauen-Nachtarbeit durch 
eine Regelung zu ersetzen, wonach zu­
künftig „Arbeitnehmerinnen und Arbeit­
nehmer mit Familienpflichten“ von der 
Arbeit nachts oder an Sonntagen ausge­
nommen werden sollen. Falls die zustän­
digen Stellen in Bund oder einzelnen 
Kantonen in einem Betrieb Nacht- oder 
Sonntagsarbeit erlauben, könnten zu­
künftig Lohnabhängige, die Kinder zu 
betreuen haben, von diesem Schutzrecht 
des Arbeitsgesetzes Gebrauch machen. 
Allerdings nur Alleinerziehende und 
Ehepaare oder Partner, die beide berufs­
tätig sind.

Mit dieser Regelung ist dem konserva­
tiven Bundesrat ein geschickter Schach­
zug gelungen. Eine ersatzlose Strei­
chung dieser Schutzrechte für Frauen im 
Arbeitsgesetz wäre auf heftige Gegen­
wehr aus den Gewerkschaften und wohl 
auch großen Teilen der Sozialdemokrati­
schen Partei (SP) gestoßen. Mit dem jet­
zigen Vorstoß spekuliert man darauf, 
daß die Abwehrfront gespalten werden
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kann — kinderlose Frauen contra Allein­
erziehende und Familien mit Kindern.

Die geplante Teilrevision des Arbeits­
gesetzes kommt auf Druck der Kapitali­
stenverbände zustande. Sie wollen die 
ihnen zu geringen gesetzlichen Spielräu­
me für die Arbeit bei Nacht und am 
Sonntag beseitigt haben. Arbeit zu die­
sen Zeiten kann gegenwärtig nur bewil­
ligt werden, wenn sie aus technischen 
oder wirtschaftlichen Gründen „unent­
behrlich“ ist. Daß man sich im Unter­
nehmerlager mit der jetzt vorgeschlage­
nen Regelung nicht zufriedengeben 
wird, hat der Direktor des Zentralver­
bands der schweizerischen Arbeitgeber­
verbände umgehend deutlich gemacht. 
Die Revision könne schnell zur „Farce“ 
werden.

Die Kritik aus den Reihen der Ge­
werkschaften erscheint bislang eher ver­
halten. Deutliche Worte fand allerdings 
der Präsident der Gewerkschaft Textil, 
Chemie, Papier. Die vorgesehene Ände­
rung ermögliche es, Frauen unter dem 
Vorwand der Gleichberechtigung stärker 
zu diskriminieren. Vor allem in der Uh­
ren-, Chips- und Textilindustrie würden 
dann bevorzugt kinderlose weibliche 
Arbeitskräfte eingestellt, die bis zu 30 
Prozent weniger verdienen. Der Christli­
che Metallarbeiter-Verband hat ange­
kündigt, gegen die Revision das Refe­
rendum (Volksabstimmung) zu ergrei­
fen. Nötig sei, wenn die Regierung mit 
dem Gleichberechtigungsgrundsatz ar­
gumentiere, eine „Angleichung nach 
oben“, also etwa ein Nachtarbeitsverbot 
für Männer.
Quellenhinweis: Tages-Anzeiger, 14.9., 16.9.
- (jüg)

US-„Krieg gegen Drogen“ 

Mehrzweckwaffe 
für innen und außen

Es soll hier nicht das Drogenproblem in 
den USA verharmlost werden. Es ist real 
und besonders drückend in den Slums 
und Ghettos. Dort ist die Drogenabhän­
gigkeit und die Kriminalität besonders 
hoch. Ganze Stadtviertel werden von den 
Drogenhändlern und deren täglichen 
Schießereien terrorisiert. 22 Millionen 
benutzen in den USA laut neuester Stati­
stik illegale Drogen. Der jährliche Um­
satz dieses Wirtschaftsbereichs sei 100 
Milliarden Dollar. Das Drogenproblem 
ist made in USA, und einige Leute wer­
den gewaltig reich dabei.

Am 6. September enthüllte Präsident 
Bush seinen groß angekündigten Kriegs­
plan gegen Drogen. Den ganzen Som­
mer lang war das Drogenthema in den 
Medien sorgfältig orchestriert und zu 
einer Bedrohung der Nation hochstili­
siert worden. Es gab keine sozialen und 
anderen Probleme mehr außer Drogen, 

keine Wohnungslosen, keine Armut, 
keine Streiks, nur Drogen, Drogen, Dro­
gen. Gemessen an dem Propagandarum­
mel nimmt sich Bushs Plan mickrig aus 
— substantiell nichts Neues, sondern 
eine Verschärfung der bisherigen Re­
pression. Mehr Gefängnisse und schärfe­
re Strafen für gelegentliche Drogenbe­
nutzer ist das zentrale Thema und macht 
finanziell den größten Teil aus. Behand­
lung und Vorbeugung macht wie bisher 
nur 10% der Mittel aus. Neu ist, daß 
Drogen zu einer Bedrohung der nationa­
len Sicherheit der USA erklärt werden 
und damit nun Interventionen in Ländern 
Latein- und Mittelamerikas und Asiens 
gerechtfertigt werden sollen. Das Dro­
genproblem dient als Vorwand zu einem 
neuen ideologischen Kreuzzug, nachdem 
der bisherige Erzfeind — der Kommu­
nismus — an Zugkraft verloren hat und 
außenpolitisch nicht mehr so opportun 
ist.

Nach innen ist der Ausbau der Gefäng­
nisse eine Fortsetzung Reaganscher Poli­
tik: in den acht Reagan-Jahren wurde die 
Zahl der Gefängnisplätze nahezu ver­
doppelt, auf ca. 1 Million. Die Mittel da­
für müssen die Einzelstaaten aufbringen, 
und sie werden von sozialen Program­
men genommen. Ein Beispiel zeigt die 
Hinterhältigkeit der Kampagne: 50 Mio. 
$ sollen aus dem Subventionsfond für 
Sozialwohnungen genommen und für ein 
Drogenüberwachungsprogramm in den 
Sozialwohnungssiedlungen verwendet 
werden. Neue Verordnungen bedrohen 
die Bewohner einer Sozialwohnung mit 
Ausweisung, wenn ein Mitglied der Fa­
milie mit Drogen erwischt wird. Die 
Bourgeoisie bereitet sich auf die erwarte­
te Rebellion der Minderheiten, der öko­
nomisch Unterdrückten vor. In den letz­
ten zehn Jahren hat sich die Lage der 
Minderheiten relativ verschlechtert. 
Fortschritte durch die Bürgerrechts­
bewegung für die Minoritäten und in der 
sozialen Sicherheit sind seit Reagan wie­
der rückgängig gemacht worden.

Außenpolitisch versuchen die US-Im- 
perialisten unter dem Titel Drogenbe­
kämpfung sich ein Instrument und die 
Zustimmung oder zumindest Duldung 
der Bevölkerung für Interventionen zu 
verschaffen. 262 Mio. $ sind für Ver­
nichtung des Koka-Anbaus in der An­
denregion von Kolumbien, Bolivien und 
Peru angesetzt. Ca. 100 US-Soldaten 
sind nach Kolumbien geschickt worden 
— offiziell zur Ausbildung an den gelie­
ferten Hubschraubern und Waffen und 
für Aufklärung. In Kolumbien und in Pe­
ru gibt es eine starke linke Guerilla. In 
Kolumbien sind Teile des Militärs in 
einer reaktionären Allianz mit Landbe­
sitzern und Drogenhändlern, ihre Todes- 
schwadrone terrorisieren die politische 
Opposition. Es ist nicht schwer zu raten, 
wofür die 65 Mio. $ Militärhilfe verwen­
det werden. In Guatemala wird die linke 
Guerilla des Opiumanbaus bezichtigt.

Die USA beschuldigt Fidel Castro, von 
Kokainschmuggel durch Kuba gewußt zu 
haben. Der Kriegsminister der USA hat 
seine obersten Militärs angewiesen, Plä­
ne für einen effektiveren Einsatz der 
Streitkräfte zur Drogenbekämpfung aus­
zuarbeiten. — (her, ger)

US-lmperialismus
Neue Strategien 

für Lateinamerika
1980 hatte der Rat für interamerikani­
sche Sicherheit in Washington das Stra­
tegiekonzept „Eine neue Inter-Amerika­
nische Politik für die achtziger Jahre“ 
verfaßt. Damit griffen konservative Aka­
demiker, Ex-Offiziere etc. die als 
„schwächlich“ empfundene Lateiname­
rikapolitik Jimmy Carters an und berei­
teten mit aggressiv antikommunistischer 
Handlungsanweisung die Politik Rea­
gans ideologisch vor.

1988 erarbeiteten dieselben Autoren 
ein Papier „Santa Fe 2 — Eine Strategie 
für Lateinamerika in den neunziger Jah­
ren“, das an „Santa Fe 1“ anknüpfte, 
jedoch so weit neue Akzente setzte, um 
von der zukünftigen Regierung Bush als 
Arbeitsgrundlage akzeptiert zu werden.

Im Mittelpunkt des Textes von 1988 
steht die „Demokratisierung“ Latein­
amerikas: die Verbindung von Wirt­
schaftsliberalismus mit reglementierter 
Formaldemokratie. Die bisherige Ent­
wicklung Lateinamerikas sei gekenn­
zeichnet durch einen sich einmischenden 
und hemmenden Staatsapparat. „Regie­
rungen mögen unstabil sein und wech­
seln, aber alle tendieren dazu, in ihrer 
Zeit eine Ausdehnung der Rolle des 
Staates anzustreben.“ Demokratie be­
deute individuelle Freiheit und individu­
elle Freiheit wird mit freiem Unterneh­
mertum gleichgesetzt. Konsequenz: Ent­
staatlichung halbstaatlicher Unterneh­
men, Entstaatlichung von Entschei­
dungsprozessen und Deregulierung.

Die Autoren verzichteten im neuen 
Papier auf ein eigenes Kapitel zur „In­
ternen Subversion“. Die Gefährdung 
von US-Interessen wird stärker ideolo­
gisch und kulturell-politisch gesehen, als 
durch bewaffnete Aufstände. „Genau in 
diesem Zusammenhang muß die Befrei­
ungstheologie verstanden werden: Sie ist 
eine politische Doktrin mit einer Ten­
denz gegen den Papst und gegen die freie 
Marktwirtschaft, die sich als religiöser 
Glaube maskiert, um so die Unabhängig­
keit der Gesellschaft von dirigistischer 
Kontrolle zu schwächen. (...) So wird 
die marxistische Doktrin neuerdings ei­
nem schon lange bestehenden kulturellen 
und religiösen Phänomen aufgepfropft.“

Besonders ausführlich werden in 
„Santa Fe 1“ Mexiko, Brasilien und 
Cuba behandelt. Hinzugekommen sind
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1988 Panama und — besonders gründ­
lich — Kolumbien. Nicaragua wird in 
einem Kapitel „Low Intensity Conflict“ 
abgehandelt. Eine „Eindämmung“ der 
Sandinisten sei mit zu hohen Kosten ver­
bunden und würde längerfristig gar nicht 
funktionieren. Daher sei das Ziel „De­
mokratisierung“ durch Beeinflussung 
der öffentlichen Meinung und der Me­
dien des Landes.

Der besonders aggressive Ton des er­
sten Papiers gegenüber Cuba als angeb­
lichem Hauptträger von „subversiver 
Verschwörung“ in der Region wurde 
etwas gemildert. Anstelle eines „Befrei­
ungskriegs gegen Castro“ wird das 
Hauptgewicht nun auf die „Zeit nach 
Castro“ gelegt. Verhandlungen mit der 
UdSSR sollen dazu führen, daß diese ih­
re Truppen von der Insel abzieht. Da­
nach sollte dann direkt mit Castro ver­
handelt werden, bzw. mit seinem Nach­
folger. Die USA sollten verstärkt Radio- 
und Fernsehsendungen nach Cuba aus­
strahlen, „als ein Mittel bürgerlicher Er­
ziehung zur Schaffung eines demokrati­
schen Regimes“.
Quelle: AIB/ Dritte Welt Zeitschrift 8/9 ’89 
— (zwk) 

rung. Auf der einen Seite bildete sich 
eine Truppe um den damaligen FMI-Lei- 
ter Myrdal, die u.a. eine Kampfgruppe 
aufbauen wollte. In dieser Gruppe arbei­
ten auch erklärte Neonazis mit. Die Ent­
larvung dieser Organisierung von 
Kampfgruppen führte in der FMI zu 
einer Polarisierung und zur Bildung 
einer anderen Richtung mit mehr oder 
weniger Abstand zu Myrdals offen ge­
walttätigem Rassismus.

Die ersten Aktionen
In verschiedenen Städten wurden Ge­
waltaktionen durchgeführt gegen Läden 
von Einwanderern, politische Flüchtlin­
ge wurden auf der Straße und in Restau­
rants verprügelt, eine ständig größere 
Menge von offen rassistischen Flugblät­
tern wurde verteilt. Schwerpunkt dieser 
Aktionen war Arendal, der Stützpunkt 

Südafrika/Azania

Rassisten planen Reformen 
gegen schärfere Sanktionen

von Myrdal. Ein geplanter Bombenan­
schlag gegen ein Asylbewerber-Heim 
wurde aufgedeckt. Dieser Anschlag wur­
de zu Hause bei Myrdal vorbereitet. 
Eine Person in der Gruppe um Myrdal 
benachrichtigte „Kiassekampen“, die 
Zeitung der AKP/ML, von dem geplan­
ten Anschlag. Die Polizei wurde von den 
Plänen informiert. Sie verhaftete Myrdal 
noch vor dem geplanten Anschlag. Ende 
September wurde Myrdal zu einem Jahr 
Gefängnis verurteilt. Bemerkenswert ist, 
daß seine Hauptzeugen hauptsächlich 
Neonazis sind, die zusammen mit Myr­
dal in der FMI arbeiten. Diese Neonazis 
gehören zur „Nationale Volkspartei“, 
die Ende der 70er Jahre mehr oder weni­
ger in Auflösung ging. Andere kommen 
von der „Neuen Demokratischen 
Union“, die ihren Stützpunkt auch im 
südlichen Norwegen hat. — (o.n.)

Norwegen
Die rassistische 

Bewegung
Bei den Wahlen zum norwegischen Par­
lament Anfang September erzielte die 
rechtsextreme „Fortschrittspartei“ 13% 
der Stimmen und zog als drittstärkste 
Partei nach Sozialdemokraten und Kon­
servativen in das Parlament ein. Offene 
Unterstützung erhielt die Fortschrittspar­
tei von der rassistischen FMI, von der sie 
sich als einzige Partei Norwegens auch 
nicht distanzierte. Im folgenden veröf­
fentlichen wir eine Zuschrift eines norwe­
gischen Genossen über die FMI. In den 
nächsten Ausgaben werden wir näher 
über das Verhältnmis der FMI und der 
Fortschrittspartei und über die Entwick­
lung des antifaschistischen Widerstands 
in Norwegen berichten.

FMI („Volksbewegung 
gegen Einwanderung“)

Diese Organisation wurde 1987 in Süd­
norwegen gegründet. Anfangs bestand 
sie hauptsächlich aus lokalen Kräften der 
Konservativen Partei, ausgetretenen So­
zialdemokraten und „lokalen Origina­
len“. Diese ergriffen die Initiative zu 
dieser Organisation mit einem klaren 
Anti-Einwanderer-Programm. Die Or­
ganisation entwickelte sich rasch zu 
einer landesweiten Organisation mit 
(nach eigenen Angaben) 20000 bis 
30000 Mitgliedern. Innerhalb der FMI 
kam es inzwischen zu einer Polarisie-

Mindestens 25 Afrikaner kostete das 
Blutbad, das Armee und Polizei in der 
Nacht nach den rassistischen Parla­
mentswahlen am 6./7. September in 
Townships und Gettos der afrikanischen 
Bevölkerung anrichteten. Alle Organisa­
tionen der Befreiungsbewegung werteten 
dies als Beweis, daß die vom neuen 
Staatspräsidenten de Klerk angekündig­
ten Reformen und Verfassungsänderun­

Aufrechterhaltung des Ausnahmezustandes, Blancovollmachten für Polizei und Mili­
tär — das ist De Klerks Regierungsprogramm.

gen keine Änderung der Siedlerpolitik 
gegenüber der afrikanischen Bevölke­
rung bedeuten. Am 18. September fan­
den erneut große Demonstrationen in 
Kapstadt, Pretoria und Johannesburg 
statt, an denen sich zehntausende Afrika­
ner beteiligten. Die Demonstrationen 
forderten die Abschaffung der Apart­
heid, den Rückzug des Militärs aus den 
Townships und die Anerkennung des
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Seit dem 5. September streiken mehrere tausend Peugeot-Arbeiter für eine Anhebung 
ihrer Löhne. Nach Berichten der Presse fordern die Streikenden Lohnerhöhungen 
zwischen 150 und 500 DM im Monat, um die seit 1979 erlittenen Lohnsenkungen rück­
gängig zu machen. Im Werk Sochaux bei Belfort, mit 24000 Beschäftigten größte Pro­
duktionsstätte des Konzerns, ist die Produktion völlig lahmgelegt. Rund 2000 strei­
kende Arbeiter des Werks, wo unter anderem das neue Luxusmodell 605 hergestellt 
wird, demonstrierten in den Straßen der nahegelegenen Stadt Montebeliard. In Mul­
house (12000 Beschäftigte) streiken über 6000 Arbeiter. Die Konzernleitung hat alle 
Verhandlungen mit Vertretern der Streikenden abgelehnt. Bild: Blockade der Werks­
zufahrt bei Peugeot-Mulhouse. — (poj, AGM, rül)

Mercedes-Benz Frankreich: 
Streik für Lohnerhöhung

Vom 14.09.89 bis 22.09.89 streikten 
320 Angestellte im Auslieferungslager 
von Mercedes-Benz in Molsheim bei 
Straßburg zeitgleich mit den Peugeot- 
Arbeitern. Nach Angaben eines Spre­
chers der Gewerkschaft CGT beteiligten 
sich etwa 70 Prozent der Angestellten 
am Arbeitskampf für höhere Gehälter. 
Nach einer Woche Streik erklärte sich 
die Geschäftsleitung gesprächsbereit. Sie 
bot den streikenden Angestellten eine 
Prämie von 500 Francs (147 DM) und 
Verhandlungen über Lohnerhöhungen 
an. Allerdings machte die Direktion den 
Gesprächsbeginn von der vorherigen 
Wiederaufnahme der Arbeit abhängig. 
Nach Angaben der Firmenleitung ließ 

sich die Belegschaft darauf ein und nahm 
die Arbeit wieder auf.
(Quelle: Stuttg. Nachrichten) — (ros)

USA: Bergleute 
besetzen Fabrik

Einhundert streikende US-Bergleute ha­
ben am Sonntag eine Kohleverarbei­
tungsfabrik in der Nähe von Lebanon im 
Westen Virginiasranlage besetzt. Die 
Bergleute gehören zu den seit dem 5. 
April streikenden 1700 Bergleuten des 
Pittston-Konzerns. Die Vereinigte Berg­
arbeitergewerkschaft UMWA hatte die 
Besetzung beschlossen, nachdem die 
Konzemleitung von Pittston bei den 
kürzlich wieder aufgenommenen Ver­
handlungen keinerlei Nachgeben gezeigt 
hatte. — (rül)

Proteste baskischer Gefan­
gener in 67 Gefängnissen

Seit dem 1. August protestieren über 500 
baskische politische Gefangene mit einer 
unbefristeten „Chapeo“ (Selbstein­
schließung) gegen ihre zwangsweise 
Verteilung auf inzwischen 70 spanische 
Gefängnisse. Noch vor einem Jahr wa­
ren die baskischen politischen Gefange­
nen in knapp 20 Gefängnissen Spaniens 
inhaftiert. Diese Gefangenen-Kollektive 
hat die spanische Regierung seitdem sy­
stematisch begonnen zu zerstören. In­
zwischen sind die baskischen Gefange­
nen auf 70 der 82 spanischen Gefängnis­
se verteilt. Angesichts der gegenwärti­
gen Kondition der Gefangenen — viele 
einzelisoliert oder geschwächt von Hun­
gerstreiks — und ihrer momentan relati­
ven Wehrlosigkeit, in der sich die zerris­
senen Kollektive befinden, wählten »die 
Gefangenen als Form des Protests das 
„chapeo indefmido“ (Selbsteinschlie­
ßung auf unbestimmte Zeit). Das heißt, 
sie verweigern in jedem Fall, ihre Zellen 
zu verlassen. In einer Erklärung kritisie­
ren sie die Versuche der Regierung, die 
Gefangenen unter dem Vorwand der 
„Eingliederung in den Normal Vollzug“ 
zu brechen und zu spalten und greifen 
die völlig unzureichende medizinische 
Betreuung an. Sie verlangen das ver­
briefte Recht auf Angehörigenbesuche, 
freien Briefverkehr und Anwaltsbesuch. 
Viele Angehörige wurden, nachdem sie 
zum Teil über tausend Kilometer gereist 
waren, nicht zu den Gefangenen gelas­
sen. Zum Schluß bekräftigen sie die For­
derung der ETA nach politischen Ver­
handlungen mit der spanischen Regie­
rung und einer Lösung auf Grundlage 
der „Alternative KAS“, die als ersten 
Punkt die totale Amnestie für alle baski­
schen Gefangenen bedeutet.
Quelle: Euskadi-Information Extrablatt, Sep­
tember 1989 — (rül)

OAU-Plans für die Abschaffung der 
Apartheid.

Auf dem Gipfeltreffen der OAU, das 
am 20. /21. August in Harare, Zimba­
bwe, stattfand, hatte Zeph Mothopeng, 
Präsident des PAC, für die afrikanischen 
Befreiungsorganisationen gesprochen. 
Er lehnte den von der Siedlerregierung 
mit Bedingungen, vor allem nach einsei­
tiger Einstellung des bewaffneten Kamp­
fes durch die Befreiungsorganisationen, 
versehenen Vorschlag für Verhandlun­
gen ab, da die Regierung nicht auf dem 
Verhandlungswege zur Aufgabe ihrer 
Machtposition zu bringen sei: nur gleich 
starke Partner könnten miteinander ver­
handeln. Nach einem Bericht des süd­
afrikanischen „Sowetan“ vom 22.8.89 
sprach sich die OAU-Versammlung da­
für aus, „daß Verhandlungen mit der 
Einstellung der Feindseligkeiten zwi­
schen der Regierung und den Befrei­
ungsorganisationen beginnen sollten und 

mit der Zustimmung aller Parteien zu 
einem Waffenstillstand. Der nächste 
Schritt müsse die Annahme einer Verfas­
sung sein auf der Grundlage ein Mensch 
— eine Stimme, ein einheitlicher Staat. 
Gleichheit vor dem Gesetz und Wahrung 
der menschlichen Würde ohne Ansehen 
der Rasse, der Kultur des Geschlechts. 
Über die Konzeption eines Verfassungs­
entwurfs müßten sich alle beteiligten 
Parteien einigen, möglicherweise unter 
Einbeziehung der internationalen Ge­
meinschaft.“ (1)

Als Vorbedingung für die Aufnahme 
von Verhandlungen fordert das Südafri- 
ka-Ad-Hoc-Komitee der OAU: Freilas­
sung aller politischen Gefangenen ohne 
Restriktionen; Aufhebung der Bannver­
fügungen gegen alle politischen Organi­
sationen und Personen; Rückzug aller 
Truppen aus den Townships; Beendi­
gung des Ausnahmezustandes; Stopp al­
ler politischen Prozesse und Hinrichtun­

gen. Der PAC sprach sich dafür aus, daß 
zwei weitere Vorbedingungen aufge­
nommen werden: die Auflösung der 
Bantustans und die schriftliche Zusage 
der Regierung, zu „ein Mensch — eine 
Stimme“. Der PAC sieht nach wie vor 
keine Grundlage für Verhandlungen mit 
der Siedlerregierung.

Aus dem Wahlergebnis der Siedler­
wahlen lassen sich auch keine Anzeichen 
dafür entdecken, daß die herrschende 
Minderheit gewillt ist, einer vollständi­
gen Beseitigung der Apartheid zuzustim­
men. Die seit 1948 regierende Nationale 
Partei hat zwar die absolute Stimmen­
mehrheit verloren — mit 48,6 Prozent 
erzielte sie das schlechteste Ergebnis seit 
1961, als die Befreiungsorganisationen 
den bewaffneten Kampf aufnahmen. Die 
Konservative Partei, die auch öffentlich 
jede Reform ablehnt und für jede Auf­
rechterhaltung der Apartheid eintritt, 
konnte jedoch etwa sieben Prozent Stirn-
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Paris: Chinesische 
Exilorganisation gegründet

Oppositionelle Exil-Chinesen, darunter 
ein Berater des gestürzten Parteichefs 
Zhao Ziyang sowie ehemalige Studen­
tenführer aus Peking, haben am 24.9. in 
Paris eine „Vereinigung für die Demo­
kratie in China“ gegründet. Der Kon­
greß wurde u.a. durch Grußadressen der 
SPD, der Solidamosc und des Vorsitzen­
den der Unterkommission für Men­
schenrechte im EG-Parlament ermun­
tert. Ein Redner der Kuomintang Tai­
wans erhielt lt. „Neue Zürcher Zeitung“ 
vom 24.9. „großen Applaus“. — (rül)

TUC: Gewerkschaftsvermögen 
bei Streiks sichern

Die britischen Gewerkschaften glauben, 
daß sich nach zehnjähriger Defensive die 
Lage geändert hat. „Das Blatt hat sich zu 
unseren Gunsten gewendet“, sagte Nor­
man Wills, Generalsekretär des Gewerk­
schaftsbundes Trades Union Congress 
(TUC). In den vergangenen Tarifausein­
andersetzungen konnten die Gewerk­
schaften mit Lohnabschlüssen von rund 
9% bei Inflationsraten von über 8% den 
Lebensstandard der Mitglieder halten. 
Auf dem Jahreskongreß des TUC in 
Blackpool wurde einstimmig eine Reso­
lution verabschiedet, durch die das Ge­
werkschaftsvermögen den Zugriffen von 
Firmen, die illegal bestreikt werden und 
Schadensersatz suchen, entzogen werden 
soll. Die alten, durch mehrere konserva­
tive Reformgesetze eingeschränkten 
Immunitätsrechte sollen so zurückge­
wonnen werden. Laut „Handelsblatt“ 
bringt dieser Beschluß des TUC „die 
verbundene Labour Party in einige Ver­
legenheit.“ Die Labour Party steht vor 
ihrem Parteitag und sieht sich auf dem 
Weg zur Macht. Die bürgerliche Reak­

tion fürchtet, daß die Gewerkschaften 
Labour nun zwingen, die Forderung 
nach voller Restauration gewerkschaftli­
cher Rechte in den Wahlen zu erheben.
(Quelle: Handelsblatt, 7.9.1989 — poj, AGM)

Südafrika: Angriffe gegen 
NUMSA, COSATU und NACTU

Die südafrikanische Sicherheitspolizei 
hat ihre Terror- und Belästigungskam­
pagne gegen die Opposition fortgesetzt. 
So wurden zwei der jüngst freigespro­
chenen „Fünf von Alexandra“ wieder 
verhaftet. Das Haus von Moses Mayeki- 

Bis zum 26. September werde Vietnam seine letzten verbliebenen 26000 Soldaten 
aus Kampuchea abgezogen haben, verkündeten vietnamesische Sprecher am 20. 
September. Berichte, wonach ein Teil der Soldaten in Uniformen der Regierung in 
Pnom Penh gesteckt wurde, um so weiter gegen die Truppen des „Demokratischen 
Kampuchea“ zu kämpfen, seien Bestandteil einer „antivietnamesischen Verleum­
dungskampagne“. Unmittelbar nach dem Abzug der vietnamesischen Truppen (Bild: 
Abzug aus der an Thailand grenzenden Provinz Battambong) aus dem Gebiet um Pai- 
lin umzingelten Einheiten der Roten Khmer die Stadt. In einer Radiosendung teilten 
sie mit, den Regierungstruppen und ihren vietnamesischen Verbündeten sei die 
Munition ausgegangen, die nördlichen Bezirke der Stadt seien eingenommen. Die 
Straße zwischen Bailin und Battambong liegt unter Beschuß der Roten Khmer. — (rül)

so, Generalsekretär der NUMSA und 
ebenfalls einer der „Fünf4, wurde 
durchsucht. Die Polizei drang auch in 
die Räume des Hauptsitzes des Gewerk­
schaftsbundes COSATU ein. Nach An­
sicht des Internationalen Metallgewerk­
schaftsbundes IMB sind die Angriffe auf 
NUMSA, das Haus von Mayekiso und 
COSATU und NACTU, den anderen 
großen Gewerkschaftsbünden, Beweise 
dafür, daß die neue de Klerk-Regierung 
die traditionelle Apartheid weiterver­
folgt. IMB-Generalsekretär Marcello 
Malentacchi verurteilte den Terror als 
eine schändliche Maßregelung. — (ros)

men gewinnen, sie erhielt etwa 30 Pro­
zent. Die Demokratische Partei erreichte 
mit 20 Prozent etwa das Doppelte gegen­
über 1987, sie vertritt öffentlich das 
Konzept der Bergbau-Konzerne: Ab­
schaffung der Apartheid, Ein Mensch — 
eine Stimme, besteht aber auf Sicherung 
von Minderheitsrechten für die Weißen. 
Auch sie ist also eine Apartheid-Partei.

Alle Ankündigungen für eine Verfas­
sungsreform, die die Nationale Partei 
anstrebt, enthalten die Ablehnung des 
Prinzips „Ein Mensch — eine Stimme“. 
De Klerk strebt den Aufbau einer vierten 
Parlamentskammer an, für „Schwarze“. 
Doch auch die jetzt zum zweiten Mal 
durchgeführten Wahlen für als „Farbi­
ge“ oder „Inder“ eingestufte Azanier 
haben gezeigt, daß solche rassistischen 
Lösungen keinen Widerhall bei den un­
terdrückten und entrechteten Schichten 
finden. Die Wahlbeteiligung bei diesen 
Gruppen lag nach den Aufrufen zum 

Wahlboykott von Gewerkschaften, Be­
freiungsorganisationen und Kirchen un­
ter 20 Prozent. In seiner Antrittsrede als 
Staatspräsident am 20. September mach­
te De Klerk unmißverständlich klar, daß 
seine Regierung weder den Ausnahme­
zustand schnell aufheben werde noch ir­
gendwelche anderen Zugeständnisse ge­
genüber dem Befreiungskampf machen 
werde. De Klerk kündigte an, „Unrast, 
Gewalt und Terrorismus“ werde mit 
starker Hand bekämpft werden. Der 
„Nationale Sicherheitsrat“, die tatsäch­
liche Regierung Südafrikas, bestehend 
aus Vertretern der Militärs, der Polizei 
und wenigen Ministern, wird nicht auf­
gelöst.

Absehbar ist, daß die neue südafrika­
nische Regierung plant, mit Hilfe von 
Reformen den Druck der wenigen inter­
nationalen Wirschaftssanktionen und vor 
allem das Verhängen weiterer, schärfe­
rer Sanktionen zu verhindern. Durch den 

weiteren Verfall des Goldpreises und die 
immer aufwendigere und kostspieligere 
Erschließung der Goldadern in Südafrika 
selbst, die inzwischen tiefer als 4000 
Meter geht, sind die Einnahmen aus dem 
Goldexport im letzten Halbjahr um wei­
tere 2 Mrd. Rand gegenüber 1988 gesun­
ken. Wahrscheinlich wird Südafrika 
nicht in der Lage sein, den 1984 mit 
westdeutschen, schweizerischen, briti­
schen, französischen und us-amerikani- 
schen Banken ausgehandelten Umschul­
dungsplan zu erfüllen. Neue Umschul­
dungsverhandlungen sind bereits ge­
plant. Dafür hat Kanada einen Antrag an 
die Commonwealth-Konferenz gestellt, 
nachdem keine weiteren Kredite und 
Umschuldungen an Südafrika gewährt 
werden sollen.
Quellenhinweis: (1) zitiert nach: Azako Nach­
richten 16/89; Financial Times v. 7.9.. 17.9., 
19.9.; The Guardian Weekly v. 17.9.89; Econo­
mist v. 9.9.89; Neue Zürcher Zeitung v. 9.9. 
und 22.9.89 - (uld)
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Veröffentlichungen

SPD-Broschüre aus Bayern 
verharmlost die Republikaner

Unmittelbar nach dem Wahlerfolg der 
Republikaner in Westberlin erschien im 
April 89 die Broschüre „Die Republika­
ner — die falschen Patrioten“, Autoren 
Kurt Hirsch und Wolfgang Metz, in der 
Schriftenreihe der bayerischen SPD.

Seither, insbesondere seit dem hohen 
Wahlergebnis für die REP’s bei den 
Wahlen zum Europa-Parlament, gibt es 
natürlich eine Reihe weiterer Äußerun­
gen von Seiten der SPD dazu. Trotzdem 
ist es lohnend, sich diese Broschüre vor­
zuknöpfen . ..

Im Vorwort von MdB Schöfberger 
wird festgestellt: „Wir freuen uns ganz 
besonders über jenen jungen Menschen, 
der diese Broschüre aufmerksam liest 
und daraus lernt“.

Was aber läßt sich aus dieser Bro­
schüre lernen? Historisch zunächst wohl 
kaum etwas. Denn da wird das Aufkom­
men der Nationalsozialisten verharmlost 
als „eine Mißgeburt Münchner Bierkel­
ler“. Viele Historiker, insbesondere na­
türlich marxistische, haben ausführlich 
die Förderung von rassistischem und 
völkischem Gedankengut bereits seit der 
Mitte des 19. Jahrhunderts durch die er­
starkende deutsche Großbourgeoisie und 
von Teilen des Adels (Junker) nachge­
wiesen und auch die frühzeitige Förde­
rung Hitlers und der NSDAP durch das 
Kapital. In der gesamten Broschüre wird 
das Kunststück begangen, diesen Zu­
sammenhang zu leugnen. Dies führt 
dann notwendig dazu, den Nutzen der 
REP’s für die westdeutschen Imperiali­
sten und die Reaktion einfach nicht ge­
nau festmachen zu können. Insbesondere 
die vielfältige Einsetzbarkeit des Rassis­
mus, um die Arbeiterbewegung an das 
nationale Kapital zu binden — bekann­
termaßen mußten die Juden herhalten als 
„raffendes“ im Gegensatz zum deut­
schen „schaffenden“ Kapital ebenso wie 
als „jüdisch-bolschewistische Weltver­
schwörung“ — wird nicht untersucht, 
sondern nur etwas nebulös die „Gefähr­
lichkeit“ von Ausländerfeindlichkeit und 
Fremdenhaß für die „Demokratie“ be­
klagt . . .

Trotzdem fühlen sich natürlich viele 
SPD-Mitglieder dem antifaschistischen 
Widerstand verpflichtet und begreifen 
sich als Teil der Arbeiterbewegung. 
Dem trägt die Broschüre denn auch inso­
fern Rechnung, indem z.B. ausgeführt 
wird: „Rechtsradikale bekämpft man 
nicht durch Übernahme oder Nachah­
mung rechtsradikaler Parolen. Rechts­
radikale hält man von der politischen 
Macht ab, indem man ihnen mit den Ide­
alen der Menschlichkeit, der Friedfertig­
keit und der sozialen Gerechtigkeit in 
Wort und Tat entgegentritt. Indem man 
ihnen den Nährboden entzieht . .

Der Autor kommt dann zu dem 
Schluß: „Es ist keine nationalsoziali­
stische Partei, die in Berlin ins Parla­
ment eingezogen ist. Aber in ihrer Dik­
tion setzt die Parteispitze auf Vorurteile 
und soziale Unzufriedenheit, vor deren 
Hintergrund der Erfolg der Nazis in der 
Weimarer Republik zu sehen ist.“

Kernsätze im Programm der Republi­
kaner sind faschistisch . . . Von ihrem 
eigenen Ansatz her können die Autoren 
das nur verharmlosen und so die REP’s 
natürlich nicht klar als faschistische 
Partei kennzeichnen. Damit gehen sie 
dem Kalkül Schönhubers voll auf dem 
Leim. Der hat es mit einem im Vergleich 
zu anderen neofaschistischen Program­
men verhältnismäßig „gemäßigten“ 
Programm, begleitet auf Veranstaltun­
gen mit radikalen Sprüchen und Drohun­
gen, geschafft, daß die REP’s Wähler 
insbesondere aus dem CDU/CSU-Spek- 
trum, aber auch SPD-Wähler, abziehen

Viele SPD-Mitglieder gehen gegen das 
Aufkommen der Faschisten vor

konnten.
In der SPD-Broschüre wird nun vieles 

nur der geschickten Demagogie Schön­
hubers angelastet. Nun ist bestimmt ein 
Demagoge von der Qualität Schönhubers 
auch ein Faktor für das Erstarken der 
REP’s. Aber bei allzu großer Gewich­
tung des demagogischen Talents ist man 
schnell bei der CDU/CSU, die nur die 
„radikalen Töne“ der REP’s angreift 
und sich bei gleichen und ähnlichen An­
liegen als die realpolitische Kraft dafür 
anbietet.

Viele Menschen im Spektrum der 
SPD-Organisationen, besonders auch 
Jugendliche, wollen gegen das Aufkom­
men der REP’s vorgehen und tun dies 
bereits in Initiativen etc. Deshalb geht es 
mit dieser Kritik nicht darum, ein Bünd­
nis mit diesen Kräften zu verhindern. Im 
Gegenteil. Aber nur in Auseinanderset­
zung mit der Linie, die sich in dieser 
Broschüre äußert und die Antifaschisten 
hilflos machen würde, kann dieses Bünd­
nis erfolgreich sein. — (lsc/VF, mal)

Ein kritischer Beitrag 
zum Chemikaliengesetz

In den WSI-Mitteilungen 8/89 ist ein 
Beitrag erschienen, der sich kritisch mit 
dem Chemikaliengesetz befaßt. Die Au­
toren geben eine Übersicht über die vie­
len einzelnen Gesetze und Verordnun­
gen. „Die Übersicht zeigt, daß es sehr 
unterschiedliche Regelungsformen gibt, 
die schwer zu überschauen sind und 
einen hohen Kontrollaufwand erfordern. 
Ein eindeutiger und systematischer Rah­
men für den Umgang mit Chemikalien 
fehlt. Die Steuerung erfolgt z.T. über 
Anmeldeverfahren, dann über Zulas­
sungsverfahren und meist über Grenz­
werte. Entscheidende Bereiche unterlie­
gen sogar gar keiner wirkungsvollen 
Bewertung und Regulierung.“ Zum gel­
tenden Chemikaliengesetz heißt es: 
„Erst bei konkreten Anhaltspunkten darf 
die Bundesregierung weitere Unterlagen 
verlangen. Falls es dann zu einem Ver­
botsantrag kommt, setzt ein langwieriges 
und umständliches Verfahren ein ... 
Die geringe Wirksamkeit des Gesetzes 
zeigt sich daran, daß seit dem Inkrafttre­
ten bis Juli 1988 lediglich 117 ,neue 
Stoffe4 angemeldet worden sind. Erst ca. 
30 ,Altstoffe4 sind bisher auf die Ge- 
sundheits- und Umweltgefahren bewer­
tet.“ An der Anfang 1989 vorgelegten 
Novelle zum Chemikaliengesetz wird 
vor allem kritisiert, „daß die Altstoff­
problematik erneut nicht befriedigend 
geregelt wird . .. Die Eingriffsschwel­
len bleiben zu niedrig, die Informations­
pflichten zu dürftig und die Prüfnach­
weise zu wenig wirkungsvoll. Vor allem 
die Umweltverbände kritisieren, daß es 
nach wie vor bei einem Anmeldegesetz 
geblieben ist, während ein Zulassungs­
gesetz angebracht wäre.“ Als Alterna­
tive zu der heute weitgehenden Selbstre­
gulierung fordern die Autoren wie die 
Umweltverbände eine „systematische, 
vorsorgend ausgerichtete Chemiepoli­
tik“ und ein dementsprechendes einheit­
liches Gesetz. Begründet wird dies er­
stens mit „einer gewaltigen Vergröße­
rung der Risikopotentiale“, zweitens aus 
der industriepolitischen Bedeutung der 
Chemiebranche. Die von ihnen vorge­
nommene Charakterisierung ist treffend 
und belegt: vergleichsweise hohe 
Wachstumsraten und Gewinne, starke 
Auslastung der Produktionsanlagen, re­
lativ geringer Personalkostenanteil, In­
vestitionsrekorde, hohe Exportüber­
schüsse und Weltmarktanteile und die 
überragende Stellung der drei Branchen­
führer BASF, Bayer und Hoechst, deren 
Kooperation und Interessensabsprachen 
werden angeführt. Doch dann kommt 
der Dreh: Anstatt die expansiven Ziele 
und Methoden der Chemiekapitalisten zu 
kritisieren und einen Zusammenhhang 
zwischen diesen Zielen und den „ver­
größerten Risikopotentialen“ zu sehen, 
wird versucht, aus eben diesen expansi­
ven Zielen Interessen für eine umwelt- 
und gesundheitsverträgliche Chemiepo­
litik herzuleiten: „Für ihre Ziele ist die
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Chemieindustrie als eine moderne Wirt­
schaftsbranche auf eine hohe gesell­
schaftliche Akzeptanz angewiesen . . . 
Wer ,Gesundheit4 und »moderne Pro­
dukte4 verkaufen will, darf sich auch aus 
ökonomischen Gründen das Image einer 
,Giftküche4 nicht leisten.44 Im letzten 
Teil ihres Artikel beschreiben die Auto­
ren die Vorstellungen der SPD-Bundes­
tagsfraktion für eine umweit- und ge­
sundheitsverträgliche Chemiepolitik. 
- (tri)

Schwangerenberatungsgesetz: 
CDU setzt auf Mitglieder der FDP

In den Verhandlungen der Regierungs­
koalition zum Schwangerenberatungsge­
setz haben sich CDU und FDP bisher 
nicht auf ein einheitliches Vorgehen 
einigen können. Im August 1989 äußerte 
Irmgard Adam-Schwaetzer die Vermu­
tung, daß es in dieser Legislaturperiode 
nicht zu einer Einigung kommen werde, 
da der FDP die Vorstellungen der CDU 
zu restriktiv seien. In der CDU-Zeit­
schrift „Die politische Meinung44 sieht 
nun ein gewisser Rudolf Schöttler einen 
„neuen Hoffnungsschimmer44, nachdem 
sich kürzlich ein „Liberaler Gesprächs­
kreis , Lebensrecht ungeborener Kin­
der444 gegründet habe. Bisher habe die 
FDP ein falsches Verständnis vom Li­
beralismus gehabt, bei dem zwischen 
ihren Aussagen und „den Prinzipien 
Freiheit, Verantwortung, Vernunft und 
Recht44 ein Widerspruch bestanden 
habe. Schöttler weist den Ausdruck 
„werdendes Leben44 als irreführend zu­
rück und benutzt die Formulierung „so­
genanntes ungeborenes menschliches 
Leben44, behauptet also, schon vor der 
Geburt habe man es mit einem selbstän­
digen Menschen zu tun. Damit kann er 
der FDP und allen, die auch nur einge­
schränkt das Recht auf Abbruch einer 
Schwangerschaft einräumen, vorwerfen, 
illiberal zu handeln, weil die Freiheit 
und das Recht des ungeborenen Men­
schen euthanasie-ähnlich beschnitten 
würden. Schöttler bezieht Morgenluft 
aus der Tatsache, daß eine Vertretung 
von Präsidium und Bundestagsfraktion 
der FDP, der u.a. Graf Lambsdorff, 
Mischnick und Cronenberg angehörten, 
eine Erklärung verabschiedet habe, nach 
der es sich bei der „Abtreibung eines 
ungeborenen Kindes letztlich um Tötung 
dieses Menschen handelt44. Zusätzlichen 
Druck auf die Liberalen verspricht sich 
Schöttler von der Vorbereitung eines 
Embryonenschutzgesetzes, womit vor­
sätzliche oder leichtfertige Embryonen- 
schädigung unter Strafe gestellt werden 
solle. Und dann „bewußte Tötung durch 
Abtreibung44 etwa straffrei? Und: „Der 
Vater sollte mitherangezogen werden44, 
notiert Schöttler in der Hoffnung, in den 
Streit zwischen Geschlechtspartnern die 
objektive Gerichtsbarkeit einschieben zu 
können. Freie Bahn dem Staatsanwalt, 
ist die Moral des Artikels. Die politische 
Meinung Nr. 245. August 1989 — (elf, ael)

Methoden der Leistungsverdichtung

Rationalisierung oder Schulung 
und die Produktivität steigt

Immer häufiger klagen die Kollegen, daß 
mit der Leistungsdichte des Arbeitstages 
die Schmerzgrenze erreicht ist. Um so 
dringlicher werden deshalb in den Ge­
werkschaften Forderungen nach tarifver­
traglichen Begrenzungen der Leistungs­
anforderungen erhoben.

In der Praxis stellt sich dies als pro­
blematisch heraus. Einerseits ist Lei­
stung ein schwer definierbarer Begriff; 
was Leistung ist, entspringt den Vorstel­
lungen des Arbeitgebers. Wird dennoch 
„Leistung44 in irgendeiner Form einem 
Maßprinzip unterworfen, besteht zwar 
eine Verhandlungsgrundlage für Arbeit­
nehmervertretungen, aber auch gleich­
zeitig ein „objektives44 Kriterium für 
den Arbeitgeber, vermeintliche Lei­
stungsunfähigkeit nachzuweisen und 
damit gerade Leistungsdruck auszuüben.

Andererseits wird Leistungsverdich­
tung nicht unbedingt über Maßnahmen 
geschaffen, die augenfällig und sofort 
für jedermann spürbar sind. Vielmehr 
werden durch schleichend wirkende 
Veränderungen hinterrücks Tatsachen 
geschaffen.

Forderungen der HBV, die dahin ge­
hen, daß den Arbeitnehmervertretungen 
mehr Rechte in Fragen zugestanden wer­
den, sind sicherlich richtig, aber auch 
problematisch, da die Gefahr besteht, 
daß die betroffenen Arbeitnehmer selbst 
oder ihre Vertreter in die Verantwortung 
für die angepeilten Leistungssteigerun­
gen eingebunden werden. Dies kann 
durchaus gelingen, je schwächer kollek­
tive Rechte als Forderungen in der Be­
legschaft unterstützt werden. Der ein­
zelne ist in diesem Leistungsstrudel den 
Anforderungen der Betriebe hoffnungs­
los ausgeliefert.

Es gilt Wege zu finden, die dem bruta­
len Anheizen der Konkurrenz unter den 
Kollegen spürbar entgegenwirken.

Neue Techniken
Eine offensichtliche Methode, um die 
Produktivität zu steigern, ist die übliche 
Rationalisierung mittels Einführung 
neuer Techniken und programmierter 
Arbeitsvorgänge mit Möglichkeiten zu 
verschärfter Leistungskontrolle. Dabei 
spielen verschiedene leistungsver­
schärfende Faktoren eine Rolle:

Einfache „Routinearbeiten44, die in 
einer entspannteren Arbeitsphase getä­
tigt wurden, werden vom Computer 
übernommen. Übrigbleiben die Tätig­
keiten, die mehr Anstrengung und Ner­
ven kosten. Außerdem erfordert das 
Bedienen z.B. von Bildschirmen beson­
dere Sinnesanstrengungen und Aufmerk­
samkeiten, die kaum Schwankungen un­
terliegen dürfen.

Die Anzahl der Vorgänge erhöht sich, 
auf die sich ein Sachbearbeiter immer 
wieder neu einstellen muß. Die Möglich­
keit, „schnell noch einmal44 einen wei­
teren Fall einzugeben, treibt unter­
schwellig das Arbeitstempo an.

Der Umfang der erledigten Arbeiten, 
die Fehlerhäufigkeit und die für die Ein­
zelfälle benötigte Zeit werden kon­
trollierbar und damit vergleichbar. 
Allein das Wissen über diese Möglich­
keiten verstärkt Anspannung und Druck.

Änderung der Organisation
Eine herkömmliche Methode ist die Än­
derung der gesamten Arbeitsabläufe und 
der Arbeitsaufteilung, der eine intensive 
Suche nach den Poren des Arbeitstages 
vorangeht. Heute wird dies von Unter­
nehmensberatungen durchgeftihrt, die 
danach oftmals zu erstaunlichen Ergeb­
nissen kommen, was noch zu einem er­
wünschten Nebeneffekt führt: Die Ver­
öffentlichung der Zahlen produziert eine 
angestrebte Unsicherheit, die immer 
noch zu viele Kollegen veranlaßt, auf 
einmal beweisen zu müssen, daß sie für 
den Betrieb unentbehrlich sind.

Auch wenn dann die erforschten Zah­
len nicht im vollen Umfang realisiert 
werden, so wird doch die Teilumsetzung 
über die Verdichtung des Arbeitstages 
bewirkt: Entspanntere Arbeitsphasen
sind ausgekundschaftet und getilgt wor­
den.

Manchmal erscheinen solche Verän­
derungen der Arbeitsabläufe den Betrof­
fenen sinnvoll, wenn sie nämlich den 
Eindruck gewonnen haben, daß sie gera­
de durch unnötige und umständliche Ar­
beitsgriffe belastet wurden. Die Erkennt­
nis, daß gerade das vermeintlich Um­
ständliche und Unnötige ihnen bislang 
mehr Luft zum Atmen gelassen hat, 
kommt erst mit der Erfahrung.

Arbeitsmenge
Die wohl einfachste und billigste Art ist 
die Erhöhung des Arbeitspensums. Da­
bei kann der Arbeitgeber Stück für Stück 
vorgehen: Wächst der Gesamtumfang 
der Arbeit, werden keine oder nicht ge­
nügend neue Arbeitskräfte eingestellt, 
bleibt er gleich, werden Abgänge nicht 
ersetzt. Die Arbeit wird neu verteilt: Für 
den Einzelnen ist ein wenig mehr zu tun 
als vorher, später dann ein wenig mehr 
mehr usw.

Die verbreitete Leistungsideologie un­
terdrückt dabei den gerechtfertigten 
Widerstand des einzelnen Arbeitneh­
mers: Wer mag sich schon die Blöße ge­
ben, daß er nicht fähig sein könnte?

Besonders kompliziert wird die Lage, 
wenn solche Maßnahmen gekoppelt wer-
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den mit Änderungen der Arbeitsorgani­
sation und/oder Rationalisierungen: Die 
Arbeitsabläufe werden so variiert, daß 
nachfolgende neue Technologien in sie 
hineinpassen. Die Arbeitsmenge wird 
erhöht, um die Akzeptanz der angekün­
digten Rationalisierungen zu sichern. So 
wird über die Aussicht auf „technische 
Entlastung“ der Widerstand gegen die 
angeblich nur vorübergehende Arbeits­
belastung gebrochen.

Personalpolitik
Um die durchschnittliche Leistungs­
fähigkeit innerhalb der Belegschaft zu 
erhöhen, muß die Anzahl der erwar­
tungsgemäß schwächeren Arbeitskräfte 
verringert und die der voraussichtlich 
stärkeren vergrößert werden. Angesichts 
des sich stark verändernden technologi­
schen Arbeitsrahmens gehen die Be­
triebe davon aus, daß jüngere Mitarbei­
ter nicht nur billiger sind, sondern auch 
anpassungsfähiger, flexibler, frischer 
und verschleißbarer, damit geeigneter. 
Über Vorruhestandsregelungen sind die 
älteren Kollegen in den vergangenen 
Jahren auch tatsächlich nach Hause ge­
schickt worden. Angesichts der Tat­
sache, daß aufgrund hoher Arbeitsinten­
sität die Älteren es nicht mehr an ihrem 
Arbeitsplatz aushalten, schien ihnen ein 
tariflicher Vorruhestand von Gewerk­
schaftsseite nicht zu verwehren zu sein. 
Den Nachteil haben die jungen Kolle­
gen: Es fehlt die Besonnenheit der 
„Alten“, ihre Erfahrung und ihr redu­
ziertes Arbeitstempo.

Ihre Unerfahrenheit läßt sie häufig 
ihre Kräfte überschätzen, sich über-
mäßig verausgaben, falsche Maßstäbe 
setzen und anderen Kollegen ähnliches 
oder noch mehr abfordem helfen. Ein 
Teufelskreis beginnt.

Betriebsgemeinschaft
Insbesondere Führungskräfte aller Ebe­
nen der betrieblichen Hierarchie werden 
schulungsmäßig in Identifikation mit den 
betrieblichen Zielen unterwiesen: Das 
persönliche Schicksal wird an das Wohl­
ergehen der Firma gebunden. Abge­
schöpft wird dann z.B. mit Hilfe von 
Qualitätszirkeln und Karriereverspre-
chungen.

Mit Prämien eines betrieblichen Vor­
schlagswesens haben die Arbeitgeber
eher vergeblich versucht, das Wissen 
den Beschäftigten darüber zu entlocken, 
wie ihr Arbeitsplatz effektiver zu gestal­
ten ist. Neue Versuche sind, jetzt auch 
im Dienstleistungsbereich Qualitätszir­
kel zu institutionalisieren, mit denen die 
kollektiven Erfahrungen der Betroffenen 
aufgearbeitet und umgesetzt werden. 
Solche Zirkel werden von nicht unbe-
trächtlichen Teilen der Belegschaft, ins­
besondere der höher bezahlten durchaus 
auch begrüßt. Sie knüpfen daran die 
Hoffnung, belastende Umstände inner­
halb ihrer Arbeitsbedingungen so positiv 
beeinflussen zu können.

Insbesondere junge Kollegen ködern

die Arbeitgeber mit Versprechungen 
eines interessanten Karriereweges. Sie 
sprechen von Karriereplanung und nen­
nen die Voraussetzungen: Flexibilität, 
Einsatz, Identifikation mit dem Betrieb, 
also: volle Leistungsbereitschaft, Weg­
stecken eigener Lebensziele. Sind sie 
dann schließlich körperlich und nervlich 
am Ende, findet die Karriere eben nicht 
mehr statt.

Der Arbeitgeber hat aber in der Zwi­
schenzeit genau das erreicht, was er 
wollte: Hohe Leistungsdichte einiger, 
die das Gesamtniveau in die Höhe trei­
ben und andere Kollegen mitreißen.

Arbeitszeitgestaltung
Eine nicht geringe Bedeutung bei der 
Verdichtung des Arbeitstages kommt der 
Gestaltung der Arbeitszeit zu. Schon in 
den Siebzigerjahren ist es den Betrieben 
gelungen, die sog. starren Arbeitszeiten, 
die keine Rücksicht nahmen auf den tat­
sächlichen Arbeitsanfall, aufzuweichen 
und „gleiten“ zu lassen. Dies war nicht 
nur kostengünstiger, weil Mehrarbeits­
zuschläge gespart wurden, sondern auch 
ansonsten effektiver. Sogar gerne Verlas­
sen die Kollegen die Firma, wenn sie 
nichts mehr zu tun haben. Ergebnis: Es 
wird in derselben Zeit mehr geschafft, es
werden mehr Kraft und Nerven für den 
Kapitalisten verausgabt. Die Freude 
über „individuelle Freizeitgestaltung“ 
wird so mit Erschöpfung bezahlt.

Aus den Tarifkämpfen wissen wir, daß 
diese Möglichkeit noch stärker genutzt 
werden soll.

Entlohnungssysteme
Um höchste individuelle Verausgabung 
der Beschäftigten zu erreichen, möchten 
die Arbeitgeber individueller, sprich 
„leistungsbezogener“ die Löhne zahlen. 
Das bedeutet, daß sie mit einigen Mark 
mehr die Kollegen ködern, um sie noch 
mehr auszuplündem. Besonders gut

funktioniert dies, wenn zuvor ein niedri­
ges Lohnniveau durchgesetzt wurde. So 
soll einer gegen den anderen gehetzt 
werden, damit jeder versucht, das Er­
gebnis der anderen zu übertreffen.

Auch diese Methode kann wieder Un­
terstützung innerhalb der Belegschaft 
finden. Denn einige sind sicher, daß sie 
zu denen gehören, die die Spitzenleistun­
gen erbringen werden und empfinden es 
schon immer als ungerecht, wenn andere 
mehr verdienen als sie.

Besonders schwierig wird die Situa­
tion dann, wenn gleichzeitig noch ideo­
logisch von den Kapitalisten aufgerüstet 
und verbreitet wird, daß der Betrieb 
ohne Leistungssteigerung zu Grunde ge­
richtet wird.

Verunsicherung
Gerüchte über die Gefährdung von Ar­
beitsplätzen können zwar Unruhe im Be­
trieb erzeugen, sie schaffen andererseits 
aber auch Unsicherheit. Nicht wenige 
sind in einer solchen Situation geneigt, 
ihre Leistungsfähigkeit beweisen zu wol­
len. Wieder entsteht ein Moment, das 
zur Intensivierung des Arbeitstages 
führt.

Mit solchen Verunsicherungen können 
gute Erfolge erzielt werden, auch wenn 
der Trauergesang den Geschäftsführern 
und Vorständen zu Recht meist nicht ge­
glaubt wird. Es bleibt noch genug Ver­
unsicherung, die die Arbeitsweise beein­
flußt.

Beurteilungssysteme
Grundlage für leistungbezogene Entloh­
nungssysteme sind betriebliche „Lei­
stungsbeurteilungen4 ‘. Versteht sich, 
daß allein schon deren Existenz das Lei­
stungsklima verschärft.

Nicht selten fühlen sich Kollegen 
falsch von ihrem Vorgesetzten einge­
schätzt. Sie meinen dann, daß ein Beur­
teilungssystem zu einer objektiveren 
Darstellung ihrer Arbeit führt und be­
grüßen solche Maßnahmen nicht nur, 
sondern fordern sie sogar.

Die unmittelbare Koppelung der Be­
wertung mit Leistungszuschlägen macht 
das alles nur noch perfider: Der Lei­
stungsdruck wird nicht nur erhöht, son­
dern auch negative Verhaltensweisen 
unter den Kollegen gefordert.

Schulung, Weiterbildung
Als letzter Punkt sollen hier noch kurz 
die innerbetrieblichen Schulungsmaß­
nahmen angesprochen werden. An den 
Themen läßt sich nachweisen, daß hier 
nicht Selbstlosigkeit der Arbeitgeber 
geübt wird: Arbeitsmethodik, Time-Ma- 
nagement, Konzentrations- und Ge­
dächtnisübungen sind derzeit beliebte 
Seminarübungen, die unverblümt das 
Ziel erkennen lassen.

Werden diese erlernten Fähigkeiten 
unter den oben beschriebenen Bedingun­
gen auch umgesetzt, ist tatsächlich die 
Leistungsmöglichkeit eines Menschen 
völlig erschöpft. — (mod)



Politische Berichte 20/89 Reportagen und Berichte regional Seite 21

Aktionen gegen das 
Herbstmanöver „Offenes Visier“

Walsrode. Beim Manöver „Offenes 
Visier“ versuchten Militärkapellen in 
auffallend vielen Dörfern und Städten 
bei der Bevölkerung mit Konzerten für 
Verständnis für die Zerstörungen durch 
Panzer, mitternächtlichen Krach, Eva­
kuierung von Vieh usw. zu werben.

In Walsrode, wo sich am Samstagmor­
gen nur ganze 30 an Militärmusik Be­
geisterte einfanden, wurde das Konzert 
durch 25 Antimilitaristen leicht gestört. 
Die Grünen verteilten ein Flugblatt, in 
dem sie auf die immensen, ständigen mi­
litärischen Belastungen im Landkreis 
Soltau-Fallingbostel hinwiesen. Sie tru­
gen dazu ein Transparent „Frieden 
schaffen ohne Waffen“. Andere Spruch­
bänder lauteten: „Ist das Krieg? Was soll 
der Wahnsinn“, „Wir wollen Brot, 
keine Rüstung“ — in Anspielung an die 
armen Länder der Erde.

Die Antifaschistische Initiative Soltau- 
Fallingbostel/Visselhövede hatte zuvor 
plakatiert: „Manöver sind Kriegsvorbe­
reitungen“. U.a. wurde Staatsminister 
Mertes aus der Bundestagsdebatte zum 
17. Juni 1982 zitiert: „Der Eid des Sol­
daten gilt übrigens dem Wohle des Vol­
kes insgesamt . . “ — (cbn/AGJ, mal)

Anträge und Aktionen gegen 
Wahlzulassung von Faschisten

Stuttgart. Der Kreiswahlausschuß ließ 
am 12.9.1989 die Kandidatur von NPD, 
FAP und REP zu den Kommunalwahlen 
am 22.10. zu; der Beisitzer der Grünen 
stimmte gegen die Zulassung, die übri­
gen Rathausparteien CDU, FWV/UBL, 
FDP und SDP dafür. Im Vorfeld hatten 
die Deutsche Friedensunion, die Interes­
sengemeinschaft ausländische Mitbürger 
e.V, die Vereinigung der Verfolgten 
des Naziregimes/Bund der Antifaschi­
sten sowie die ALL gemeinsam mit der 
MLPD in Schreiben die Mitglieder des 
Wahlausschusses auf die faschistischen, 
rassistischen, militaristischen und gegen 
die Völkerverständigung gerichteten 
Ziele und Tätigkeiten der Antragsteller 
REP, NPD, FAP aufmerksam gemacht 
und ihre Nichtzulassung begründet. Die 
ALL verteilte vor dem Rathaus ein Flug­
blatt „Keine Zulassung von REP, NPD, 
FAP durch den Stuttgarter Gemeinde­
rat“, die MLPD machte auf dieses An­
liegen mit Standtafeln und Sandwiches 
aufmerksam. Obwohl der Vorsitzende 
des Wahlausschusses, Bürgermeister 
Lang, eine Diskussion über die Anträge 
mit dem Argument, der Ausschuß habe 
nur Formalitäten zu prüfen, unterbinden 
wollte, konnten die Vertrauensleute von 
ALL und MLPD die Nichtzulassung 
ausführlich begründen. Der Antrag der 
REP-Vertreter, gegen das Ausschußmit­
glied der Grünen wegen vorsätzlich 
rechtswidrigem Handeln juristische 
Schritte einzuleiten wurde vom Aus­
schuß abgelehnt. — (evc, zem)

Nur unter Protest führten die Republikaner am 20.09. in Köln eine Veranstaltung zu 
den Kommunalwahlen durch. Das Amtsgericht hatte ihnen zuvor die Mülheimer 
Stadthalle versagt. Die Polizei prügelte den Republikanern einen Ersatzort frei, den 
ca. 300 Gegendemonstranten blockiert hatten. Der brutale Polizeieinsatz wurde von 
den Medien scharf kritisiert. — (jöd)

Rom und Sinti: 
Erste Erfolge

Hamburg. Die hartnäckige Politik der 
RCU scheint erste Erfolge zu haben. Die 
Arbeiterwohlfahrt, die der Senat in sein 
Abschiebemodell mit einbeziehen wollte 
als auch das Diakonische Werk selbst, 
das das „Integrations“modell ausge­
kocht hat, haben Rückzieher gemacht. 
Der Landesbischoff hat erklären lassen, 
daß er generell für ein Bleiberecht für 
alle 1500 Roma in Hamburg eintreten 
werde. Die AWO hat erklärt, daß sie an 
keinem Modell mitarbeiten wird, das 
nicht von der Roma-Vertretung akzep­
tiert wird. Damit mußte sich der Bi­
schoff gegen das Modell — 100 dürfen in 
Hamburg bleiben, alle anderen werden 
abgeschoben — wenden. Die SPD will 
das Thema jetzt auf die nächste Innenmi­
nisterkonferenz tragen. Den Hamburger 
Innensenator hindert keiner, seine Kolle­
gen vom Bleiberecht in Hamburg zu 
überzeugen. Und dann gibt es in Ham­
burg-Schnelsen einen hübschen Wohn­
wagenplatz, der bald frei wird. — (mek)

Todesschuß: Anzeigen 
wegen Strafvereitelung

Essen. Am 12.9. hat die Staatsanwalt­
schaft das Ermittlungsverfahren wegen 
des tödlichen Polizeischusses auf den 13- 
jährigen Schüler Kemal C. eingestellt. 
Diese auf 32 A4-Seiten haarsträubend 
begründete Entscheidung stieß auch in 
der bürgerlichen Presse auf viel Kritik. 
Das AWO-Jugendwerk warf der Staats­
anwaltschaft vor, sich als „Anwalt der 
Polizei“ mißverstanden zu haben. Gegen 
die Notwehr-Version der Polizei spre­
chen sowohl der Obduktionsbericht als 
auch über zehn Zeugenaussagen, die 
nicht berücksichtigt wurden. Zudem 
wurden schwere Fehler bei der Spuren­

sicherung bekannt. Der Rechtsanwalt 
der Familie hat Beschwerde gegen die 
Einstellung eingelegt. Die Arbeitsge­
meinschaft kritischer Polizisten und der 
Ermittlungs-Arbeitskreis haben den 
Staatsanwalt mit Anzeigen wegen Straf­
vereitelung im Amt bedacht. — (wof)

Widerstand gegen 
zusätzlichen Flughafen

Rendsburg. Nach der Präsentation des 
Modells des geplanten zivilen Regional­
flugplatzes auf dem Gelände des Flug­
platzes des leichten Transportgeschwa- 
ders/Hohn bei Rendsburg geht die Lan­
desregierung davon aus, daß die „zivile 
Nutzung machbar und finanzierbar ist“.

CDU Wirtschaftsrat und Unternehmer 
aus dem Unterelberaum treten indessen 
für einen Großflughafen in Kaltenkir­
chen ein. Sie begrüßen den Ausbau des 
Hohner Flughafen. Er sei aber kein 
Ersatz für Kaltenkirchen.

Auf der anderen Seite will die Bürger­
initiative gegen den Flughafenbau, die in 
den vergangenen Monaten ca. 7000 Un­
terschriften dagegen gesammelt hat, in 
den kommenden Wochen Bürgermeister 
und Kommunalpolitiker der Umland­
gemeinden zu klaren Bekenntnissen be­
wegen.

An eine eigene Listenkandidatur zu 
den Kommunalwahlen im März 1990 sei 
auch gedacht. Auch wolle man die An­
lieger über rechtliche Gesichtspunkte der 
Flughafenplanung wie Planfeststellungs­
verfahren , Grundstücksverkäufe und 
Lärmschutz unterrichten.

Der Kreisverband des BUND fordert 
von der Landesregierung eine Umwelt­
verträglichkeitsprüfung sofort und nicht 
erst wenn über Nutzungs- und Bedarfs­
analysen festgestellt sei, welche Art von 
Flugverkehr auf dem Platz abgewickelt 
werde. — (lus)
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Forderungen an Bundesregierung

DGB und Mieterverein: Mietenstopp 
und Umwandlungsverbot!

München. Am 19. Oktober 1989 wird 
diese Aktion unter dem Motto „Münch­
ner Mieter wehren sich“ ab 16 Uhr auf 
dem Marienplatz stattfmden. Zahlreiche 
Verbände und Organisationen werden 
sie unterstützen. Mit einer Unterschrif­
tensammlung unter einen „Münchner 
Mieterschutzbrief4 soll einer am 12. 
April 1989 von der Mitgliederversamm­
lung des Mietervereins München e.V. 
verabschiedeten Resolution mit fünf For­
derungen an den Bonner Gesetzgeber 
Nachdruck verliehen werden. Gefordert 
wird eine wirksame Mietpreisbegren­
zung, ein Umwandlungsverbot in Gebie­
ten erhöhten Wohnungsbedarfs, ein ver­
besserter Kündigungsschutz, die Wie­
derherstellung der Wohnungsgemeinnüt­
zigkeit und ein soziales Mietwohnungs­

Der Münchner Mieterverein e.V. fordert in einer Resolution an die in Bonn regieren­
den Parteien, daß die jährliche Mieterhöhung auf maximal 5% zu begrenzen ist und 
die Neuvermietungspreise die ortsübliche Vergleichsmiete nicht mehr als 10% über­
steigen dürfe. Zur Bildung der Vergleichsmiete seien alle Mieten heranzuziehen.

bauprogramm. Der Mieterverein ruft 
seine Mitglieder dazu auf, Informations­
stände durchzuführen, Hausverteilungen 
des Mietermagazins und die Unterschrif­
tensammlung für den Mieterschutzbrief 
zu unterstützen. Der DGB will in Betrie­
ben und Verwaltungen diese Unter­
schriftensammlung betreiben. Auf der 
Kundgebung am 19. Oktober 1989 wird 
OB Kronawitter (SPD) einer der Haupt­
redner sein.

Zur aktuellen Notwendigkeit dieser 
Großkundgebung und der Unterschrif­
tensammlung stellt der Mieterverein 
fest: ....... In München darf die CSU
über Verbesserungen des Mieterschutzes 
reden; im Bonner Parlament (das dafür 
zuständig ist) bewegt sich nichts. SPD

und Grüne haben (noch) keine Mehrheit, 
etwas zu ändern. Es ist höchste Zeit, daß 
sich die Mieter selbst rühren. Nur mas­
siver Druck der Mieter kann die Bonner 
Wenderegierung dazu bringen, zu einer 
sozialen Mieten- und Wohnungspolitik 
zurückzukehren ...“ Könnte der Stadt­
rat in München über die Mietpreishöhe 
und Wohnungsversorgung entscheiden, 
dann müßten auch die örtlichen CSUler 
Farbe bekennen. Die Entrechtung der 
Kommunen ermöglicht aber die beklag­
ten verteilten Rollen in der CSU. Dies 
müßte in und außerhalb der Parlamente 
und der Gemeinderäte kritisiert werden.

Diese außerparlamentarische Mobili­
sierung, die örtlich — wie hier in Mün­
chen — durch den Mieterverein e.V. und 
den DGB mit Unterstützung der SPD be­

trieben wird, findet gegenwärtig auch in 
ganz Bayern statt. Die SPD-Landtags­
fraktion hat auf ihrer Klausurtagung kurz 
nach der parlamentarischen Sommerpau­
se beschlossen, die Aktion „Recht auf 
Wohnen — Beseitigung der Wohnungs­
not in Bayern“ durchzuführen. Ab Okto­
ber will die Partei landesweit der Bevöl­
kerung ihre Vorschläge zur Wohnungs­
baupolitik vorlegen. Mittels einer Unter­
schriftensammlung soll dem SPD-Ge­
setzentwurf, den eine auf der Klausurta­
gung eingesetzte Arbeitsgruppe erarbei­
ten wird, gegenüber der Staatsregierung 
Nachdruck verliehen werden.

Die Volkszählung habe in Bayern ei­
nen Fehlbestand von mindestens 70000 
Wohnungen ergeben, öffentliche Anhö­

rungen in sieben der achtzehn Planungs­
regionen hätten diese Einschätzung mehr 
als bestätigt. Der SPD-Fraktionsvorsit­
zende Hiersemann beurteilt diese Situati­
on als einen „verfassungswidrigen Zu­
stand“, da laut Bayerische Verfassung 
jeder Bewohner des Freistaates An­
spruch auf eine angemessene Wohnung 
habe. Die SPD-Landtagsfraktion will 
nicht nur finanzielle Mittel einfordern, 
sondern mit gesetzlichen Auflagen be­
wirken, daß z.B. bei Neuansiedlung, 
Firmen für einen Teil ihrer Beschäftigten 
Wohnraum beschaffen müßten. Auch 
hier gilt, die Kommunen müssen das 
Recht haben, nur solche Firmen ansie­
deln zu lassen, die für den kommunalen 
Wohnungsbau Gelder bereitstellen.

Welches Ausmaß diese Entrechtung 
der Kommune angenommen hat, muß 
selbst OB Kronawitter in einem Inter­
view mit der „Mieterzeitung“ (DMB) 
auf die Frage — Was kann die Stadt tun, 
um die Spekulation einzudämmen? — 
zugestehen. Kronawitter antwortet: 
„Die Stadt kann den bestehenden gesetz­
lichen Handlungsspielraum bis an die 
Grenze der Legalität zugunsten der Mie­
ter ausschöpfen. Dies tun wir auch und 
haben da und dort Erfolge erzielt. Wenn 
wir aber von 50000 umgewandelten 
Wohnungen vielleicht ein oder zwei Pro­
zent verhindern konnten, so macht dies 
deutlich, wie beschränkt unsere Mög­
lichkeiten sind . . .“
Quellenhinweis: Bayerische Staatszeitung; Mie­
terschutz, Miteilungsblatt des Mietervereins 
München e.V. — (dil)

Siemens AG

Konzernstrukturen 
neu organisiert

Karlsruhe. Zum 1. Oktober wird die 
Änderung der Organisationsstruktur des 
Siemens-Konzerns abgeschlossen. Be­
reits vor einem Jahr wurden die Zentral­
abteilungen neu geordnet: die Zentralab­
teilung Unternehmensplanung und -ent- 
wicklung z.B. sorgt jetzt auch für den 
Drill des „Führungsnachwuchs für ober­
ste Führungspositionen,“ legt die Nach­
wuchsaufzucht an leitendem Personal di­
rekt in die Vorstandsetagen. Oben raus 
kommt dort nur, wer seine Persönlich­
keit bis zum letzten Quentchen dem Kon­
zern vermacht hat.

Die Zentralabteilung Finanzen ist jetzt 
auch noch für den Bereich „Beteili­
gungswesen und Versicherungen“ zu­
ständig. Erste Ergebnisse: Kooperati­
onsprojekte mit dem US-Konzern IBM 
bei Rolm, der britischen General Elec- 
tric (GEC) bei Plessey, einem der wich­
tigsten britischen Rüstungskonzerne und 
bei dem französischen Konzern IN2. 
Fünf Mrd. DM blättert die Siemens AG 
für diese Beteiligungen hin. zur Zeit ver-
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fügt der Konzern über 24 Mrd. DM flüs­
siger Mittel.

Die neu gegründete Zentralabteilung 
Produktion und Logistik sorgt zukünftig 
dafür, daß Rationalisierungsmaßnahmen 
schneller und flächendeckend den ge­
samten Konzern überziehen. Die Abtei­
lung übernimmt zusätzlich den Einkauf, 
die Anbindung der Zulieferfirmen an 
den Konzern wird stark zentralisiert. Mit 
der Umgestaltung der Zentralabteilun­
gen sind auch gewaltige Personalum­
schichtungen verbunden — 20 bis 30% 
der bisher in den zentralen Bereichen 
Beschäftigten sollen nach der Umorgani­
sation in die sogenannten „operativen 
Bereiche.“

Durch die jetzt abgeschlossene Umor­
ganisierung der Geschäftsbereiche soll 
der Konzern auf die Erfordernisse des 
Weltmarktes besser reagieren können. 
16 neue Unternehmensbereiche wurden 
gebildet, aus „behäbigen Schlachtschif­
fen“ beweglichere „Fregatten“ ge­
macht. Die Rüstungswirtschaft ist zu ei­
nem eigenen Unternehmensbereich zu­
sammengefaßt, die KWU als Bereich 
Energieerzeugung dem Konzern jetzt 
endgültig eingegliedert.

Durch die getroffenen organisatori­
schen Maßnahmen werden die Konzern­
entscheidungen, die ja mittlerweile die 
Entwicklung ganzer Volkswirtschaftsab­
teilungen betreffen, immer mehr auf 
kleine, spezialisierte Stäbe eingegrenzt, 
die nicht nur den Konzern fest in den 
Griff nehmen, sondern diesen Anspruch 
auch gegenüber der Gesellschaft geltend 
machen. — (map)

Kommunalwahlen

Linkes Wahlbündnis 
kandidiert

Freiburg. Die Linke Liste/Friedensliste 
wird mit 48 Kandidaten u.a. aus Frie­
densliste, DKP, VVN/BdA, Jungdemo­
kraten, BWK und Volksfront zu den 
Kommunalwahlen in Freiburg kandidie­
ren. Grundlage der Bündnisliste sind die 
„Beiträge zum Kommunalpolitischen 
Programm“, in denen es heißt:

„Grundlage und Ausgangspunkt unse­
rer Politik sind die Interessen und Forde­
rungen der Zusammenschlüsse und In­
itiativen, wie sie sich in den Betrieben, 
den Gewerkschaften, den Schulen und 
Hochschulen und in den Stadtteilen bil­
den. Wir sind keine Partei, sondern ein 
örtliches Personenbündnis. Gleichwohl 
vertreten wir eine politische Richtung, 
die sich von anderen oppositionellen 
Parteien unterscheidet. Die entscheiden­
de, allen Mitgliedern gemeinsame politi­
sche Grundlage unserer Liste und maß­
gebliche Triebfeder für ihre Bildung ist 
die Ablehnung jeglichen faschistischen, 
rassistischen und fremdenfeindlichen 

Gedankenguts, die Idee einer Gesell­
schaft ohne Herrschaft, d.h. ohne Aus­
beutung und Unterdrückung des Men­
schen durch den Menschen und das Ein­
treten für eine politische Ordnung, die 
auf dem Gedanken der Völkerverständi­
gung basiert.

Deshalb erheben wir auch nicht den 
Anspruch, alle oppositionellen Strömun­
gen in dieser Stadt zu repräsentieren; 
weder im Gemeinderat noch in der Poli­
tik außerhalb. Deshalb werden wir auch 
für die Tätigkeit im Gemeinderat, so 
weit wie mit unseren Grundsätzen ver­
einbar, die Zusammenarbeit mit den 
Grünen und der SPD suchen.“ Die Bro­
schüre enthält Beiträge u.a. zu: Antifa­
schismus, Kommunale Friedenspolitik, 
Ausländerpolitik, Frauen, Stadtentwick­
lung, Mieten und Wohnen, Arbeit und 
Wirtschaft, Hochschule und Kommune.

Bisher fanden mehrere Veranstaltun­
gen der Liste statt, u.a. zwei Veranstal­
tungen unter dem Titel „Faschismus 
darf nicht wählbar sein“. Infolge dieser 
Veranstaltungen wurden zwischen dem 
Antikriegstag und dem 12.9. knapp 400 
Unterschriften unter einen Aufruf „Kei­
ne Wahlzulassung für faschistische Or­
ganisationen“ gesammelt, in dem auch 
das kommunale Wahlrecht für Nicht­
staatsangehörige und „Keine öffentli­
chen Plätze und Räume für neofaschisti­
sche Organisationen“ gefordert wird. 
Der Gemeindewahlausschuß sowie der 
Oberbürgermeister wurden aufgefor­
dert, keine faschistischen Organisatio­
nen zur Wahl zuzulassen.

Weitere Veranstaltungen fanden statt: 
gegen den Bau der 15. Fakultät, die der 
regionalen Wirtschaft und Konzernen 
wie Daimler Benz einen Investitions­
schub besorgen soll; für Wahlrecht für 
Nichtstaatsangehörige (in Kritik der 
Normenkontrollklage der CDU/CSU 
gegen die Wahlgesetze in Hamburg und 
Schleswig-Holstein).
Quellenhinweis: Linke Liste/Friedensliste, Bei­
träge zum Kommunalpolitischen Programm, 
Freiburg 1989, zu beziehen über: GNN, Wil- 
helmstr. 15, 7800 Freiburg, 38 Seiten, 1 DM 
— (ulb)

Krankenhauspersonal

Gleiche Rechte 
für Ausländer

München. Die ÖTV hat in einem Presse- 
Info und einem Flugblatt zur Anwerbung 
ausländischer Pflegekräfte durch die 
Stadt München Stellung genommen: 
,,Grundsätzlich ist festzustellen, daß der 
Pflegekräftemangel in der Landeshaupt­
stadt München nicht durch das Anwer­
ben ausländischer Pflegekräfte zu behe­
ben ist. Der Pflegekräftemangel wurde 
durch politische Fehlentscheidungen 
herbeigeführt und muß auch politisch ge­

löst werden. Bisher wurde von den 
Krankenhausträgern noch kein taugli­
ches Konzept entwickelt, das zur Lösung 
der Probleme im Pflegebereich beitragen 
könnte. Auch das Anwerben ausländi­
scher Pflegekräfte, vor allem durch 
Leiharbeitsfirmen, kann nur als Flick­
werk angesehen werden . ..“

Entgegen den Forderungen der ÖTV, 
die Arbeitsbedingungen und die Entloh­
nung für das Pflegepersonal deutlich zu 
verbessern, versucht der Münchner Ge­
sundheitsreferent Dr. Zimmermann 
(CSU) den akuten Personalmangel mit 
der Anwerbung ausländischer Pflege­
kräfte z.B. aus Großbritannien, Irland 
und Ungarn zu beheben. Unterstützung 
erhält er von der Bayerischen Staatsre­
gierung und von der Bundesregierung. 
Sozialminister Glück will zusätzlich ver­
stärkt junge Aussiedler und Übersiedler 
für den Pflegeberuf anwerben. Angeb­
lich gibt es schon positive Erfahrungen 
mit Aussiedlerinnen aus Polen und Ru­
mänien. Die bisherigen Bemühungen. 
Pflegepersonal speziell für den Groß­
raum München aus den EG-Mitglied­
staaten zu gewinnen, hat nicht zu dem 
gewünschten Erfolg geführt. Die ÖTV 
befürchtet, daß diese Arbeitskräfte einen 
rechtlosen Sonderstatus erhalten.

Gegen einen solchen Sonderstatus 
richten sich insgesamt sechs Forderun­
gen. Der öffentliche Arbeitgeber muß 
Sprachkurse organisieren und finanzie­
ren, die auf die Arbeitszeit angerechnet 
werden. Die Leihfirmen müssen sich an 
diesen Kosten beteiligen. Die Leihar­
beitsverhältnisse sollen möglichst in un­
befristete Arbeitsverträge umgewandelt 
werden. Das Personal Vertretungsrecht 
muß volle Anwendung finden. Das 
Bayerische Staatsministerium für Arbeit- 
und Sozialordung müsse nach Anerken­
nung der beruflichen Qualifikation als 
Krankenschwester bzw. -pfleger die völ­
lige Gleichstellung mit westdeutschen 
Pflegekräften vollziehen. Die ausländi­
schen Pflegekräfte müßten zur Verbesse­
rung der Arbeitsbedingungen eingesetzt 
werden. — (ml)

Die Zwei-Klassen-Medizin ist weiter auf 
dem Vormarsch.
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Drogen

Jagdszenen aus Hannover 
gegen afrikanische Asylbewerber

Hannover. Bereits im Mai diesen Jahres 
warnte die Vereinigung Niedersäch­
sischer Strafverteidiger in einer Presse­
erklärung vor der systematischen Ver­
breitung einer Pogromstimmung gegen 
Schwarze, die in der Öffentlichkeit als 
Dealer abgestempelt werden. Die Re­
pressalien gegen Schwarze in Hannover 
fanden im August ihren vorläufigen 
Höhepunkt, als die Polizei mit zwei 
Hundertschaften den Weißekreuzplatz 
stürmte, sich auf 41 Schwarze stürzte, 
um sie auf Rauschgift „zu überprüfen“. 
Offenbar soll mit dieser Hetzjagd der 
Boden bereitet werden für eine dra­
stische Verschärfung der Asylgesetzge­
bung. Nicht nur, daß sich der hanno­

Bildunterschrift der Hannoverschen Allgemeinen Zeitung: „Mit Möbelwagen hat die 
Polizei am Dienstag (8.8., d. Red.) 100 Beamte zu einer Drogenrazzia am Weißekreuz­
platz in Hannover gefahren. 40 Afrikaner, die dort mit Drogen handeln sollen, waren 
überrascht, als die Polizisten plötzlich aus den Fahrzeugen sprangen. Ziel der Groß­
aktion war es, die Dealer zu verunsichern.“ Ganze 0,1 Gramm Heroin wurden gefun­
den! Daraufhin hat die Ausländerstelle der Stadt mit Zustimmung der Staatsanwalt­
schaft am 20.9. gegen zwei Afrikaner, die des Handels mit Heroin verdächtig sind, 
noch vor einer Gerichtsverhandlung Ausweisungsbescheide erlassen.

versehe Polizeipräsident rühmen konnte, 
für sein brutales, rassistisches Vorgehen 
offenen Beifall der anliegenden Ge­
schäftsleute bekommen zu haben, jede 
kritische Stellungnahme läßt die Hanno­
versche Allgemeine Zeitung in einer Flut 
rassistischer Beschimpfungen unter­
gehen.

So der Leserbrief einer Richterin am 
hannoverschen Amtsgericht: „...
Schwarze liegen am Boden, Weiße 
knieen über ihnen, halten sie fest oder 
gaffen. Kein Rassismus? . . . Haben 
Schwarze keine Menschenwürde? Gilt 

bei ihnen keine Unschuldsvermutung bis 
zu einer rechtskräftigen Verurteilung?“ 
Die Antwort war ein Haufen wüster Be­
schimpfungen in der Leserbriefspalte.

Von den Ratsparteien war es lediglich 
die Gabi, die den Polizeieinsatz kriti­
sierte, die SPD fand den Einsatz „... 
weder rassistisch noch als einen Angriff 
auf das Asylrecht.“ Bereits im April 
diesen Jahres hatten sich die SPD-Land­
tagsabgeordneten Auditor und Schmal­
stieg in einer Kleinen Anfrage unter 
anderem danach erkundigt, ob die Lan­
desregierung im Bereich der polizei­
lichen Drogenbekämpfung eine Auswei­
tung der Stellen plane, worauf ihnen ver­
sichert wurde: „Wegen der besonderen

Situation in diesem Bereich in Hannover 
wird die Polizeidirektion Hannover z.Z. 
durch auswärtige Kräfte unterstützt.“ 
(Drucksache 11/3968)

Daß weder polizeiliche Mittel noch 
drakonische Strafen die Zahl der Dro­
genabhängigen und Drogentoten min­
dern, darauf wies bereits die nieder­
sächsische Strafverteidigervereinigung 
hin. Die Verantwortlichen werden ohne­
hin nicht gegriffen. „Seit Jahren schon 
fordert die Weltgesundheitsorganisation 
die Bundesregierung auf, der Fa. Merck 
in Düsseldorf die Ausfuhrgenehmigung 

für diejenigen chemischen und syntheti­
schen Stoffe zu entziehen, die zur Her­
stellung von Heroin benötigt werden.“

Polizeipräsident Dommaschk nennt 
auch offen den wahren Grund der Poli­
zeiaktion, die Abschiebungspraxis „muß 
unbedingt verschärft werden“.

In einer Stellungnahme der Interessen­
gemeinschaft der mit Ausländern ver­
heirateten Frauen e.V. heißt es: „In Öf­
fentlichkeit, Presse und Polizeipraxis 
wird nach der ,Sündenbockmentalität4 
gegen Schwarze vorgegangen. Schwarze 
werden zur Zeit in Hannover für die 
Drogenprobleme hauptverantwortlich 
gemacht. Ihre Hautfarbe wird immer 
wieder zum Anlaß genommen, sie will­
kürlich öffentlich zu kontrollieren, zu 
schikanieren und zu diskriminieren . . . 
Das geht im Einzelfall soweit:
— daß ,Schwarze4, die als Besucher 

nach Hannover kommen, am Bahnhof 
bereits kontrolliert werden;
— daß ,schwarze Spaziergänger4 will­

kürlich besonderen Kontrollen unter­
zogen werden;
— daß ,schwarze Autofahrer4 während 

normaler Verkehrskontrollen das Auto 
verlassen müssen und eine Durchsu­
chung des Autos vorgenommen wird;
— daß ,schwarze Familienväter4 ihre 

Kinder aus der Kinderkarre nehmen 
müssen, damit auch diese noch durch­
sucht werden kann;
— daß Frauen in Begleitung schwarzer 

Besucher, Spaziergänger, Autofahrer 
und Partner ... natürlich gleich mit­
kontrolliert werden ...“

Die Vereinigung niedersächsischer 
Strafverteidiger weist darauf hin, daß 
,,. . . von wenigen Ausnahmen abgese­
hen — der Zuschlag im Strafmaß für die 
Hautfarbe nach unserer Erfahrung als 
Strafverteidiger alltäglich geworden 
ist.“

Im Juniplenum des niedersächsischen 
Landtages brachten die Grünen einen 
Entschließungsantrag „Initiative zu 
einer anderen Politik für Drogenabhän­
gige“ ein, der eine „akzeptierende, ent­
kriminalisierende Politik für Drogenab­
hängige fordert sowie eine Ausweitung 
der sozialen rehabilitativen Angebote“. 
Die Landesregierung wird zu einer Bun­
desratsinitiative mit dem Ziel aufgefor­
dert
— für Beschäftigte in drogentherapeu­

tischen Einrichtungen ein Zeugnisver­
weigerungsrecht zu schaffen;
— den Besitz kleiner, zum persönli­

chen Gebrauch bestimmter Drogenmen­
gen nicht mehr unter Strafandrohung zu 
stellen;
— die Kronzeugenregelung des § 31 

BtmG abzuschaffen sowie eine weiter­
gehende Entkriminalisierung des Betäu­
bungsmittelrechts zu prüfen.

Dazu Sozialminister Schnipkoweit 
(CDU): „Man kann nur hoffen, daß Ihr 
Einfluß nicht größer wird. Wenn Ihre 
Forderungen auf diesem Gebiet erfüllt 
würden, wäre dies eine Gefahr für dieses 
Volk.“ — (rec)
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Niedersachsen
Rechtsverschie­

bung vor der Wahl
Hannover. Inzwischen bezweifelt es 
niemand mehr. Der Landtagswahltermin 
in Niedersachsen wird im nächsten Jahr 
stattfmden. Dann, wenn sich die CDU/ 
FDP-Landesregierung spürbare Wirkun­
gen aus dem Strukturhilfeprogramm der 
Bundesregierung, der Steuerreform und 
eventuell noch von einer Ausgleichszah­
lung für die geplanten Atommüllend­
lager in Niedersachsen verspricht. Der 
den Republikanern zugerechnete ehe­
malige CDU-Abgeordnete Vajen sitzt als 
fraktionsloses Mitglied im Landtag, der 
aus der SPD ausgetretene Abgeordnete 
Hoch ebenfalls. Emst Albrecht verfügt 
weiterhin über eine Stimme Mehrheit 
und hat in den letzten Jahren bewiesen, 
daß ihm die selbst für große Gesetzes­
vorhaben reicht. Für kurze zwei Wochen 
schien es so, und ging von SPD über 
Grüne bis ins linke Spektrum fast alles 
davon aus, daß Albrecht abgewirtschaf­
tet hätte. Davon kann allerdings keine 
Rede sein.

Noch während ,,Vajen“ die Schlagzei­
len beherrschte, suchte die Landesregie­
rung die Konfrontation mit dem DGB. In 
der Landesverwaltung führt sie den 
Dienstleistungsabend in einer Reihe von 
Behörden „probeweise“ ein. Der DGB 
bezeichnet das Vorgehen der Landesre­
gierung als skandalös, das von ihm erbe­
tene Votum zum Dienstleistungsabend 
wäre eine Farce. Die Einzelhandelsver­
bände verstehen das Zeichen und versu­
chen trotz Tarifvertrag den Dienstlei­
stungsabend weitgehend einzuführen. In 
Sachen Ostexpansion plant die CDU eine 
Kampagne für die „Wiedervereinigung“ 
und spricht sich gegen Anerkennung der 
DDR-Staatsbürgerschaft und Auflösung 
der Erfassungsstelle Salzgitter aus. Kurz 
gesagt: In eine irgendwie geartete politi­
sche Defensive ist die Landesregierung 
nicht geraten. Wie erklären sich aber die 
Turbulenzen im Landtag?

CDU-Landesvorsitzender Hasselmann 
hat schon vor längerem die Öffentlich­
keit unterrichtet, daß Zusammenarbeit 
mit den Republikanern für ihn kein Tabu 
sei. Die CDU bildet in Koalition mit der 
FDP die Landesregierung. Die FDP pro­
filiert sich gerade über das Wirtschafts­
ministerium als Partei, die kleinen und 
mittleren Gewerbetreibenden im Sog der 
großen Konzerne und wissenschaftlicher 
Forschungsinstitute Marktchancen eröff­
nen könnte. Mit solcher „echt liberalen 
Wirtschaftspolitik“ wird die FDP auch 
von der SPD als möglicher Koalitions­
partner umworben. Der Quasi-Republi­
kaner Vajen in der CDU-Landtagsfrak- 
tion mußte öffentlich wie eine Erklärung 
der CDU wirken, sich eine schwarz­
braune Koalition offenzuhalten. Die 
FDP meuterte und Albrecht ließ Vajen 
unter Berücksichtigung übergeordneter

Wieder obenauf

Interessen (z.B. Bundesratsmehrheiten) 
fallen. Die einschlägige Klientel wirds 
trotzdem verstanden haben.

Ohne grundlegende Kritik an den 
Großprojekten der Konzerne, gegen fa­
schistische Parteibildung, gegen die ag­
gressiven Expansionspläne besonders 
gegen die DDR wird der anhaltende 
Vorstoß der Reaktion nicht aufzuhalten 
sein. Auch Spekulationen auf eine 
„Selbstzerfleischung“ der Republikaner 
in Niedersachen werden dann mit bösem 
Erwachen platzen. — (gka)

Asbest
Umweltsenatorin 

fordert Verbot
Westberlin. Anfang September wurde 
die Kurt-Schumacher Schule in Kreuz­
berg geschlossen wegen der Asbestbe­
lastung durch Platten und Umschalungen 
der Stahlstützen im Keller. Seit 1987 
wird an immer mehr öffentlichen Gebäu­
den, vor allem Schulen, hohe Asbestbe­
lastungen festgestellt. Die Messungen 
finden fast ausschließlich in öffentlichen 
Gebäuden statt, obwohl Spritzputz oder 
Fertigbauteile ebenso für Bürohochhäu­
ser, Fabriken und Häuser verwendet 
werden. Die Kosten für die Erfassung 
der Schäden an öffentlichen Gebäuden 
werden auf 100 Mio. DM geschätzt. Die 
Kosten für die Sanierung auf 2 Mrd. 
DM. Dazu kommt die Beseitigung des 
Abfalls. Spritzasbest und asbesthaltige 
Bauabfälle werden verpackt oder zu 
Blöcken gegossen und auf Deponien ver­
bracht. Die Arbeiter, die diese Sanie­
rung durchführen, müssen mit Schutzan­
zügen und Vollmaske arbeiten.

In den siebziger Jahren wurde in den 
Gesamtschulen Asbest verwendet, ob­
wohl lange bewiesen war, daß Asbest ein 

krebserzeugender Stoff ist. Der Asbest­
industrie war es jahrelang gelungen, die 
Gefahren zu verharmlosen und die Ei­
genschaft des Asbests als Brandschutz­
mittel zu wirken, herauszustellen. Nach­
dem die Schäden immer größer wurden 
und der Protest sich gegen diese ver­
stärkte, hat sich die Industrie darauf ge­
einigt, ab 1990 für den Hochbau und 
1993 für den Tiefbau asbestfreie Produk­
te herzustellen.

Die Umweltsenatorin Schreyer (AL) 
hat nach einem Gespräch mit der Firma 
Eternit ein sofortiges Verbot des Einsat­
zes von Asbest und gleichzeitig auch ein 
Verbot für Asbestzementprodukte bei öf­
fentlichen Bauvorhaben in Westberlin 
als Einzelmaßnahme des Landes gefor­
dert. Das Gespräch fand statt, weil im 
Werk Rudow der Firma Eternit im Juli 
1989 zwei Stunden lang insgesamt 10 kg 
Asbest in die Umgebung abgegeben wur­
de.

Bevor die Firma Eternit gegen einen 
sofortigen Ausstieg aus dem Asbestze­
ment mit der Gefährdung von Investitio­
nen drohen konnte, hatte sich schon der 
Vertreter der IG Chemie J. Wingefeld 
(SPD) zu Wort gemeldet und gegen die 
Absicht der Umweltsenatorin protestiert, 
mit dem Hinweis einer Gefährdung der 
Arbeitplätze bei Eternit. Die Umweltse­
natorin riet dem Vertreter der IG Chemie 
zu recht, sich besser um Leben und Ge­
sundheit der Asbestarbeiter zu küm­
mern, als um das Wohl der Asbestindu­
strie. Die Weltgesundheitsorganisation 
kam 1987 zu der Feststellung, daß für 
Asbest keine unbedenkliche Konzentra­
tion angegeben werden kann.

Die Forderung nach einem sofortigen 
Verbot der Asbestzementproduktion 
muß unterstützt werden, im Hinblick auf 
die Gesundheit der Beschäftigten, der 
Bevölkerung und im Hinblick auf die 
Kosten der Sanierung und Abfallage- 
rung. — (ann)

Schülerprotest gegen Asbestbelastung



Seite 26 Reportagen und Berichte regional Politische Berichte 20/89

Panther-Wellpappenfabriken

Betriebsrat in der Auseinandersetzung 
um Einführung des Drucktarifes gebildet

Tornesch. Die Konzemgruppe der Pan­
ther Wellpappen- und Papierfabriken ist 
eine der größten in der Wellpappenindu­
strie. 940 Lohnabhängige werden in vier 
Wellpappe produzierenden Betrieben, 
zwei Papierfabriken sowie einer Vor­
druckerei ausgebeutet. Das Kapital der 
Wellpappenindustrie versucht seit gerau­
mer Zeit mit der Entwicklung des Flexo­
druckverfahrens in den Bereich der Off­
setkaschierung einzubrechen. Das heißt: 
Die Oberbahn der Wellpappe wird, 
bevor sie an der Wellpappenanlage auf­
kaschiert wird, bedruckt. Offsetkaschie­
rung bedeutet, daß im Offsetdruck be­
druckte Bogen nach der Herstellung der 
Wellpappe aufkaschiert werden. Bei der 
Altonaer Wellpappenfabrik/Werk Tor­
nesch lassen die Kapitalisten auf Flexo-

druckmaschinen mit einer Arbeitsbreite 
von 2,50 m in einer als selbständigen Be­
trieb geführten Vordruckabteilung pro­
duzieren. Abgesehen davon, daß im 
Bogenoffset bisher nur Arbeitsbreiten 
bis zu 1,40 m vorkommen, sind tarif­
liche Besetzungsregelungen darüber 
hinaus weder im Manteltarif Druck noch 
bei der Papier- und Pappeverarbeitung 
geregelt. Eine Besetzungsregelung nach 
Anzahl von Druckwerken besteht nur im 
MTV Druck. Besetzungsregelungen für 
Arbeitsbreiten 2,50 sind unumgänglich, 
um der schleichenden Rationalisierung 
entgegenzuwirken. Neben diesen Vortei­
len bei der Ausbeutung der Arbeitskraft 
zählt für die Kapitalisten als entscheiden­
der der wesentlich niedrigere Tariflohn. 
Eingruppiert sind die Drucker und Mon­

tierer in der Vordruckerei in die höch­
sten Lohngruppen der Papierverarbei­
tung: Lohngruppe VI, 3 Tätigkeitsjahre 
(12,83 DM); Lohngruppe VI (14,13 
DM) und Lohngruppe VII (16,60 DM). 
Der höchste Tariflohn in der Papierver­
arbeitung (Lohngruppe VII — 16,60 
DM) liegt knapp über dem höchsten Ta­
riflohn für Hilfsarbeiter im Druck (Ein­
gangstufe V — 16,50 DM). In Lohn­
gruppe VII sind die 1. Drucker an der 
7-Farben Flexodruckmaschine eingrup­
piert (zum Vergleich LG VII im Druck 
— 20,84 DM).

Spaltung zwischen „gelernt 
und ungelernt“ entgegengetreten

Die Angleichung an die tariflichen Be­
dingungen der Druckindustrie ent-

wickelte sich hier in erster Linie an der 
Ungleichbehandlung von gelernten und 
ungelernten Druckern. Der Versuch der 
Kapitalisten, für die Weiterentwicklung 
des Flexodruckverfahrens sich die Er­
fahrung von aus der Druckindustrie 
kommenden Lohnabhängigen zu nutze 
zu machen, war zwangsweise damit ver­
bunden, Effektivlöhne zahlen zu müs­
sen, wie sie in dieser Branche üblich 
sind.

Nach einem Jahr ergebnislosen Ver­
suchen zu Verhandlungen mit der Ge­
schäftsleitung über die Anwendung der 
lohn- und manteltariflichen Bestimmun­
gen der Druckindustrie zu kommen, 
wurde im Sommer dieses Jahres erst­
malig eine Betriebsratswahl durchge­
führt. Die Attacken der Geschäftsleitung 

gegen den Wahlausschuß („das Ganze 
hätte den Anschein einer illegalen Ak­
tion“) blieben wirkungslos. Das Abstim­
mungsverfahren über die gemeinsame 
Wahl von Angestellten und Arbeitern 
wurde mit 100% Beteiligung durchge­
führt. Ebenso die Betriebsratswahl. 
Ebenfalls hatte sich in dem Zeitraum der 
gewerkschaftliche Organisierungsgrad 
von 20% auf 70% erhöht. Der Betriebs­
rat hat mittlerweile die Gewerkschaft 
aufgefordert, Verhandlungen mit der 
Geschäftsleitung für diese Forderungen 
aufzunehmen. Daß die Auseinanderset­
zung überhaupt diesen Stand erreichen 
konnte, liegt hauptsächlich daran, daß 
die angelernten Drucker (75%) und an­
gelernten Montierer (100%) durch die 
Bestimmungen des Lohnrahmentarifes 
mit den Facharbeitern gleichgestellt wer­
den. Hier gelten Tätigkeitsmerkmale in 
Verbindung mit Richtbeispielen, um in 
die Lohngruppen V, VI und VII einge­
stuft zu werden, und nicht ob gelernt 
oder angelernt. Das „Einrichten, Um­
rüsten und Drucken an Hochdruckrota­
tionen“ hat eben genauso für das Flexo­
druckverfahren zu gelten. Dies ist ein 
wesentlicher Gesichtspunkt, auch für 
andere Bereiche der Pappe- und Papier­
verarbeitung, an dem sich eine Ausein­
andersetzung um Lohn und MTV Druck 
mit Aussicht auf Erfolg entwickeln kann. 
Im Hauptwerk der Altonaer Wellpappen­
fabrik arbeiten an den sog. In-Liner 
Druckmaschinen (direktes Bedrucken 
der Wellpappe) und den Stanzen neben 
Verpackungsmittelmechanikern haupt­
sächlich angelernte Arbeitskräfte (darun­
ter ein sehr hoher Anteil ausländischer 
Lohnabhängiger). Gleichzeitig mit der 
Forderung um den besseren Lohntarif, 
geht es um die Schichtprozente sowie um 
die in der Druckindustrie ausgehandelten 
drei Tage zusätzlichen Urlaub bei Wech­
selschicht. Die Schichtprozente liegen in 
der Papier- und Pappeverarbeitung halb 
so hoch wie in der Druckindustrie. Eine 
Auseinandersetzung um diese Forderun­
gen könnte allerdings sofort und ohne 
großartige Verrenkungen von Betriebs­
räten als auch der Tarifkommission in 
der Papier- und Pappe verarbeitenden 
Industrie in Angriff genommen werden.

Zudem wurde aus dem Bereich der 
Papierverarbeitung die zentrale Tarif­
kommission beim Gründungskongreß 
der IG Medien im April aufgefordert, 
„einen geeigneten Weg zu finden, die 
Tarife der Papierverarbeitung denen der 
Druckindustrie anzugleichen. Begrün­
dung: Es ist nicht einzusehen, daß Kol-
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leginnen und Kollegen mit zum Teil glei­
chen Tätigkeiten unterschiedliche Löhne 
und Gehälter bekommen, zumal es et­
liche Betriebe gibt, in denen beide Tarife 
angewendet werden.

Die Angleichung der Löhne entzieht 
zudem den Unternehmen einen der 
Gründe zur Tarifflucht in den billige­
ren4 Tarifbereich Papierverarbeitung.“

Eine Angleichung ohne die unter­
schiedliche Struktur, in diesem Falle der 
Wellpappenindustrie und der Druckin­
dustrie zu berücksichtigen, kann aller­
dings auch zu weiterer Differenzierung 
führen. Die Auseinandersetzung in der 
Vordruckerei ist, weil eben eindeutig ein 
Druckbetrieb, auf das Hauptwerk der 
Altonaer Wellpappe so nicht zu übertra­
gen. Dort muß es in erster Linie um die 
Besserstellung der Hilfsarbeiter gehen.

Der durchschnittliche Effektivlohn 
liegt dort bei 15,31 DM. Mehr als ein 
Drittel ist dort in die Hilfsarbeiterlohn­
gruppen III, IV und V eingruppiert. 
Über die Hälfte erhalten den normalen 
Facharbeiterecklohn. Und nur 10% sind 

in Lohngruppe VII.

Angriff auf Lohnforderung: 
Ausweitung der Produktionszeit 

Gegen den notwendigen Kampf um hö­
here Löhne bei der Altonaer Wellpap­
penfabrik, versuchen die Kapitalisten 
mit der Arbeitsorganisation die Arbeit zu 
intensivieren und gleichzeitig eine „Be­
gründung“ für Wochenendarbeit zu 
schaffen. In der Vordruckabteilung wird 
die ständige Nachtschicht, die ursprüng­
lich zum Umrüsten der Druckmaschinen 
durchgesetzt wurde, zum Fertigdrucken 
an beiden Maschinen eingeplant. Am 
Freitag, wo 6 1/2 Stunden gearbeitet 
werden, werden immer mehr Aufträge 
mit höheren Auflagen bis zu 6 Farben 
gefahren, die, um pünktlich in der Spät­
schicht Feierabend zu haben, zu schnel­
lerem Arbeiten zwingen sollen. Ebenso 
handelt es sich bei diesen Aufträgen am 
Freitag um eng terminierte, die dann am 
Montag ausgeliefert werden sollen. Also 
Samstag ein zusätzliche Schicht. Da las­
sen die Kapitalisten auch 300 DM zu­

sätzlich, brutto versteht sich, für sprin­
gen. So etwas soll dann Methode ma­
chen. Der Betriebsrat soll damit gezwun­
gen werden, u.a. einer zweiten Nacht­
schicht zuzustimmen. Beim Hauptwerk 
der Altonaer Wellpappe werden schon 
seit längerem Wochenendschichten ge­
schoben. Hier liegen die Löhne im 
Durchschnitt noch niedriger als in der 
Vordruckabteilung. Zusätzlich arbeiten 
die Betriebsschlosser und Elektriker für 
die Instandhaltung und Wartung der Ma­
schinen dort am Wochenende. Auch das 
wollen die Kapitalisten auf die Vor­
druckabteilung ausweiten. Zusätzlich 
versuchen sie mit der Forderung nach 
versetzten Pausen die Diskussion über 
das gemeinsame Vorgehen der Kollegen 
zu stören. Der Auseinandersetzung über 
die Einführung der Lohn- und Mantelta­
rifbedingungen der Druckindustrie, die 
sich hier entwickelt hat, begegnen die 
Kapitalisten mit einem Kampf um die 
Angleichung an die Arbeitsbedingungen, 
wie sie im Hauptwerk schon stattfinden. 
— (rua)

Forderung für Neufassung der 
Lohnstruktur liegt vor

Auf dem Gründungskongreß der IG 
Medien wurde neben der Forderung 
nach Angleichung der Tarife von Pa­
pierverarbeitung an denen der Druckin­
dustrie ebenfalls gefordert, „frühzeitig 
Vorschläge für eine Neufassung der 
Lohnstruktur Papierverarbeitung“ zu 
erarbeiten.

„Begründung: Der Lohnrahmenta­
rifvertrag ist zum 31. Dezember 1989 
kündbar. Hier besteht die Möglichkeit, 
die in der Vergangenheit erhobenen 
Forderungen der Mitglieder, u.a. nach 
zusätzlichen Anhebungen der unteren 
Lohngruppen bzw. nach Streichung der 
untersten Lohngruppe zu realisieren.“

Der Hauptvorstand der IG Medien 
hat jetzt „Forderungen zum Neuab­
schluß des Lohnrahmen-Tarifvertra­
ges“ verfaßt. Das Ganze hat nach wie 
vor sieben Lohngruppen, obwohl die 
bisherige Lohngruppe I vom Wortlaut 
gestrichen ist. Lohngruppe I der Neu­
fassung ist jetzt mit dem Prozentsatz 
vom Facharbeiter-Ecklohn gleichge­
setzt mit der bisherigen Lohngruppe II. 
Die Tätigkeitsmerkmale der bisherigen 
LG II: „Arbeiten, die lediglich Kennt­
nisse und Fertigkeiten aufgrund einer 
Einweisung sowie Aufmerksamkeit er­
fordern“, sollen jetzt als LG I heißen: 
„Arbeiten, die lediglich Kenntnisse 
und Fertigkeiten aufgrund Anweisung 
erfordern.“ Die IG Medien begründet 
im Übrigen die Streichung der Lohn­
gruppe I damit, daß nach eigenen Sta­
tistiken kaum Lohnabhängige in dieser 
Lohngruppe drin seien. Diese Begrün­
dung und die neuen Tätigkeitsmerk­
male verdeutlichen eigentlich nur eben­
falls die nötige Streichung der bisheri­

gen LG II, falls die Hilfsarbeiter davon 
etwas haben sollen.

Die bisherige Lohngruppe II und neue 
Lohngruppe I soll also bei 75% vom 
Facharbeiterecklohn liegen. Die bishe­
rige Lohngruppe III und neue Lohngrup­
pe II soll anstatt 77,5% jetzt 80% vom 
Facharbeiterecklohn betragen. Die bis­
herige Lohngruppe IV und neue Lohn­
gruppe III soll anstatt 80% jetzt 83% 
vom Facharbeiterecklohn betragen. Die 
bisherige Lohngruppe V und neue Lohn­
gruppe IV soll dann anstatt 87,5% jetzt 
90% vom Facharbeiterecklohn betragen. 
Die bisherige Lohngruppe VI und neue 
Lohngruppe V gelten dann mit 100% als 
Facharbeiterecklohngruppen. Die Tätig­
keitsmerkmale der Lohngruppe VI wur­
de in der Neufassung in die Lohngrup­
pen V und VI neu formuliert:

Bisher LG VI (100%): „Facharbeiten, 
die durch Beschäftigte mit einer abge­
schlossenen Berufsausbildung in einem

Die beiden Flexodruckrotationen stehen 
im gleichen Gebäude wie die Montage­
maschinen. Erschwerte Bedingungen bei 
dem paßgenauen Aufkleben der flexiblen 
Druckplatten. Druckzylinder bis zu 2,25m 
Umfang müssen hier bearbeitet werden. 

anerkannten einschlägigen Ausbil­
dungsberuf ausgeführt werden oder die 
ein durch längere einschlägige Berufs­
erfahrung (in der Regel mehr als fünf 
Jahre) erworbenes gleichwertiges 
Fachkönnen erfordern“ soll jetzt 
heißen:

LG V (100%): „Arbeiten, die durch 
Beschäftigte mit einer abgeschlossenen 
Berufsausbildung in einem anerkannten 
einschlägigen Ausbildungsberuf ausge- 
führt werden, im 1. Jahr der Tätigkeit 
oder die ein durch entsprechende Be­
rufserfahrung erworbenes gleichwer­
tiges Fachwissen erfordern“ und LG 
VI (112%): „Arbeiten, die eine ein­
schlägige abgeschlossene Berufsaus­
bildung vermittels Fachkönnen erfor­
dern, das auch durch längere einschlä­
gige Berufserfahrung (in der Regel 
mehr als fünf Jahre) erworben sein 
kann.“

Die Lohngruppe VII hat dann wieder 
die gleiche Formulierung wie bisher, 
soll aber anstatt 117,5% jetzt 120% 
vom Facharbeiterecklohn betragen. 
Die Aufteilung der LG VI in die LG V 
und VI ist eine völlige unnötige Diffe­
renzierung, die es eher schwerer ma­
chen wird, die LG VII zu erreichen. 
Bei der Altonaer Wellpappenfabrik/ 
Hauptwerk Tornesch sind von den 186 
Lohnabhängigen 25 in LG III, 26 in LG 
IV, 19 in LG V, 97 in LG VI und nur 
19 in LG VII.

In der Vordruckerei sind von den 24 
Lohnabhängigen neun in LG VII und 
die restlichen 15 in LG VI eingrup­
piert. Die Neufassung der Lohnstruk­
tur würde auch hier zwangsläufig in V 
und VI differenzieren. Die Anglei­
chung an die Lohnstruktur der Druck­
industrie würde mit dieser Neufassung 
durchaus betrieben.
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VW-Betriebsrat 
will Neueinstellungen 

Hannover. Nachdem der 
VW-Betriebsrat zahlreiche 
Samstags-Sonderschichten 
genehmigt hat, verlangte nun 
der Vorsitzende des Gesamt­
betriebsrates, Hiller, auf 
einer Betriebsversammlung 
im Werk Wolfsburg am 20. 
September, daß Neueinstel­
lungen zum „schnellstmög­
lichen Zeitpunkt“ erfolgen 
müßten. Ohne konkrete Be­
dingungen begründete er die 
Forderung wie folgt: Sonder­
schichten und Personalverrin­
gerungen führten zu Mehrar­
beit und erhöhtem Leistungs­
druck. Dies könne „dauer­
haft“ nicht hingenommen 
werden. — (mal)

Rappe greift in 
Betriebsratswahl ein

Mannheim. Die nach dem 
Ausschluß der Vertrauensleu­
teleitung bei Boehringer 
Mannheim aus der IG Chemie 
neugewählte VLL ist inzwi­
schen von der Verwaltungs­
stelle faktisch suspendiert 
worden. Anlaß war die An­
kündigung, man wolle zu­
sammen mit den Ausge­
schlossenen, darunter sechs 
BR-Mitgliedem, auf einer 
gemeinsamen Liste zur BR- 
Wahl 1990 kandidieren. Rap­
pe kam persönlich auf eine 

Polizisten haben am 9. September in International Falls im US­
Bundesstaat Minnesota mehrere hundert Bauarbeiter mit Trä­
nengas beschossen. Zahlreiche Personen wurden verletzt und 
über 30 verhaftet. In dem Ort an der kanadischen Grenze hat­
ten sich gewerkschaftlich organisierte Arbeiter aus den Bun­
desstaaten North Dakota, Wisconsin und Michigan versammelt, 
um gegen die Vergabe eines Bauauftrages an ein nichtgewerk­
schaftlich organisiertes Unternehmen zu protestieren. Der Gou­
verneur von Minnesota hatte die Nationalgarde in Alarmbereit­
schaft versetzt. Quelle: UZ, 12.9. — (mal)

Kiel. 250 neue Planstellen 
wurden von den 200 Teilneh­
mern einer Kundgebung der 
ÖTV und der DAG vor dem 
Rathaus verlangt als Aus­
gleich für die Mehrarbeit, die 
durch die Arbeitzeitverkür­
zung entstanden ist. Der ÖTV- 
Bezirkssekretär warf der Stadt 
Tarifbetrug vor und stellte 
fest, die Gewerkschaften hät­
ten mit dem Abschluß Vorlei­
stungen geliefert, die jetzt als 
willkommene Einladung zum 
Sparen benutzt werden. Der 
Stadtpräsidentin wurde eine 
Resolution für die Beratung 
des Nachtragshaushaltes 
übergeben. — (kaq)

eilends einberufene Mitglier 
derversammlung, um zu ver­
künden, daß es keine gemein­
same Liste der IG Chemie mit 
den Ausgeschlossenen geben 
werde, auf jeden Fall aber 
eine IG-Chemie-Liste. Die 
Vorbereitung der BR-Wahl 
und die Einberufung von 
VL-/Mitgliederversammlun- 
gen liegt ab sofort bei der 
Verwaltungsstelle, die damit 
auch die IG-Chemie-Liste 
aufstellt. Rappe beruft sich 
stets auf die „Angestellten“ 
als Basis seiner „kooperati­
ven“ Politik. Er kann die Er­
folge „konfrontativer“ Poli­
tik in einem vorwiegenden 
Angestellten-Betrieb nicht 
dulden. — (tht)

Tarifabschluß wird 
weiter kritisiert

München. In „Konkret — In­
formationen der Gewerk­
schaft ÖTV Bayern“ 4/89 
wurde eine ganze Seite mit 
kritischen Stellungnahmen 
von ÖTV-Vertrauensleuten 
zum Tarifabschluß veröffent­
licht. Ein Beispiel: „Anstatt 
die Grundvergütung der Qua­
lifikation anzupassen, wird 
mit Zuschlägen operiert, die 
unsere Kolleginnen und Kol­
legen natürlich sofort veran­
laßten darüber nachzudenken, 
wie der Dienstplan verändert 
werden kann, um zumindest 
in den Genuß der Zulagen zu 
kommen. Hierbei werden 
auch gesundheitsschädigende 
Dienstzeiten in Kauf genom­
men . . .“ — (rul)

Wegen Personalmangel 
Betten stillgelegt

Hannover. Von 82 Betten in 
der Klinik für Herzchirurgie 
der Medizinischen Hoch­
schule Hannover können ca. 
40 Prozent zur Zeit nicht be­
legt werden, rund ein Drittel 
der vorhandenen Personal­
stellen können nicht besetzt 
werden. Auf der herzchirur­
gischen Intensivstation stehen 
statt der vorgesehenen 32 
Pflegekräfte nur 23 zur Ver­
fügung, in der anschließen­
den Normalstation seien von 
27 Stellen nur 20 besetzt. 
Angesichts der vielen Über­
stunden dürfe sich niemand 
wundern, wenn das Pflege­
personal wegläuft und kein 
neues zu finden sei, meinte 
der Leiter der Klinik. Mini­
ster Cassens räumte ein, daß 
für hochqualifiziertes Per­
sonal die Bezahlung nicht 

attraktiv genug sei. Um die 
Situation nicht noch schlim­
mer werden zu lassen, will er 
ab 1990 auf den unbesetzten 
Stellen nicht nur Aushilfen, 
sondern festes Personal ein­
setzen. — (mpu)

Eltern kämpfen 
gegen Einsparungen

Rosdorf. Der Landkreis Göt­
tingen hat aus Kostengründen 
(3000 DM „Ersparnis“) und 
ohne Vorankündigung die se­
parate Schulbusbeförderung 
von Grundschülern der Samt­
gemeinde Rosdorf eingestellt. 
87 Eltern schicken seitdem 
ihre Kinder nicht mehr zur 
Schule. Sie verlangen die 
Rücknahme dieser Einschrän­
kung. Schulbusse sind wegen 
Überfüllung an Schülern vor­
beigefahren , Grundschüler 
wurden nicht mehr vor ihrer 
Schule abgesetzt und mußten 
gefährliche Überwege bege­
hen. Die Eltern wollen den 
Boykott solange fortsetzen, 
bis der Landkreis die alte 
Transportsituation wiederher­
gestellt hat. — (mal)

DGB gegen Personal­
kürzungen bei der Stadt

Essen. Die DGB-Kreisdele­
giertenkonferenz am 2.9. hat 
sich auch mit der „Sparpoli­
tik der Stadt befaßt. Einstim­
mig forderte sie die Stadt auf, 
ihre Beschlüsse zur Haus­
halts-Konsolidierung zu kor­
rigieren. Da sich die Voraus­
setzungen, unter denen der 
Abbau von jährlich 240 Stel­
len beschlossen wurde, geän­
dert hätten, seien Kürzungs­
maßnahmen im Personalbe­
reich nicht mehr gerechtfer­
tigt. — (uld/AGK, wof)
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Kommunalwahlen in Essen

DKP: Gegen Konzerne, 
für Ärbeiterinteressen

Zu den Kommunal wählen am 1.10. in NRW kandidieren auch 
Kräfte, die für Antifaschismus und Arbeiterinteressen eintre­
ten. In vielen Orten kann man die DKP wählen, in Gelsenkir­
chen, Duisburg und Neukirchen-Vluyn Listen der MLPD und 
in Dortmund die Dortmunder Linke Liste (DOLL), die u.a. 
von DKP und VSP getragen wird — unseres Wissens das einzi­
ge kommunale Bündnis links von den Grünen in NRW.

In Essen kandidiert die DKP zum Stadtrat und zu acht der 
neun Bezirksvertretungen. Schwerpunkt ihres Wahlkampfes ist 
der Essener Norden, dort sitzt sie seit den Kommunalwahlen 
1985 in einer Bezirksvertretung. Die DKP will ausgehend vom 
Standpunkt der „Arbeiterklasse und aller anderen Schichten 
und Gruppen . . ., deren Interessen vom Monopolkapital . . . 
mit Füßen getreten werden“, in die politische Auseinanderset­
zung eingreifen. In ihrem Wahlprogramm wendet sie sich da­
gegen, daß die Stadt Essen zum „Serviceladen für Konzerne“ 
wird und fordert: „Stadtentwicklung statt Standortpolitik“.

Sicherlich sind manche Aussagen des Programms falsch, 
andere, die wichtig wären, fehlen, z.B. die unmenschliche Be­
handlung politischer Gefangener im Essener Gefängnis. Dies 
sind jedoch keine Gründe gegen eine Wahl der DKP, sondern 
vielmehr Gründe für die Entwicklung einer kontinuierlichen 
kommunalpolitischen Zusammenarbeit der Kräfte, die sich auf 
Antifaschismus und Arbeiterinteressen beziehen.

Im Folgenden veröffentlichen wir Auszüge aus Antworten 
auf einige Fragen, die wir Kandidaten der Essener DKP 
schriftlich gestellt haben. Quelle: Lokalberichte Essen — (syb, vvof)

Fragen zur Kommunalwahl an die DKP in Essen 
Frage: Welche Bedeutung hat für Euch die Kommunalpolitik? 
Wie steht Ihr zu den Rechten und Finanzen der Kommunen? 
Antwort: Wenn auch über die Systemfrage nicht im Bereich 
der Kommunalpolitik enschieden wird, so ist doch die Kom­
mune neben den Betrieben eines der entscheidenden Felder der 
politischen Auseinandersetzung: Hier machen die Menschen 
ihre Erfahrungen in der politischen Auseinandersetzung, hier 
sind sie in ihren Lebensbedingungen oft unmittelbar betroffen. 
Wir erleben überdies, wie der staatsmonopolistische Kapitalis­
mus mit seinen Zentralisierungstendenzen den Städten und 
Gemeinden nicht nur immer mehr Rechte und Kompetenzen — 
sondern auch immer mehr Finanzen wegnimmt. Neben dem 
finanziellen Ausbluten der Städte und ihrer Auslieferung an 
Konzerninteressen bedeutet die Zentralisierung unter den Be­
dingungen des staatsmonopolistischen Kapitalismus auch im­
mer eine Beschneidung demokratischer Rechte.

Die Kommune ist für die DKP Lebensmittelpunkt der arbei­
tenden Bevölkerung, hier arbeiten sie (oder sind arbeitslos), 
hier stehen Fragen von Wohnraum, Umwelt, Bildung, Kultur, 
Freizeit, Verkehr, Teilhabe an politischen Entscheidungen. 
Wir treten daher an für eine Durchsetzung kommunaler Inter­
essen gegen Land und Bund . . . Dazu gehört allerdings auch, 
daß kommunale Planung auch gegen Kapitalinteressen konse­
quenter durchgesetzt wird . . . Die Stadtkasse darf nicht zum 
Selbstbedienungsladen von Betrieben und Handel werden. Für 
dringend erforderlich halten wir Kommunistinnen und Kom­
munisten einen Ausbau der Rechte ... der Städte . . .

Frage: In Eurem Wahlprogramm meßt Ihr der „Friedenspoli­
tik“ auf kommunaler Ebene große Bedeutung bei. Was sind 
dabei Eure Ziele?
Antwort: Wir halten es für wichtig und auch für machbar, 
Friedenspolitik auf kommunaler Ebene zu entwickeln . . . Die 
DKP lehnt jeden Neubau und jede Modernisierung von Bun­
kern ab: Die freiwerdenden Mittel sollten für den sozialen 
Wohnungsbau verwandt werden. Der Rat sollte sich gegen Mi­

litarisierungsmaßnahmen wie Zivilschutz, Kriegsübungen, die 
als „Katastrophenschutz“ getarnt sind und sonstige Zwangs­
maßnahmen wenden. Der Aufklärung der Bevölkerung — ins­
besondere der Jugend — über Faschismus und den Krieg und 
seine Auswirkungen muß weiter großes Gewicht begemessen 
werden.

Frage: Revanchistische, großdeutsche Ansprüche gerade auch 
seitens der Bundesregierung nehmen stark zu. Wir halten es 
für falsch, daß Ihr Euch in Eurem Programm mit keinem Wort 
gegen die Patenschaft der Stadt Essen mit „Hindenburg“, dem 
heutigen Zabrze, wendet und die Unterstützung der Stadt für 
den zwei-jährlichen „Tag der Oberschlesier“ außen vor laßt.
Antwort: Konsequenterweise folgt aus unserer Haltung zur 
Friedenspolitik, daß wir den Revanchismus bekämpfen. Dazu 
gehört sicher auch die längst überfällige Aufhebung der Paten­
schaft zu „Hindenburg“, zu den „Hindenburgem“ aber auch 
die Beendigung der Unterstützung für landsmannschaftliche 
Treffen in Essen. Für diese Ziele ist die DKP in Essen über 
Jahre hinweg eingetreten, und wir tragen sie heute noch.

Frage: Wir finden es sehr wichtig, daß Ihr Euch gegen die 
Unterordnung der Kommunalpolitik unter die „Standortinter­
essen“ der Essener Konzerne wendet, gegen Privatisierung, 
Stellenabbau bei der Stadtverwaltung usw. Ihr weist darauf 
hin, daß es in Essen besonders viele ungeschützte Arbeitsver­
hältnisse gibt, vor allem im Handel und im öffentlichen Dienst. 
Wie wollt Ihr dagegen vorgehen?
Antwort: Probleme der ungeschützten Arbeitsverhältnisse 
oder der Teilzeitarbeit im negativen Sinne liegen auf der Ent­
scheidungsebene der Gesetzgebung im Bundestag und der Ta­
rifvertragsabschlüsse zwischen den Tarifvertragsparteien. 
Gleichwohl ist es richtig und wichtig, diese Fragen auch im 
Kommunalwahlkampf aufzuwerfen. Auf kommunaler Ebene 
agieren die gleichen Parteien wie auf Bundesebene und Funkti­
onsträger der Gewerkschaften bewerben sich um kommunale 
Mandate. Standortpolitik bereitet in der gängigen Praxis der 
Kommune die Infra-Struktur für die Konzerne auf. Hier könnte 
ein Hebel angesetzt werden sowohl für verträgliche Produktion 
als auch für menschengerechte Arbeitsverhältnisse, z.B. durch 
strenge Auflagen bei Maßnahmen der Wirtschaftsförderung. 
Eine aktive Beschäftigungspolitik der Stadt müßte unter glei­
chem Gesichtswinkel die notwendigen Mittel von denen ein­
fordern, die eine Beschäftigungspolitik notwendig machen.

Frage: Trotz Protest antifaschisticher Kräfte kandidiert in Es­
sen die faschistische „Nationale Wählerliste“, daneben die 
zumindest weit rechts anzusiedelnde ÖDP. Welche Aufgaben 
seht Ihr dagegen, welche Möglichkeiten einer antifaschisti­
schen Bündnispolitik? Welche Bedeutung hat die Forderung 
nach dem kommunalen Wahlrecht für Ausländer, die in Eurem 
Programm enthalten ist?
Antwort: Zunächst zum kommunalen Wahlrecht für Auslän­
derinnen und Ausländer: Wir unterstützen die Forderung der 
Gewerkschaften und vieler Initiativen nach der sofortigen Ein­
führung des kommunalen Wahlrechts für ausländische Bürge­
rinnen und Bürger. Wir sehen dies allerdings nur als Einstieg 
zu einem allgemeinen Wahlrecht für ausländische Bürgerinnen 
und Bürger ... die Debatte um die soziale und politische 
Gleichberechtigung der ausländischen Kolleginnen und Kolle­
gen .. . (muß) geführt werden.

Zur Frage der Kandidatur neofaschistischer Gruppen meinen 
wir, daß die Hauptgefahr in unserer Stadt in erster Linie von 
der NL ausgeht. Die Konzentration von NPD, DVU, REP und 
Aktivisten der FAP in einer Bündnisliste hat Bedeutung über 
Essen hinaus; die Losung ,,Essen muß eine deutsche Stadt blei­
ben“ hat Signalcharakter für Wählergruppen, die über die Po­
litik der großen Parteien enttäuscht sind. Mit dem Kandidatur­
verzicht der REP können die Stimmen auf dem rechten Rand 
gebündelt werden. Wir sehen in der ÖDP ebenfalls eine Partei 
mit zumindest neofaschistischen Bestandteilen in der Program­
matik und personellen Querverbindungen. Die Frage ist aber: 
wo konzentrieren wir unsere Kraft? . . .
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Ausstellung des Justizministeriums

„Justiz und 
Nationalsozialismus“

Ende August hat Bundesju­
stizminister Engelhard die 
Ausstellung „Im Namen des 
Deutschen Volkes — Justiz 
und Nationalsozialismus“ in 
Karlsruhe, der „Residenz des 
Rechts“, eröffnet. Die Aus­
stellung war vorher in West­
berlin zu sehen und soll u.a. 
noch in Trier, Köln und 
Nürnberg zu besichtigen sein. 
Sie besteht aus 124 Tafeln mit 
etwa 2000 Dokumenten und 
Bildern sowie Begleittexten. 
Die Ausstellung ist teilweise 
chronologisch gegliedert, sie 
beginnt mit der Entstehung 
der Weimarer Republik. Die­
ser erste Teil der Ausstellung 
„Die ungeliebte, verachtete 
Republik“ behandelt u.a. die 
personelle und ideologische 
Kontinuität des Justizappara­
tes: „Der Kaiser geht, die 
Richter bleiben“ — die Justiz 
bleibt fest in der Hand reak­
tionärer und monarchistisch 
gesinnter Beamter, für die 
„die Treue gegen die Reichs­
verfassung nichts anderes als 
das Versprechen bedeutet, 
Hoch- und Landesverrat ge­
gen sie zu unterlassen.“ Brei­
ten Raum widmet dieser Teil 
der Ausstellung der politi­
schen Justiz in der Weimarer 
Republik, dem Justizterror 
gegen die Kräfte der Arbei­
terbewegung und die Förde­
rung der Rechten und Faschi­
sten durch die Gerichte. Zum 

Beispiel werden die straf­
rechtlichen Konsequenzen 
aus der Münchner Räterepu­
blik 1919 und dem Kapp- 
Putsch im Frühjahr 1920 ge­
genübergestellt; der Prozeß 
gegen Hitler und Ludendorff 
in München und die Sympa­
thien des bayerischen Justiz­
ministeriums für die Putschi­
sten. Abgeschlossen wird der 
erste Teil mit der Behaup­
tung, die personelle Basis der 
NSDAP vor 1933 in der Ju­
stiz sei eher gering gewesen, 
die „politische Heimat (der 
Justizjuristen liege) eher im 
deutsch-nationalen oder kon­
servativ-bürgerlichen Spek­
trum“. Immerhin war aber 
zumindest der oberste Anklä­
ger der Republik, Oberreichs­
anwalt Werner, schon vor 
1933 Mitglied der NSDAP.

Der Hauptteil der Ausstel­
lung hat den Titel „Justiz für 
Führer, Volk und Staat“. Zu 
den Themenkreisen zählt z.B. 
„Nationalsozialistisches Den­
ken in Rechtsprechung, Ge­
setzgebung und Justizverwal­
tung“; „Die Justiz wird aus­
geschaltet“; „Die innere 
Front — Strafjustiz im 
Krieg“; „Justiz und SS/Poli- 
zei — Konkurrenz und Ko­
operation“. Eine Vielzahl an 
Dokumenten, Beispielen von 
menschlichen Schicksalen 
sind zu diesen Themen darge­
stellt, die einen Eindruck des 

faschistischen Terrors ver­
mitteln:

Der Reichstagsbrand, An­
laß für die „Verordnung zum 
Schutze von Volk und Staat“; 
das Ermächtigungsgesetz 
vom 24.3.33: „Die Regie­
rung kann ohne Parlament re­
gieren und verfassungsän­
dernde Reichsgesetze erlas­
sen.“ Alle Grundrechte wer­
den beseitigt, z.B. Aufhebung 
des Artikels 114 („Die Frei­
heit der Person ist unverletz­
lich“); das „Gesetz zur Wie­
derherstellung des Berufsbe­
amtentums“, mit dem jüdi­
sche Juristen und politische 
Oppositionelle aus dem Ju­
stizapparat entfernt und die 
Justiz personell und ideolo­
gisch ausgerichtet wird. Zahl­
reiche Fälle jüdischer Juri­
sten, die zuerst dem Berufs­
verbot, später Inhaftierung 
und Ermordung ausgeliefert 
sind, werden dokumentiert.

Ebenso der Ausbau des 
„Strafrechts als politisches 
Kampfinstrument4 4: auf
Hochverrat steht rückwirkend 
die Todesstrafe. Terror, Fol­
ter und Mord der SS und SA 
werden juristischer Verfol­
gung entzogen. Die Einrich­
tung von Sondergerichten, 
Strafvollzug mit Internie- 
rungs- und Arbeitslagern, 
Ausbildung der neuen Juri­
stengeneration , Schaffung
von „justizfreien“ Räumen in 
KZs, Judenpogrom, Eutha­
nasie, „Volksschädlings-Ver­
ordnung“, Todesstrafe sind 
Themenkreise, die sehr um­
fangreiches Anschauungsma­
terial bieten.

Aufschlußreich sind Doku­
mente und Protokolle von 

Verfahren und Ermittlungen 
der NS-Behörden und der 
NS-Justiz, insbesondere das 
Wüten des Volksgerichtsho­
fes, dem mit Beginn des fa­
schistischen Überfalls auf Po­
len die Aufgabe zukommt, 
jegliche Kritik am faschisti­
schen Kriegsterror und die 
Zersetzung der „inneren 
Front“ zu liquidieren.

Ab 1939 sind Einstellungen 
in der Justiz abhängig von der 
Parteizugehörigkeit zur
NSDAP, ab 1942 wird nur 
noch Laufbahn befördert, wer 
der NSDAP angehört. Die 
Mitgliedschaft nimmt zu und 
der Justizapparat wird auf die 
Erfordernisse der Kriegsfüh­
rung hingetrimmt. U.a. wer­
den die „Richterbriefe“ ein­
geführt, „. . . in denen als 
positiv bzw. negativ einge­
stufte Entscheidungen ‘ be­
sprochen werden“. Selbst die 
durch die faschistische Ge­
setzgebung vorgegebenen 
Rechtsentscheidungen der 
Gerichte werden noch von 
den faschistischen Terroror­
ganisationen SA, SS und der 
Gestapo gekippt. Verurteilte 
verschwinden nach Urteils­
verkündung in der „Schutz­
haft“ der SS.

Fazit des zweiten Teils der 
Ausstellung: „Die Mehrheit 
(der Richter) aber paßt sich 
dem Zeitgeist an, da sie sich 
,nicht von vorneherein lauf­
bahnmäßig ausschalten4 will. 
. . . Sie schaltet sich selbst 
gleich — als Kämpfer im 
Heerbann des Führers.“

Wer bis zum Ende des 
zweiten Teils vorgedrungen 
ist, dem fällt auf, daß die 
Ausstellung sorgsam vermei-
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Faschistische Justiz und Propaganda: „Recht ist, was dem deutschen Volke nützt“; Der Volksgerichtshof fällt allein von 1940 bis 
1945 über 5000 Todesurteile zum „Schutz der inneren Front“. Bild rechts: Freisler, Vorsitzender des Volksgerichtshofs.
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det, über die sozialen Interes­
sen des faschistischen Terror­
regimes zu handeln. Mit kei­
nem Wort werden die Interes­
sen der Monopolbourgeoisie, 
der reichsdeutschen Konzerne 
erwähnt. Sowieso haben die 
Autoren der Ausstellung Er­
fahrungen und Bewertungen 
der Arbeiterbewegung und 
ihrer Organisationen aus dem 
antifaschistischen Kampf an 
keiner Stelle zu Wort kom­
men lassen.

Zum dritten Teil, der „so­
genannten Stunde Null“, er­

Rechtsanspruch auf Wieder­
einstellung — die personelle 
Kontinuität der bundesdeut­
schen Justiz“; „Der Korps­
geist in der Justiz“; „Was 
damals Recht war, kann heute 
doch nicht Unrecht sein — 
Richter vor Gericht“ regie- 
rungsoffiziell behandeln. 
Auffällig: sofern die BRD- 
Behörden überhaupt gegen 
NS-Verbrecher ermittelten, 
dann vor allem aufgrund von 
Hinweisen, die die DDR der 
internationalen Öffentlichkeit 
übergab.

Nürnberger Juristenprozeß: von zehn Verurteilten 1947 sind 
bis auf einen spätestens 1951 alle wieder frei. Aus dem Urteil: 
„Die Angeklagten sind solch unermeßlicher Verbrechen be­
schuldigt, daß bloße Einzelfälle von Verbrechenstatbeständen 
im Vergleich dazu unbedeutend erscheinen.“

klärt der Bundesjustizminister 
in seiner Eröffnungsrede: 
„Nach 1945 war die Justiz 
nicht bereit, sich ihrer Ver­
gangenheit zu stellen, in einer 
offenen Diskussion Ursachen 
und Hintergründe ihrer Rolle 
in der NS-Zeit zu erörtern 
und daraus die Konsequenzen 
zu ziehen, auch strafrechtli­
cher oder dienstrechtlicher 
Art. Diese Flucht vor der 
Vergangenheit halte ich für 
die Fehlleistung der bundes­
deutschen Justiz. Ihren Aus­
druck findet sie vor allem in 
der Tatsache, daß keiner der 
Richter eines Sondergerichts 
oder des Volksgerichtshofs 
wegen einer der zahlreichen 
Unrechtsurteile von bundes­
deutschen Gerichten rechts­
kräftig verurteilt worden ist. 
Am Ende steht die biologi­
sche Amnestie.“ Weil sich 
das Problem der nicht durch­
geführten Entnazifizierung in 
der BRD — zumindest perso­
nell — weitgehend ,,biolo­
gisch“ löst, lassen sich auch 
Themenkreise wie: ,,Der

Die Abrechnung des Justiz­
ministers mit den „Fehllei­
stungen“ der Justiz dürfte 
über kurz oder lang als frei­
heitlich-demokratischer An­
spruch daherkommen, die 
Rehabilitation des Faschis­
mus in der BRD zu dulden. 
Bei der Eröffnung der Aus­
stellung in Karlsruhe spra­
chen auch Baden-Württem­
bergs Justizminister Eyrich, 
verantwortlich u.a. für den 
,,Schutzhaft“-Trakt Stuttgart- 
Stammheim und die Vernich­
tungshaftbedingungen von 
Günter Sonnenberg, sowie 
Generalbundesanwalt Reb­
mann, zur Zeit beschäftigt 
mit BRD-Kriegsführung ge­
gen den kurdischen Befrei­
ungskampf.

Die Ausstellung ist als Ka­
talog erhältlich (461 Seiten, 
17,50 DM) im Verlag Wis­
senschaft und Politik. Köln. 
Die zahlreichen Dokumente 
von Gesetzesverordnungen. 
Erlassen. Kontrollratsbe­
schlüssen usw. sind durch­
wegs interessant. — (evd. map)

Ausländerwahlrecht

Westberliner SPD 
am schwanken?

Auf die Einführung eines kommunalen Ausländerwahlrechts 
hatten sich die Westberliner AL und SPD in ihrem Koalitions­
papier geeinigt. Vor der Sommerpause wollte die SPD nicht, 
da der Gesetzestext „wasserdicht“ sein müsse, um bei einer 
Verfassungsklage der CDU nicht allzu dumm dazustehen. 
Nun, diese Klage war aber schon längst auf den Weg gebracht. 
Nach der Sommerpause bekommt die SPD dann so richtig 
Bammel, beobachtet die Kampagne von Faschisten und CDU 
und will nun das Ergebnis der CDU-Verfassungsklage abwar­
ten. Nebenbei soll dann auch der eigenen Basis die Forderung 
nach einem kommunalem Ausländerwahlrecht vermittelt wer­
den. Die AL zeigt sich erstaunlich verständnisvoll und wartet 
mit.

Folgende Eckpunkte sind inzwischen beschlossen: Fünf 
Jahre rechtmäßiger Aufenthalt in der BRD oder in Westberlin 
werden zur Voraussetzung gemacht. Die SPD stellt sich vor. 
daß eine normale Aufenthaltserlaubnis für das aktive Wahl­
recht reichen muß, während für das passive Wahlrecht eine 
unbefristete Aufenthaltserlaubnis vorausgesetzt werden soll. 
Offensichtlich hat die SPD auch einige interne Probleme, ihren 
Mitgliedern die Sache zu verklickern. Sie versucht es mit dem 
Gerede von der multikulturellen Gesellschaft. Nun, nichts 
gegen türkische Volkstänze und türkische Küche als Bereiche­
rung des Lebens in Mitteleuropa, aber die Begründung der 
Forderung nach Wahlrecht auf dieser Grundlage fällt schwer.

Was fällt nun der sogenannten Linken dazu ein? Mindestfor­
derung muß allgemeines Wahlrecht sein usw. Alle möglichen 
weitergehenden Forderungen werden aufgestellt, was als Vor­
bedingung für eine entsprechende Propaganda bzw. als Vor­
wand, um diese Auseinandersetzung nicht zu führen, genutzt 
wird. Interessant wird das Thema dann erst, wenn Faschisten 
gegen ein Ausländerwahlrecht auftreten. Hier herrscht dann 
auch noch Verwunderung, wenn sich Ausländer zum Republi­
kaner-Jagen mißbraucht fühlen. Es entsteht der Eindruck, als 
sucht die sogenannte Linke in den Arbeitsimmigranten eine 
Basis zum Verheizen in der Auseinandersetzung mit den Fa­
schisten. Einige Immigrantengruppen und ausländische Kolle­
gen in der IGM treten schon verschüchtert den Rückzug an.

Das Problem scheint bei der SPD und den sogenannten Lin­
ken dasselbe zu sein, Wahlrecht allein als humanitäre Frage, 
nach dem Motto: ein Herz für Ausländer. Da die SPD sich 
weitgehend von den Interessen der Arbeiterklasse befreit hat. 
fallt es ihr schwer, mit eben diesen Interessen zu argumentie­
ren. Und gerade hier liegt der Punkt zur Begründung der For­
derung nach Ausländerwahlrecht. Ein großer Teil der Arbei­
ter, vor allem in den unteren Lohngruppen, hat nicht die deut­
sche Staatsangehörigkeit. Hier wird versucht zu spalten, um 
die Arbeits- und Lebensbedingungen weiter zu drücken. Nicht 
ohne Grund sind die Gewerkschaften noch am eindeutigsten 
für kommunales Ausländerwahlrecht. Beruft man sich nun auf 
die Interessen der Lohnabhängigen gegenüber den Kapital­
interessen, so wird ein gemeinsamer Kampf mit Ausländern 
geführt werden müssen. Das wird behindert, indem die Immi­
granten von elementaren Rechten zum Beispiel Einfluß auf die 
Gestaltung des direkten Wohnumfeldes durch Verweigerung 
des Kommunal Wahlrechts ausgeschlossen werden. In manchen 
Kommunen wird mehr als ein Drittel der Wohnbevölkerung 
von jeder Einflußnahme ausgeschlossen, und das allein auf der 
Grundlage einer falschen Abstammung. Durch das Vorenthal­
ten des Wahlrechts wird weiter versucht, einem Teil der Arbei­
terklasse die politische Betätigung zu verbieten. Diese Bestre­
bungen werden aufgebrochen, wenn es gelingt aktives wie pas­
sives Wahlrecht in den Kommunen als Einwohnerwahlrecht 
durchzusetzen. - uniis. msb)
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Destabilisierungspolitik

50. Jahrestag des sowjetisch-deutschen 
Nichtangriffsvertrages

Im Prozeß gegen die NS-Hauptkriegsverbrecher vor dem 
Nürnberger Tribunal wurden die reichsdeutschen Annexionen 
Österreichs, der Tschechoslowakei und Polens als planmäßig 
vorbereitete und schließlich durchgeführte Aggressionsschritte 
enthüllt. Hinsichtlich dieser reichsdeutschen Expansion in Mit­
tel- und Osteuropa unterschieden die Beweisführung der An­
klagebehörde und das Urteil des Richterkollegiums lediglich 
zwischen Angriffshandlungen (gegen Österreich und die 
Tschechoslowakei) und dem ersten Angriffskrieg (gegen 
Polen), dem weitere Angriffskriege gegen andere europäische 
Länder folgten. Das heißt, daß das Nürnberger Tribunal der 
Antihitlerkoalition die Entfesselung des Zweiten Weltkriegs 
durch die reichsdeutsche Seite als eine schrittweise Aufhebung 
des Nachkriegs-Status-quo von 1918/19 begriff.

„Berliner Luftbrücke“. Die aktuelle Destabilisierungspolitik der 
BRD gegenüber den Staaten Osteuropas steht in der Kontinui­
tät der Großdeutschland- und Europapolitik der Weimarer 
Republik und des „Dritten Reiches“.

Die bundesdeutsche Grenzrevisionspolitik hat stets ein Inter­
esse daran gehabt, diesen Zusammenhang zwischen den 
reichsdeutschen Angriffshandlungen der Jahre 1938/39 und 
dem ersten Angriffskrieg zu vernebeln. Das hat dreierlei 
Gründe:
a) Die Reduktion der einzelnen Etappen der Entfesselung des 
Zweiten Weltkriegs auf das Datum des Überfalls auf Polen 
(,,Ausbruch des Zweiten Weltkriegs“) soll die Beurteilung der 
reichsdeutschen ,,Wiedervereinigungs“schritte (Österreich, 
Sudetenland, Memelland) seitens des Nürnberger Tribunals 
(Angriffshandlungen’) aus der öffentlichen Diskussion der 
Kriegsursachen heraushalten. Tatsächlich würde eine solche 
Diskussion die Einsicht breit befördern, daß die aktuelle Wie­
dervereinigungspolitik der BRD in der Kontinuität derjenigen 
der Weimarer Republik und des Dritten Reiches“ steht und 
daß sie längst als verbrecherische Politik völkerrechtlich ge­
ächtet ist.
b) Zum zweiten soll mit jener Reduktion der Entfesselung des 
Zweiten Weltkriegs auf den 1. September 1939 der geschicht­
liche Tatbestand der Kollaboration der Unterzeichnermächte 
des Münchner Abkommes (28.9.1938) — Deutschland, Ita­
lien. Großbritannien und Frankreich — aus jener öffentlichen 

Diskussion ausgeblendet werden. Diese Mächte hatten sich 
zwecks politischer Regulierung des zwischen ihnen tobenden 
Handelskriegs zu einer frühen westeuropäischen Union zusam­
mengeschlossen und betrieben faktisch vom Winter 1937 bis 
zum Herbst 1939 eine gemeinschaftliche europäische Neuord­
nungspolitik. Als zugestandene Objekte der Status-quo-Auf- 
hebung hatte die britische Seite in einer Unterredung zwischen 
Sonderminister Lord Halifax und Reichskanzler Hitler bereits 
am 19.11.1937 Österreich, die Tschechosolowakei und Danzig 
genannt (1).
c) Zum dritten soll die Reduktion der reichsdeutschen Schritte 
der Entfesselung des Zweiten Weltkriegs auf das Datum des 
Überfalls der Wehrmacht auf Polen die Zuweisung der Verant­
wortung für den „Kriegsausbruch“ an die sowjetische Seite 
ermöglichen. Diesem Zweck dient die unter dem Deckmantel 
wissenschaftlicher Erörterung betriebene Behandlung des so­
wjetisch-deutschen Nichtangriffsvertrags. Mit seiner Unter­
zeichnung — so die Standardlinie dieser Behandlung in der 
bürgerlichen Presse und den Medien — am 23.8.1939 habe die 
seinerzeitige Regierung der UdSSR „grünes Licht für den 
Überfall der Wehrmacht auf Polen erteilt“. Dahinter verbirgt 
sich vor allem — neben dem Versuch der Diskreditierung der 
Außenpolitik der seinerzeitigen Regierung der UdSSR — die 
Absicht, eine öffentliche Behandlung der bis zum September 
1939 entfalteten reichsdeutschen Destabilisierungspolitik zu 
unterbinden. Demgegenüber macht eine Untersuchung der 
spezifischen Methoden dieser Politik deutlich, daß das Deut­
sche Reich gerade durch den Abschluß des Nichtangriffsver­
trags und durch die darauf beruhende sowjetische Außenpolitik 
(entlang einer vom Baltikum bis zum Schwarzen Meer reichen­
den Linie) eine vollständige Niederlage erlitt.

Der lange vorbereitete Anschluß Österreichs
Die Destabilisierungspolitik der' NS-Reichsregierung gegen­
über den später annektierten mittel- und osteuropäischen Nach­
barstaaten zielte zum einen auf eine möglichst weitgehende 
Isolierung der jeweiligen Regime innerhalb ihrer jeweiligen 
Staatsbevölkerung. Und zum andern zielte sie auf die gleich­
zeitige Isolierung dieser Aggressionsopfer innerhalb der inter­
nationalen Staatengemeinschaft. Die innere Zwecksetzung 
wurde durch Anknüpfung an die jeweils vorhandenen sozialen 
und nationalen Gegensätze verfolgt sowie durch den Aufbau 
und die Nutzung „fünfter Kolonnen“ zur zusätzlichen Schü- 
rung dieser Gegensätze. Im Hinblick auf diese „fünften Kolon­
nen“ (die österreichischen, sudetendeutschen und Danziger 
NS-Formationen) liegt die Kollaboration, auf die sich jene 
reichsdeutsche Destabilisierungspolitik abstützen konnte, 
offen zu Tage: Sie wurden direkt vom Reich aus gesteuert und 
unterstützt, ihre rückwärtige Basis lag auf reichsdeutschem 
Gebiet.

Aber am Beispiel Österreichs läßt sich darüber hinaus ganz 
gut aufzeigen, in welchem Umfang innerhalb der Kreise des 
industriellen Kapitals, des Finanzkapitals, des Großgrundbe­
sitzes, des mittelständischen Gewerbes, der akademischen Be­
rufsgruppen und des Militärs ebenfalls Kollaborationsbereit­
schaft vorherrschte. Die Bereitschaft dieser sozialen Schichten 
und Klassen zur „gesamtdeutschen bzw. großdeutschen“ Kol­
laboration mit dem Reich fand bereits im gemeinschaftlichen 
Vorstoß beider Regierungen zur Bildung einer mitteleuropä­
ischen Zollunion im Jahre 1931 ihren Ausdruck (2). Ein Be-
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richt der „Österreichisch-Deutschen Arbeitsgemeinschaft“ in 
Wien an das Auswärtige Amt in Berlin mit Datum vom 1.8. 
1928 liefert einen konkreten Überblick über das bis zu diesem 
Zeitpunkt feststellbare Ausmaß der Angleichung der österrei­
chischen Wirtschafts- und Staatsordnung an jene des Deut­
schen Reichs:

„Eine völlige Angleichung ist bisher erfolgt im Bibliotheks- und 
Archivwesen sowie auf den meisten Gebieten der Kunst und Kul­
tur, da ... die entsprechenden österreichischen Organisationen 
sich den deutschen Vereinigungen angeschlosssen oder eingeglie­
dert haben. In vielen Belangen angeglichen ist das Schulwesen .. . 
Die Angleichung der österreichischen und deutschen Universitäten 
ist bis auf das Jurastudium und die Berechtigung der ärztlichen 
Praxis sehr weitgehend . . . (Die) Angliederung im Postwesen (ist) 
soweit gediehen, daß .. . binnen 24 Stunden die österreichische 
Post der deutschen Post angegliedert werden könnte. Die öster­
reichischen Bundesbahnen sind zwar der Reichsbahn in vieler Be­
ziehung angeglichen. Es bestehen aber noch grundlegende Unter­
schiede . . .

In Angelegenheiten der doppelten Staatsbürgerschaft haben wir 
eine Denkschrift in Vorbereitung ... Im Strafrecht ist die Anglei­
chung am Werke. Auch wenn sie, wie wir hoffen, bis Jahresende 
fertig wird, ist damit noch verhältnismäßig wenig getan. Sehr er­
wünscht wäre eine eheste Angleichung des Handelsrechtes, Wech­
selrechtes, (der) Ausgleichsordnung usw., ferner der Zollordnung 
... und des bürgerlichen Rechtes . .. Sehr wichtig erschiene uns 
auch die möglichste Angleichung der Steuergesetzgebung, über 
diese Frage ist eine Denkschrift in Arbeit . .. Sehr weit fortge­
schritten ist die Angleichung im sozialen und Arbeitsrecht . . . Die 
Angleichung der militärischen Einrichtungen ist sehr weitgehend 
... In die Angleichung der landwirtschaftlichen Verhältnisse 
brauchen wir kaum einzugreifen. Der österreichische Landbund 
ist seit einigen Jahren Mitglied des Reichslandbundes und die 
Agrarier hüben und drüben arbeiten einträchtlich zusammen 
...“(3)

Dieser Überblick über den Stand der Angleichung der öster­
reichischen Wirtschafts- und Staatsordnung an diejenige des 
Reichs macht den konkreten Umkreis derjenigen Kräfte deut­
lich, die in der Aufrichtung eines mitteleuropäischen Groß­
deutschlands ihre je spezifischen sozialen (Schicht- oder Klas- 
sen-)Interessen gewahrt sahen — und die insofern zur Kollabo­
ration in Sachen Anschluß bereit waren. Die NS-Destabilisie- 
rungspolitik der Jahre 1934-1938 konnte mithin an diesem 
Faktor anknüpfen. Das gilt auch bei Berücksichtigung des rela­
tiven Widerstands, der aus diesen zur Kollaboration bereiten 
Kreise heraus gegen einen (sofortigen) Anschluß geleistet 
wurde. Dieser Widerstand zielte auf die Bewahrung eines 
möglichst großen Handlungsspielraums innerhalb des ange­
strebten großdeutschen Wirtschaftsverbunds — d.h. er war nur 
konkurrenzmäßiger Natur. Er konnte leicht hinweggefegt wer­
den, weil dieselben Kreise sich in einem schroffen Klassen­
gegensatz zur österreichischen Arbeiterbewegung befanden, 
über die sie seit dem Frühjahr 1934 selbst ein klerikal-faschi­
stisches Unterdrückungsregime errichtet hatten und mit der sie 
sich insofern weder verbinden konnten noch verbinden wollten 
zwecks Verhinderung des Anschlusses ans Reich. Tatsächlich 
hat somit die NS-Destabilisierungspolitik gegenüber Öster­
reich sowohl die dortige Kollaborationsbereitschaft wie auch 
den dortigen Klassengegensatz ausnutzen können.

Tschechoslowakei: Nationalitätenstreit schüren
Im Hinblick auf die Tschechoslowakei ist von wesentlicher 
Bedeutung, daß die werktätige Bevölkerung dieses Staates ver­
schiedenen Nationalitäten zugehörte. Ca. 45% gehörten zur 
tschechischen Mehrheit, ca. 23% zur deutschen Minderheit, 
ca. 20% zur slowakischen und ca. 6% zur ungarischen Min­
derheit sowie ca. 3,4% zur ukrainischen und 0,5% zur polni­
schen Minderheit. Das tschechische Industrie- und Finanzkapi­
tal und die mit ihm verbündeten Schichten des gewerbetreiben-

Kundgebung der reaktionären österreichischen „vaterländi­
schen Front“ kurz vordem faschistischen Überfall

den Kleinkapitals betrieben einerseits die systematische Nie­
derhaltung und Ausbeutung der slowakischen Bauernnation. 
Zum anderen schürten diese Kreise gestützt auf ihre Regierung 
und deren Gesetzgebung den Konkurrenzkampf zwischen den 
zur tschechischen und zur deutschen Nationalität gehörenden 
Teilen der Arbeiterklasse, um sich auf diese Weise selbst an 
der Macht zu halten. In einem gewissen Umfang gelang es da­
her dem sudetendeutschen Kapital, diese Spaltung der Gesamt­
arbeiterklasse in der Tschechoslowakei für ihren eigenen 
Kampf gegen die tschechische Konkurrenz auszunutzen. Und 
es gelang ihr außerdem, einen beträchtlichen Teil der gewerbe­
treibenden Mittelklasse und der akademischen Berufsgruppen 
nicht nur in jenem Konkurrenzkampf an sich zu binden, son­
dern auch für den Anschluß ans Reich zu gewinnen. Der Wi­
derstand dieses Staates gegen die reichsdeutsche Destabilisie- 
rungs- und Einverleibungspolitik war daher erheblich ge­
schwächt. Er wäre nur durch eine allgemeine Volksbewaff­
nung in Verbindung mit einem Hilfe-Ersuchen an die UdSSR 
erfolgreich herstellbar gewesen. Letzteres wäre auf der Grund­
lage des tschechoslowakisch-sowjetischen Vertrags über wech­
selseitige Hilfe im Falle eines unprovozierten Angriffs auf eine 
der beiden Vertragsparteien möglich gewesen. Die sowjetische 
Seite hat vor dem Zustandekommen des Münchner Abkom­
mens mehrfach ihre Bereitschaft zur Einhaltung dieser Bei­
standsgarantie bekräftigt — aber bekanntlich kapitulierte die 
tschechoslowakische Regierung letztlich lieber vor der reichs­
deutschen Aggression, als jene Widerstandsmöglichkeiten aus­
zuschöpfen. Auch in diesem Fall konnte die NS-Destabilisie- 
rungspolitik den durch nationale Gegensätze überlagerten so­
zialen Klassengegensatz innerhalb des Nachbarlandes ausnut­
zen, um das dortige Regime von innen wie auch von außen zu 
isolieren. Dabei muß noch erwähnt werden, daß die Reichs­
regierung die Einverleibung der ,,Resttschechei“ im März 
1939 dadurch für die westlichen „Garantiemächte“ akzeptabel 
machte, daß sie die Loslösung bzw. Ausrufung eines slowaki­
schen Vasallenstaates durch entsprechende Kollaborateure ver­
anlaßte. Diesem Punkt kommt in der Betrachtung der Destabi­
lisierungspolitik gegenüber Polen besondere Bedeutung zu.

Anknüpfen am großpolnischen Chauvinismus
Was die inneren sozialen und nationalen Gegensätze im Vor- 
kriegs-Polen anbelangt, kann festgestellt werden, daß dort zum 
einen ein ähnliches Regime der Unterdrückung der Arbeiter­
bewegung aufgerichtet worden war wie in Österreich, und zum 
anderen, daß die Nationalitätenpolitik dieses Regimes ähnlich
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wie die Nationalitätenpolitik der bürgerlichen tschechoslowa­
kischen Regierung auf die Spaltung der (unter diesem Ge­
sichtspunkt) verschiedenen Bevölkerungsteile hin angelegt 
war. Hinzu kommt aber, daß diese Politik durch großpolni­
schen Chauvinismus bestimmt war: sie beruhte auf Annexio­
nen und zielte auf weitere Einverleibungen fremden Staatsge­
biets. Die Annexionen, auf denen sie beruhte, betrafen im we­
sentlichen die im Feldzug gegen die junge Sowjetrepublik 
(1920/21) eroberten weißrussischen und westukrainischen Tei­
le Ostpolens. Die Annexionen, auf die sie zielte, betrafen vor 
allem die Ukrainische Sowjetrepublik (4) sowie Litauen und 
gewisse Teile der Tschechoslowakei.

Die reichsdeutsche Destabilisierungspolitik gegenüber Polen 
hat unter anderem an diesem großpolnischen Chauvinismus 
angeknüpft, um die Tschechoslowakei von Polen zu isolieren: 
Im Gefolge der schrittweisen Auflösung des tschechoslowaki­
schen Staatsverbands kam es zu einer deutsch-polnischen Ab­
sprache über die Trennung des sogen. „Teschener Gebiets“. 
Später hat die NS-Regierung die diesbezügliche Kollabora­
tionsbereitschaft des polnischen Regimes durch die In-Aus- 
sicht-Stellung weiterer gemeinschaftlicher Annexionen wach­
zuhalten versucht, um Polen von der UdSSR zu isolieren. Dies 
betraf hauptsächlich die Ukraine — eine Perspektive, die der 
Täuschung der polnischen Seite diente, denn in dieser Angele­
genheit hatte die reichsdeutsche Seite von Anbeginn eigenstän-

15. März 1939: Einmarsch der faschistischen deutschen Trup­
pen in Prag

dige Absichten. Hierzu muß im folgenden einiges zusammen­
getragen werden.

Die sowjetische Regierung hat vor dem Zustandekommen 
des Nichtangriffsvertrags mit dem Reich immer wieder ver­
sucht, eine gemeinsame Front der nichtfaschistischen Staaten 
zur Aufrechterhaltung des Status quo in Europa herzustellen. 
Darüber hinaus hat sie nach der Annexion Österreichs durchs 
Reich der Tschechoslowakei ihre militärische Unterstützung 
angeboten, weil dieser Staat sich aufgrund der drastisch ver­
schlechterten Lage (fast vollständige Umschließung durch 
,,Großdeutschland“) nicht mehr alleine verteidigen konnte.

Eine nahezu vergleichbare strategische Lage war für Polen 
durch die Einverleibung der „Rest-Tschechei“ in den Reichs­
verband und durch die Bildung des slowakischen Vasallenstaa­
tes entstanden. Polen war seit dem Frühjahr 1939 in einem 
weiten Halbkreis von Ostpreußen bis zu den Karpathen umfaß­
bar. Seine natürliche Verteidigungslinie gegenüber einem An­
griff aus dem Westen — die Flüsse Bobr, Narew, Weichsel 
und San — war nicht mehr aus eigener Kraft zu halten. Im Mai 
1939 bot die UdSSR der polnischen Seite direkten militäri­

schen Beistand an. Im August desselben Jahres wiederholte sie 
dieses Angebot im Rahmen der britisch-französisch-sowjeti­
schen Militärkommissionsverhandlungen über ein gemein­
schaftliches Vorgehen gegen die faschistische Aggressorachse. 
Abgesehen davon, daß die beiden Westmächte diese Verhand­
lungen ohne ernsthafte Absichten betrieben, hat vor allem die 
polnische Seite das für eine kollektive Operation gegen 
Deutschland notwendige Durchmarschrecht der Roten Armee 
strikt verweigert (5).

Es wird im Kontext der Geschichtsverfälschungen der bun­
desdeutschen Grenzrevisionspolitik bezüglich dieses Tatbe­
stands gern auf die angebliche „Furcht“ der polnischen Seite 
vor einer Okkupation durch die Rote Armee verwiesen, die sie 
zu ihrer ablehnenden Haltung veranlaßt habe. In Wahrheit gibt 
es weder Belege für die Existenz einer solchen Besorgnis in­
nerhalb der seinerzeitigen polnischen Regierung noch war dies 
das tatsächliche Motiv der polnischen Ablehnung eines militä­
rischen Beistands durch die UdSSR. Vielmehr belegen die da­
maligen polnischen Expansionspläne gegen die Ukraine, daß 
man nicht nur keinerlei „Furcht“ vor der Roten Armee hatte, 
sondern sich vielmehr eine Wiederholung der Kollaboration 
mit der reichsdeutschen Seite — wie im Falle der gemein­
schaftlichen Zerstückelung der Tschechoslowakei — ausrech­
nete. Es bleibt somit erstens festzuhalten, daß eine erfolgreiche 
Verteidigung Polens gegen die faschistische Aggression im 
Spätsommer 1939 nurmehr mit direkter Unterstützung der Ro­
ten Armee zu erlangen war. Es bleibt zweitens festzuhalten, 
daß die polnische Regierung zu keinem Zeitpunkt um diese di­
rekte militärische Unterstützung der UdSSR nachgesucht hat. 
Somit bleibt drittens die Schlußfolgerung übrig, daß der pol­
nischen Regierung die Niederlage gegen die faschistische Ag­
gression akzeptabler erschien als ein Widerstandskrieg im 
Bündnis mit der UdSSR.

Die sowjetische Regierung hat nach Bekanntwerden der 
Flucht der polnischen Regierung nach Rumänien in der Nacht 
zum 17. September 1939 mit (u.a.) folgender Begründung den 
Befehl zum Einmarsch der Roten Armee in Polen gegeben:

„Sich selbst überlassen und ohne Führung geblieben, hat sich 
Polen in ein bequemes Feld für jegliche Zwischenfalle verwandelt, 
die eine Bedrohung für die Sowjetunion schaffen können. Infolge 
dessen kann die Sowjetregierung, die bisher neutral war, sich nicht 
weiter neutral zu diesen Tatsachen verhalten. Die Sowjetregierung 
kann sich auch nicht gleichgültig dazu verhalten, daß die . . . 
Ukrainer und Weißrussen, die auf dem Territorium Polens leben 
und der Willkür des Schicksals ausgeliefert sind, schutzlos blei­
ben“ (6).

Eine Zusammenschau sämtlicher diesbezüglicher Dokumen­
te zum politisch-militärischen Vorgehen der Reichsregierung 
in Polen während des Zeitraums vom 1.—17. September 1939 
(7) läßt folgende Konturen zweier strategischer Absichten 
deutlich werden: Zum einen bestand der Plan der Aufrichtung 
eines westukrainischen Vasallenstaats im südöstlichen Teil des 
damaligen Polens. Von dort aus sollten — unterm Kommando 
der „Abwehr“ (Canaris, Lahousen) — exilukrainische Kol­
laborateure gegen die Ukrainische Sowjetrepublik tätig wer­
den. Zum andern bestand der Plan eines nordöstlichen Vorsto­
ßes zwecks Einverleibung der baltischen Republiken Litauen, 
Lettland und Estland. In Anbetracht dieser strategischen Ab­
sichten ist die durch Zeitzeugen überlieferte bestürzte Reaktion 
der reichsdeutschen Seite auf den Einmarsch der Roten Armee 
am 17. September gut verständlich. So etwa berichtet ein Ver­
trauensmann des NS-Reichsaußenministers, Fritz Hesse, daß 
Ribbentrop am 18. September ihm gegenüber feststellte: „Die 
Russen haben uns ... da eine schöne Suppe eingebrockt. Sie 
sind, ohne uns vorher ein Wort zu sagen, einfach auch in Polen 
einmarschiert. Jetzt muß ich mich beeilen, damit es kein Un­
glück gibt und die beiden Armeen gegeneinander anrennen. 
Das könnte den Engländern so passen, daß es dazu kommt 

• • •“ (8)
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Es gibt einige Hinweise darauf, daß es ab dem 19. Septem­
ber zu Kampfhandlungen zwischen Einheiten der Roten Armee 
und der Hitlerwehrmacht gekommen ist. (9) Bereits zuvor 
waren in der UdSSR notgelandete Bomberbesatzungen der 
Luftwaffe gefangengenommen und interniert worden. Vor die­
sem Hintergrund ist. sowohl die Aushandlung einer Demarka­
tionslinie wie auch deren spätere Festlegung als Grenze zwi­
schen beiden Seiten einzuordnen. Dabei hat die Sowjetregie­
rung darauf Bedacht genommen, daß diese im wesentlichen 
mit der bereits durch die Pariser Friedenskonferenz nach dem 
Ersten Weltkrieg zugestandenen westlichen Abgrenzung der 
Ukraine und Weißrußlands („Curzonlinie“) übereinstimmte.

Einverleibung des Baltikums an UdSSR gescheitert
In einer Rundfunkansprache am 1. Oktober 1939 hat der dama­
lige britische Oppositionspolitiker W. Churchill folgendes 
über das sowjetisch-deutsche Abkommen zur Festlegung der 
gemeinsamen Grenze entlang der ,,Curzonlinie“ festgestellt: 
„Daß die russischen Armeen auf dieser Linie stehen mußten, 
ist aber im Interesse der Sicherheit Rußlands gegenüber der 
Nazi-Gefahr offensichtlich notwendig. Auf jeden Fall besteht 
die Linie, und es ist eine Ostfront geschaffen worden, die das 
nazistische Deutschland nicht anzugreifen wagt. Als Ribben­
trop in der vorigen Woche nach Moskau beordert wurde, ge­
schah es, um zur Kenntnis zu nehmen und zu akzeptieren, daß 
den Absichten der Nazis auf die baltischen Staaten und auf die 
Ukraine radikal ein Ende gesetzt worden ist“ (10). Bekanntlich 
suchen die Geschichtsverfälschungen der bundesdeutschen 
Grenzrevisionspolitik mit der Behauptung, die baltischen Staa­
ten seien von der UdSSR als Folge eines geheimen Abkom­
mens mit dem Reich (am 23.8.1939) annektiert worden, von 
diesen „Absichten der Nazis auf die baltischen Staaten“ und 
ihrer Vereitelung durch die UdSSR abzulenken. Betrachtet 
man das Zustandekommen dieser baltischen Republiken, so 
wird zunächst einmal deutlich, daß im Gefolge der Großen 
Oktoberrevolution in Estland, Lettland und Litauen eine von 
der Mehrheit der werktätigen Bevölkerung getragene Sowjet­
macht aufgerichtet wurde. Die Intervention der reichsdeut­
schen Baltikum-Freikorps hat bald danach den Sieg der Kon­
terrevolution in allen drei Staaten bewirkt und der herrschen­
den Klasse, bestehend aus einheimischem Bürgertum und deut­
schen Landbaronen (Nachfahren der Ordensritter), wieder an 
die Macht verhülfen. Die Zusammensetzung dieser herrschen­
den Minderheit macht zugleich deutlich, warum sie zur Kolla­
boration gegenüber dem reichsdeutschen Imperialismus hin­
neigte und warum sie kein wirkliches Interesse an der Bewah­
rung des eigenen Landes vor dem reichsdeutschen Zugriff 
hatte.

Die sowjetische Regierung hat offenbar berechnet, auf wel­
cher Linie sie den Widerstand gegen die ostwärtigen Absichten 
der Faschisten würde leisten können. Dabei ist sie offenkundig 
zu der Schlußfolgerung gelangt, daß dies dort der Fall sein 
würde, wo man sich auf revolutionäre Traditionen stützen 
konnte. Es ist sicherlich so gewesen, daß die Sowjetregierung 
unter diesem Gesichtswinkel in den Verhandlungen zum 
Nichtangriffspakt vom 23.8.1939 auf die Grenzen ihrer Neu­
tralitätsverpflichtung (mündlich) aufmerksam gemacht hat. 
Mehr wird nicht der Fall gewesen sein, und insofern tut man 
gut daran, wenn man an der Bewertung jenes angeblichen 
„Geheimen Zusatzprotokolls“ durch das Nürnberger Tribunal 
festhält: Es handle sich hierbei um ein Dokument „von zwei­
felhafter Herkunft“ — dies gilt auch und erst recht in Anbe­
tracht sowjetischer „Echtheits-Bekundungen“. Die reichsdeut­
schen Absichten gegen das Baltikum sind mit dem Abschluß 
von Beistandspakten zwischen Estland, Lettland und Litauen 
einerseits und der Sowjetunion andererseits (September/Okto- 
ber 1939) unterbunden worden. Die nachfolgende innenpoliti­
sche Entwicklung der Klassengegensätze in diesen Ländern 
führte schließlich im Juli 1940 zur Wiederaufrichtung der

Sowjetische Partisanen

Sowjetmacht und zum Beitritt in den Unionsverband der Sozia­
listischen Sowjetrepubliken.

Wir sind am Schluß unserer Darlegungen zur reichsdeut­
schen Destabilisierungspolitik und der dagegen gerichteten 
sowjetischen Nichtangriffsvertrags-Politik angelangt. Wir 
meinen, daß man daraus folgende Lehre im Hinblick auf die 
aktuelle Grenzrevisionspolitik der BRD ziehen kann: Damals 
wie heute stützt sich die Expansionspolitik auf Klassenkräfte in 
denjenigen Ländern, auf die sie zielt. In einem Beitrag der 
jüngste Ausgabe der Zeitschrift „Außenpolitik“ (3/89) hat der 
für die Außenpolitik verantwortliche Abteilungsleiter im Bun­
deskanzleramt, Dr. Horst Teltschik, entsprechende Feststel­
lungen getroffen, die diese Lehre bestätigen:

„Der Westen muß sich . . . vor der Illusion hüten, daß er es in 
der Hand hat, solche Reformprozesse (in der UdSSR und den ost­
europäischen Ländern/Red.) zum Erfolg führen zu können. Ver­
antwortlich für Erfolg oder Mißerfolg bleiben die verantwortli­
chen Führungen in den jeweiligen Ländern. Die Geschichte be­
weist doch, daß diese Reformprozesse ihren Ursprung ausschließ­
lich innerhalb des Systems genommen haben . . . Der Beitrag des 
Westens kann und darf nicht in dem Versuch bestehen, sich in die 
inneren Verhältnisse dieser Länder einzumischen. Wir können und 
müssen jedoch Alternativen . . . aufzeigen . . . Dies gilt sowohl 
für den immateriellen Bereich .... als auch in allen konkreten 
Fragen von staatlicher, gesellschaftlicher, wirtschaftlicher, recht­
licher und sozialer Ordnung und materieller Hilfe“.

Quellenhinweis: (1) Akten zur deutschen auswärtigen Politik 1918—1945. 
Serie D, BD. I, Baden-Baden 1950. S. 46-59: (2) J. Curtius. Bemühungen 
um Österreich — Das Scheitern des Zollunionplans von 1931. Heidelberg 
1947; (3) dokumentiert in: N. v. Preradovich. Die Wilhelmstraße und der 
Anschluß Österreichs 1918-1931. Bern. Frankfurt/Main 1971; (4) V. J. 
Sipols. Die Vorgeschichte des deutsch-sowjetischen Nichtangriffsvertrags. 
Moskau 1981, S. 223 f; (5) Sipols. a.a.O.. S. 284 f; (6) dokumentiert in: 
Jahrbuch für auswärtige Politik Jg. 1940. S. 197; (7) Akten zur deutschen 
auswärtigen Politik 1918-45, Serie D. Bd. VII und VIII, Baden-Baden. 
Frankfurt/Main 1961; Kriegstagebuch — Generaloberst Halder. Bd. I. 
Stuttgart 1962; N. v. Vormann. Der Feldzug 1939 in Polen. Weissenburg 
1958; H. Groscurt. Tagebücher eines Abwehroffiziers 1938-1940. Stutt­
gart 1970; Kriegstagebuchaufzeichnung des Admiral Canaris. 12,9.1939. 
dokumentiert in: A. Beissaud/Canaris 1887-1945, Frankfurt/Main 1976. 
S. 554 f; Zeugenaussage Lahousen. Der Prozeß gegen die Hauptkriegs­
verbrecher vor dem Internationalen Militärgerichtshof Nürnberg 1947. Bd 
II. S. 485 ff; (8) F. Hesse. Das Spiel um Deutschland. München 1953. S. 
232; (9) N. v. Vormann. a.a.O.. S. 159; (10) W.P. Z K Coates. Vom 
Interventen zum Alliierten 1917-1942. Berlin-DDR 1959. S. 662/663 und 
S. 647 — (huh. mal')
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Beziehungen zur DDR

Niedersachsen ist als Grenzland 
das Hauptaufmarschgebiet gen Osten

Niedersachsen ist schon durch seine geographische Lage ein 
wichtiges Bundesland, von dem aus die DDR ständig unter 
Druck gesetzt wird. Der Verlauf der Elbgrenze, Streitigkeiten 
über Umweltverschmutzungen, die „Zentrale Erfassungsstelle“ 
in Salzgitter, der „Kleine Grenzverkehr“ und wirtschaftlicher 
Handel sind die Felder, von denen aus die Reaktion massiv Ein­
fluß auf die Belange der DDR nimmt. Ministerpräsident Albrecht 
führte im April Gespräche mit Generalsekretär Honecker. Die 
anschließende Debatte im Niedersächsischen Landtag ent­
wickelte sich zu einem neuerlichen Angriff auf die Souveränität 
der DDR. In einer weiteren Landtagsdebatte im Juni unterstri­

chen die Regierungsparteien ihre auf Grenzrevision ausge­
richtete Politik. Die Opposition hofft gegenüber der „unfreien“ 
DDR auf eine „friedliche“ Vereinnahmung. Im folgenden Be­
richt wird auf die Landtagsdebatten Bezug genommen, um die 
unterschiedlichen Positionen deutlich zu machen. Dabei wer­
den auch bestimmte Gemeinsamkeiten klarer. Im Anschluß 
sind zwei Artikel dokumentiert, die in der Broschüre „40 Jahre 
Verfassung der BRD, 40 Jahre Revanchismus, Ersatzlose Strei­
chung der Präambel des Grundgesetzes! Völkerrechtliche An­
erkennung der DDR!“ veröffentlicht sind. Die Broschüre ist 
beim GNN-Verlag erhältlich. — (mal)

Am 11. Mai gab Ministerpräsident 
Albrecht eine Regierungserklärung zur 
Entwicklung der Beziehungen zwischen 
dem Land Niedersachsen und der DDR 
ab. Danach entwickelte sich eine De­
batte, die das unterschiedliche Vorgehen 
der Regierungsparteien CDU und FDP 
sowie der Opposition aus SPD und Grü­
nen gegenüber der DDR verdeutlicht. 
Sie entspricht in etwa den Positionen, die 
diese Parteien auch auf Bundesebene 
vertreten. Im folgenden einige wesent­
liche Passagen dieser Diskussion.

Ministerpräsident Albrecht: „Wir ha­
ben diesen Besuch sorgfältig vorbereitet, 
und wir haben uns im Vorfeld darüber 
verständigt, daß über die Frage der Elb­
grenze zwar gesprochen werden sollte, 
daß aber eine Einigung in dieser Frage 
nicht die Voraussetzung für eine Ver­
ständigung auf anderen Gebieten sei. 
Herr Schröder hat mir mehrfach nahege­
legt, in Sachen Elbgrenze eine wichtige 
deutsche Grundsatzposition aufzugeben, 
wenn ich dafür Fortschritte in Sachen 

Die von BRD-Seite gesteuerte „Opposition“ in der DDR entwickelte eine Kampagne 
gegen angebliche Fälschungen von Wahlergebnissen.

Reinhaltung der Elbe erzielen könnte. 
Ich habe dies immer abgelehnt ... In 
Wahrheit ging es ja in all den Jahren er­
gebnisloser Gespräche mit der DDR 
über diese Frage um einen Punkt, näm­
lich darum, daß die Landesregierung in 
Übereinstimmung mit allen Bundesre­
gierungen an dem Grundsatz festgehal­
ten hat, daß wir die Grenze, die Deutsch­
land unseligerweise teilt, zwar dort, wo 
sie die Besatzungsmächte gezogen ha­
ben, hinnehmen und respektieren, aber 
daß wir sie nicht konstitutiv festlegen. 
Ich weiß, Herr Schröder, daß sie bereit 
sind, diesen Grundsatz — wie auch an­
dere — über Bord zu werfen ... Ich er­
innere daran, daß Sie im März 1987 von 
der Lebenslüge der Wiedervereinigung 
gesprochen haben. Als es dann Wider­
stand auch in ihrer Fraktion gab, haben 
sie Haken geschlagen und haben das in­
terpretiert, Sie meinten damit nicht die 
Wiedervereinigung schlechthin, sondern 
nur im Sinne der Einvernahme der DDR 
durch die Bundesrepublik Deutschland. 

Aber daß Sie Ihre Meinung in Wahrheit 
nicht geändert haben, zeigte sich Ende 
Juni 1988, als Sie erklärten — ich zitiere 
aus der ,Neuen Presse4 —, für eine Poli­
tik der Wiedervereinigung gebe es keine 
materielle Basis. Sie sei illusionär und 
nicht visionär . . . Für mich — das will 
ich in aller Klarheit sagen — ist die Wie­
dervereinigung keine Illusion. Für mich 
ist sie Ziel und konkrete Hoffnung.“

Nach einigen Ausführungen über 
Umweltschutzthemen kommt Albrecht 
zu den wirtschaftlichen Beziehungen mit 
der DDR.

„Der Handel zwischen der Bundesre­
publik Deutschland und der DDR ist seit 
1984 deutlich zurückgegangen. Der 
Handel zwischen der DDR und Nieder­
sachsen hat sich demgegenüber gut be­
hauptet und erreicht mit 1,47 Milliarden 
DM im Jahre 1988 ein beachtliches Er­
gebnis. Wir alle wissen, daß die wirt­
schaftlichen Beziehungen zwischen Nie­
dersachsen und der DDR maßgeblich 
von VW und Salzgitter, aber auch von 
Blaupunkt getragen werden. Beide Sei­
ten sind der Auffassung, daß die mittel­
ständischen Unternehmen stärker in den 
Handel einbezogen werden müssen 
Wir werden dies auch finanziell unter­
stützen.“

Die DDR verspricht sich von der Aus­
dehnung des Handels auf mittelständi­
sche Betriebe sicher eine Entkrampfung 
von zu Recht befürchteten Abhängigkei­
ten von zentralisierten Kapitalen der 
westdeutschen Konzerne. Die Reaktion 
in der BRD spekuliert auf Anreizeffekte 
für die Mittelklassen. Dabei spielt sicher 
auch eine große Rolle, daß diese „fried­
liche“ Infiltration bis in die Reihen der 
Opposition — also auch bei den Grünen 
— auf keinen Widerstand stoßen wird. 
Vielmehr eröffnen sich für Angehörige 
der Neuen Mittelklasse Leitungsper­
spektiven, die in der westeuropäischen 
Managementkonkurrenz so einfach nicht 
zu haben sind. Die so in Aussicht gestell­
ten lohnenden Pfründe bemänteln die tat­
sächlichen Bedingungen für eine Einver­
leibung der DDR. Diese Variante revan­
chistischer Politik schwächt die politi-



Politische Berichte 20/89 Spezialberichte Seite 37

sehe Opposition bis in die Reihen der 
Linken nicht unerheblich.

Eine Diskussion darüber findet zur 
Zeit nicht statt. Sie ist überfällig, denn 
auf der Ebene des Parlaments laufen die 
Auseinandersetzungen um die Frage, 
wie kann die DDR „demokratisiert“ 
werden, wie die bürgerliche Opposition 
effektiv gestärkt werden.

Schröder (SPD): „Herr Albrecht, 
warum haben Sie die DDR-Führung 
nicht mit dem Drängen zum Beispiel der 
Kirchen nach Reformen konfrontiert? 
Läßt Sie die Reformdebatte in der DDR, 
im gesamten Osten kalt? Läßt Sie das 
Bemühen der dort lebenden Menschen 
kalt, ihre Rechte verstärkt wahrzuneh­
men? Wenn Sie hätten wissen wollen, 
wie solche Positionen vertreten werden, 
dann hätten Sie sich an den Debatten der 
SPD-Grundwertekommission orientie­
ren können . . . Ich glaube nicht, daß es 
sinnvoll ist, wegen der Aufrechterhal­
tung von Rechtsvorbehalten, aber unter 
gleichzeitiger Regelung einer Praxis, die 
diese Rechtsvorbehalte gar nicht reali­
siert, offensive Deutschlandpolitik hint­
anzustellen und damit die Chancen Nie­
dersachsens einer nicht nur defensiven, 
sondern offensiven Position kleiner zu 
machen, als sie sein müßten.“

Trittin (Grüne): Diese Rede, Herr 
Ministerpräsident, im Zusammenhang 
mit der Regierungserklärung hatte im 
wesentlichen zwei Funktionen. Zum ei­
nen sollte sie Balsam für das eigene 
deutschnationale Lager sein und sollte 
den bekannten Abwanderungsbewegun­
gen in Richtung auf rechtsradikale Par­
teien entgegenwirken. Das zweite, was 
Sie mit dieser Regierungserklärung be­
zweckt haben, war der erneute Versuch 
— dies steht ebenfalls in einer bestimm­
ten unseligen deutschen Tradition —, 
fortschrittliche Demokraten, Sozialde­
mokraten zu angeblichen Werten zu ver­
nehmen, die Sie benannt haben, Vater­
land, Nation und Ihre Definition von 
Wiedervereinigung als Verfassungsge­
bot, erneut — das kennen wir seit den 
frühen Zeiten der Weimarer Republik, 
seit dem Kaiserreich — als vaterlands­
lose Gesellen zu denunzieren . . . Nach 
13 Jahren Amtszeit, Herr Ministerpräsi­
dent, — damit schließe ich — bringen 
Sie viele Absichtserklärungen und ein 
paar — zum Teil auch wenig greifbare — 
Ergebnisse mit. Das ist zu wenig. Das 
wird erst dann aufbrechen, wenn auch in 
Niedersachsen positive Impulse dahinge­
hend kommen, die Eigenstaatlichkeit der 
DDR, so wie sie ist, anzuerkennen und 
zu akzeptieren. In dieser Richtung muß 
es weitergehen, wenn es wirkliche 
deutschlandpolitische Erfolge geben 
soll.“

Hildebrand (FDP): „Auf der anderen 
Seite erleben wir revolutionäre atembe­
raubende Entwicklungen in Bereichen, 
die wir vor kurzem noch .Ostblock' 
nannten. Da muß es Aufgabe Nieder­
sachsens sein, an der Schnittstelle dieser 
unglaublichen Entwicklungen Brücken­

baufunktionen zu übernehmen, die nicht 
nur im Interesse des deutschen Volkes 
auf beiden Seiten dieser Schnittlinie, 
sondern auch im Interesse der Zukunft 
eines friedlichen gemeinsamen Europas 
liegen . . . Fortschritte in der Deutsch­
landpolitik, Fortschritte in der Bezie­
hung zwischen der DDR und Nieder­
sachsen und darüber hinaus Fortschritte 
in den Beziehungen zu den übrigen Län­
dern des RGW in Europa eröffnen die 
Perspektive, aus der Randlage Europas 
zum Zentrum Europas zu werden.“

CDU und FDP legten nach dieser 
Landtagsdebatte einen Antrag vor, der 
das „Wiedervereinigungsgebot des 
Grundgesetzes“ zum Inhalt hatte. Die 
SPD antwortete mit dem Antrag „Euro­
päische Friedensordnung und Einheit der 
Deutschen“, in dem es u.a. heißt: „Die 
historischen Erfahrungen der Deutschen 

Der VW-Konzern ist neben der Salzgitter-AG und Blaupunkt einer der niedersäch­
sischen Betriebe, die in der DDR große ökonomische Aktivitäten entwickeln.

und ihre Entscheidung für ein gemein­
sames Europa verbieten einen deutschen 
Sonderweg.“ In der Plenarsitzung am 
16. Juni begründeten die Parteien ihre 
Anträge. Die Grünen unterstützten weit­
gehend die Positionen der SPD.

Gansäuer (CDU): Niemand in der 
CDU sagt, daß es die Wiedervereini­
gung heute oder morgen geben wird. 
Wir sehen aber in der Entwicklung im 
Ostblock, in den weltweiten erfolg­
reichen Bemühungen um Abrüstung und 
im Vorbild der Europäischen Gemein­
schaft die Perspektive und Hoffnung, in 
einer nicht allzu fernen Zukunft die Wie­
dervereinigung erreichen zu können . . . 
Unsere jungen Menschen wachsen auch 
in der Freizügigkeit des Westens, die für 
sie zur Selbstverständlichkeit geworden 
ist, auf. Es ist deshalb begreiflich, daß 
sie die immmer noch vorhandene Unfrei­
heit des Ostens nicht so empfinden wie 
viele von uns Erwachsenen. Aber auch 
die Jugendlichen werden erwachsen und 
werden dann hoffentlich die Schmerz­

lichkeit der Trennung möglicherweise 
anders empfinden als heute . . . Hier 
geht es darum, daß ein bisher bestehen­
der Grundkonsens aller Demokraten von 
einem SPD-Fraktionsvorsitzenden auf­
gekündigt worden ist.“

Schröder (SPD): „Wer über die Ein­
heit der Deutschen ehrlich redet, trifft 
auf Empfindungen und hat es mit Emp­
findungen zu tun ... Es ist wahr: Ich 
rede von der Einheit der Deutschen, ich 
rede nicht von Wiedervereinigung. Mein 
Thema sind die Chancen, mein Thema 
sind nicht die Illusionen . . . Wir haben 
die Ostverträge, wir haben den Grundla­
genvertrag durchgesetzt gegen Ihre Wut 
und gegen das Zögern vieler Menschen, 
die es schwer hatten, sich selbst das 
Scheitern auch ihrer Illusionen einzuge­
stehen. Ich sage Ihnen ohne Wenn und 
Aber: Auf diese Politik der Ostverträge.

auf diese Politik des Grundlagenvertra­
ges sind wir sehr, sehr stolz . . . Alles 
das, was sich in Deutschland für die 
Menschen positiv bewegt hat, hat sich 
auf der Basis der Verträge bewegt, die 
wir geschaffen und Sie bekämpft haben 
. . . Noch eines: Hier ist viel von dem 
Reformprozeß in Osteuropa die Rede 
gewesen. Ich sage: Wenn Sie versuchen, 
den Reformprozeß in Osteuropa für das 
Wiederbeleben eines deutschen Nationa­
lismus, für die Vorstellung zu nutzen, es 
könnte einen deutschen Nationalstaat in 
Europa geben — Sie sind mitten dabei, 
das zu tun —, dann werden Sie diesen 
Reformprozeß zerstören . . . Wenn es 
uns gelingt, den Demokratisierungspro­
zeß in Osteuropa unumkehrbar zu ma­
chen. wenn es gelingt — auch da sollten 
Sie gut zuhören —. das gewaltige Wohl­
standsgefälle zwischen West- und Ost­
europa auszugleichen, wenn es gelingt, 
neue Strukturen in der Sicherheitspolitik 
zu schaffen, dann und nur dann . . . wird 
die Trennung in Europa zu mildern, viel
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leicht sogar zu überwinden sein. In die­
sem Prozeß wird dann auch die Grenze 
zwischen den beiden deutschen Staaten 
ihren trennenden Charakter verlieren, 
wird das Recht der Deutschen auf Selbst­
bestimmung . . . Realität werden.“

Trittin (Grüne): Pünktlich zum 17. 
Juni mit Blick auf den jetzt anstehenden 
Wahlkampf sollen im nationalen Lager 
mit solchen Anträgen Stimmen gesam­
melt werden . . . Eine Verbesserung der 
Situation der Menschen in der DDR wird 
nur dann möglich sein, wenn wir den 
vermessenen Alleinvertretungsanspruch 
in diesem Punkt nicht nur in Worten und 
nicht nur in Verträgen, sondern auch in 
juristischen Schriften, etwa in unserer 
Verfassung, aufgeben.“

Hildebrandt (FDP): Wir Freien De­
mokraten sagen: Auch 40 Jahre nach 
dem Krieg darf man künftige Generatio­
nen nicht um die Chance einer staatli­
chen Einheit betrügen . . . Wir Freien 
Demokraten wissen um das Tempo und 
die Dynamik, die der europäische Zug 
eingenommen hat. Aber wir wissen 
auch, daß die Europäische Gemeinschaft 
zum Grenzöffner für Mitteleuropa wer­
den kann. Über eine staatliche Einheit 
wird letztendlich die Geschichte ent­
scheiden.“

Albrecht: „Wenn wir eine Chance 
sehen, in Frieden und Freiheit durch 
eigenen Beschluß der Deutschen die 
Wiedervereinigung herzustellen, dann 
werden wir das tun, und dann werden 
wir nicht bei den zwölf oder 20 europäi­
schen Staaten um Genehmigung bitten, 
sondern wir werden das in Wahrneh­
mung des Selbstbestimmungsrechts der 
Deutschen tun . . . Wenn die Bürger in 
der DDR eine neue Regierung haben 
werden und diese Regierung den Be­
schluß fassen wird: Wir verhandeln jetzt 
über die staatliche Einheit aller Deut­
schen . . . Diese Chance wollen wir uns 
wahren.“

Schröder: „Entweder wir schaffen es 
nicht nur in Westeuropa, sondern in ganz 
Europa, nationalstaatliches Denken zu 
überwinden, entweder wir schaffen es, 
den Prozeß, der jetzt mit dem Binnen­
markt beginnt, nämlich die Abgabe na­
tionalstaatlicher Kompetenzen an über­
staatliche Einrichtungen, auf Europa zu 
erstrecken, oder alles Nachdenken oder 
Wünschen von Wiedervereinigung wird 
pure Illusion bleiben.“

Trittin: Herr Ministerpräsident, Sie 
sollten die Wirkung solcher Äußerun­
gen, wie Sie sie hier gemacht haben, be­
denken . . . Wenn dieser Eindruck nach 
außen auftritt, dann bestätigen Sie alle 
die Vorurteile und die Urteile, die aus 
den historischen Erfahrungen gewachsen 
sind und die die Mehrheit der Europäer 
in West und Ost mit Händen und Füßen 
— ich meine, zu Recht — dagegen weh­
ren zu lassen, hier im Zentrum Europas 
einen neuen deutschen Nationalstaat ent­
stehen zu lassen. Das ist die Wirkung 
solch hypothetischer Reden.“

Hirche (FDP): ..Ich fordere die SPD 

auf, klipp und klar zu sagen, ob sie dem, 
was die Präambel des Grundgesetzes for­
dert, nämlich an dem politischen Be­
kenntnis, die Einheit der Deutschen zu 
vollenden, festhält oder nicht. Nur das 
will der Antrag der Koalitionsfraktio­
nen.“

Ausbau des „Nordstaates 
für Nord- und Ostexpansion

Die Kapitalisten Niedersachsens haben 
nicht die Absicht, ihre „EG-Randlage“ 
zu bejammern, sondern sie entwickeln 
die „europäische Dimension“ der Lage 
Niedersachsens, womit sie blitzschnell 
vom „Rand“ zur „Front“, bzw. zum
„Scharnier“ werden. Die Landesregie­
rung ist dafür voll eingespannt. Europa 
ist größer als der Binnenmarkt 1992? 
Bitte schön, genau für diese Aufgabe 
hat Niedersachsen eine gewichtige, 
zentrale Lage. Der Minister für Bun­
des- und Europaangelegenheiten 
Jürgens (FDP) erklärt: „Niedersachsen 
und seine Landeshauptstadt Hannover 
haben eine zentrale norddeutsche Lage. 
Zauderer und Skeptiker des Binnen­
marktes 1992 verweisen immer wieder 
auf eine Randlage Niedersachsens in 
der EG. Diese Randlage ist jedoch 
nicht gegeben. Im Gegenteil: Nieder­
sachsen ist schon heute die Drehschei­
be zwischen Nord- und Südeuropa. 
Und Niedersachsen wird zur Dreh­
scheibe des Ost-West-Handels, je mehr 
die Entspannung und der Ausbau des 
Handels mit Osteuropa fortschreiten. 
Im europäischen Haus der — wenn 
vielleicht auch fernen — Zukunft, wird 
Niedersachsen an zentraler Stelle und 
nicht im Dachgeschoß liegen.“ (1)

Die Konzerne Niedersachsens bün­
deln ihre Macht mit dem der anderen 
norddeutschen Küstenländer und er­
höhen so ihren Einfluß auf die EG. Seit 
1987 betreibt Niedersachsen zusammen 
mit Hamburg und Schleswig-Holstein 

I ein gemeinsames Brüsseler Büro, über 
; das Informationen im „spezifischen In­

teresse der drei norddeutschen Küsten­
länder“ gesammelt und weitergegeben 
werden, wo Kontakte vermittelt und 
den jeweiligen norddeutschen Kapitali­
sten bei Ausschreibungen und Antrags­
stellungen „Geleitschutz“ gegeben und 
darüber hinaus Öffentlichkeitsarbeit 
geleistet wird. Den Konzernen selbst 
ist die föderale Aufteilung Nord­
deutschlands in vier Bundesländer zu 
eng, sie wollen eine „Politik der größe­
ren Dimension“ betreiben, ihnen 
schweben gemeinsame Aktionen in 
Bonn oder gegenüber Brüssel vor, und 
sie wollen Planungsinstrumente für den 
gesamten norddeutschen Raum schaf­
fen; genauso wie eine einheitliche 
Energiepolitik. Diese Diskussion läuft

(J
Q

 (JQIm Anschluß beschloß der Landta 
einstimmig, beide Anträge zur Beratun 
an den „Ausschuß für Rechts- und Ver­
fassungsfragen“ sowie zur Mitberatung 
an den „Ausschuß für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Aussiedler sowie Fragen 
des Zonenrandgebiets“ zu überweisen.

unter dem Stichwort „Nordstaat“ und 
der Präses der Handelskammer Ham­
burg erklärt ungeduldig: „Wir müssen 
hin zu einer Politik des Als-ob, einer 
Politik, als ob es diese Ländergrenzen 
nicht gebe, soweit dies im Rahmen des 
Grundgesetzes möglich ist.“ (2) So 
ihre Kräfte gebündelt, sehen die Kon­
zerne Norddeutschlands in der Expan­
sion nach Skandinavien und Osteuropa 
ihre spezifische Chance. Die Aussich­
ten lassen Tyll Necker, Präsident des 
Bundesverbandes der Deutschen Indu­
strie, frohlocken: „Von Norddeutsch­
land ging einst der mächtige Bund der 
Hanse aus, mit Stützpunkten von Lon­
don bis Nowgorod, aber auch weit in 
den Süden hinein ... — wenn wir alle 
diesem Geist folgen, wird der Norden 
wieder Spitze werden.“ (2)

Schon lange verhandeln Konzerne 
wie der Salzgitter-Konzern oder VW 
mit der DDR. Expansion gen Osten hat 
sich VW ganz bewußt zum Ziel ge­
setzt. Der Vorstandsvorsitzende Hahn 
erklärte gegenüber der Zeitung 
„Welt“: „Wir haben ja sehr früh das 
Thema DDR offensiv behandelt und 
sind auf fruchtbare Reaktionen gesto­
ßen. Und VW hat sicher eine besondere 
Position, einschließlich seiner geogra­
phischen Lage. Wenn es zu einer An­
näherung zwischen Comecon und west­
licher Welt kommt, dann liegt Wolfs­
burg strategisch in der Mitte.“ 
(„Welt“, 9.9.87) VW ist heute ein ent­
scheidender Automobillieferant für 
Bulgarien, ebenso für Ungarn. Im 
„Gegenzug“ werden von dort Zuliefer­
teile abgenommen. In der DDR hat 
VW jetzt einen dicken Coup gelandet: 
Die DDR wird den Polo in Lizenz 
nachbauen. Der niedersächsische Ener­
giekonzern Preußen-Elektra baut eine 
Stromleitung durch die DDR nach 
Westberlin. In diesem Jahr soll die 
DDR mit jährlich einer Milliarde Kilo­
wattstunden beliefert werden, ab 1992 
Westberlin mit etwa der gleichen 
Menge. Das konkrete profitliche Inter­
esse und das der Sicherung des 
Brückenkopfs Westberlin sowie der 
Stärkung der Abhängigkeit der DDR- 
Wirtschaft decken sich hier trefflich.

Quellenhinweis: (1) Verlagsbeilage Nieder­
sachsen des Rheinischen Merkur/Christ und 
Welt. 31.3.89; (2) Beilage Zukunftsstandort 
Küste. Die Welt. 31.8.88
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„Deutsche Frage“

Völkerrechtswidrige Politik 
„Geraer Forderungen“ einlösen!

Der Staatsratsvorsitzende der DDR 
Honecker hat im Oktober 1980 als Teil 
einer in Gera gehaltenen Rede die 
„Geraer Forderungen“ der DDR an die 
BRD erhoben: völkerrechtliche Aner­
kennung und Umwandlung der Ständi­
gen Vertretungen beider Staaten in Bot­
schaften, Anerkennung der DDR-Staats­
bürgerschaft, Auflösung der „Zentralen 
Erfassungsstelle“ in Salzgitter und An­
erkennung des Grenzverlaufs in der 
Flußmitte der Elbe. Honecker betonte: 
„Jegliches Streben nach einer Revision 
der europäischen Nachkriegsordnung 
muß die Normalisierung des Verhältnis­
ses zwischen beiden deutschen Staaten 
belasten, ja in Frage stellen.“

Diese berechtigten Forderungen hat 
die DDR am 30. Januar 1985 in einem 
Artikel im „Neuen Deutschland“ be­
kräftigt: „Es gibt keinen Staat ohne 
Staatsbürger . . . Beim Abschluß des 
Grundlagenvertrages konnte man über 
diese einfache Wahrheit keine Überein­
stimmung erzielen, da die Bundesrepu­
blik Deutschland im Widerspruch zum 
Völkerrecht noch nicht zur Anerkennung 
der Staatsbürgerschaft der DDR bereit 
war . . . Seit der Unterzeichnung des 
Grundlagenvertrages sind zwölf Jahre 
vergangen ... Es ist also an der Zeit, 
daß seitens der bundesdeutschen Regie­
rung Abschied genommen wird von der 
angeblich ihr übertragenen Obhutspflicht 
für alle Deutschen und daß sie aner­
kennt, was ist.“

Erstmals greift die DDR auch das 
Grundgesetz der BRD zu Recht als völ­
kerrechtswidrig an. Wörtlich heißt es im 
„Neuen Deutschland“: „Die Berufung 
der BRD auf Artikel 116, Absatz 1, ihres 
Grundgesetzes und die damit verbun­
dene Inanspruchnahme von Bürgern der 
DDR ist völkerrechtswidrig.“

Der GG-Artikel 116 Absatz 1 lautet: 
„Deutscher im Sinne dieses Grundgeset­
zes ist vorbehaltlich anderweitiger ge­
setzlicher Regelung, wer die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzt oder als 
Flüchtling oder Vertriebener deutscher 
Volkszugehörigkeit oder als dessen Ehe­
gatte oder Abkömmling in dem Gebiete 
des Deutschen Reiches nach dem Stande 
vom 31. Dezember 1937 Aufnahme ge­
funden hat.“

Die politische Opposition gegen den 
westdeutschen Revanchismus und Ex- 
pansionismus hat allen Grund, die 
„Geraer Forderungen“ der DDR zu un­
terstützen. Die nachträgliche einseitige 
Revision des Grundlagenvertrags von 
1972 durch das Urteil des Bundesverfas­

sungsgerichts von 1973 ist ebenso wie 
die anderen auf Einverleibung und Ver­
nichtung der DDR zielenden Grundge­
setzartikel und Gesetze völkerrechts­
widrig. Im übrigen hat die DDR auch in­
ternational mit ihren Forderungen Unter­
stützung gefunden: 1960 war sie erst von 
zwölf Staaten diplomatisch anerkannt: 
den Staaten des Warschauer Pakts sowie 
der VR China, Jugoslawien, Nord-Korea 
und Nord-Vietnam. 1985 war die DDR 
bereits von 132 Staaten diplomatisch an­
erkannt, darunter auch von allen NATO- 
Staaten — mit Ausnahme der BRD.

Der Revanchismus der 
niedersächsischen Landesregierung 
Im Rahmen der aggressiven Wiederver­
einigungspolitik der Bundesrepublik ge­
genüber der DDR spielt das Land Nie­
dersachsen mit der von Ernst Albrecht 
geführten CDU/FDP-Landesregierung
eine besonders widerwärtige Rolle. Be­
harrliche Verweigerung der dem interna­
tionalen Recht entsprechenden Anerken­
nung des Grenzverlaufs in der Flußmitte 
der Elbe sowie Aufrechterhaltung der 
„Zentralen Erfassungsstelle“ in Salzgit­
ter sind wichtige Positionen des BRD- 
Revanchismus.

Die „Zentrale Erfassungsstelle der 
Landesjustizverwaltungen“ in Salzgitter 
wurde im November 1961 auf Beschluß 
der Justizminister und -Senatoren der 
Bundesrepublik eingerichtet, um „in 
Ostberlin und in der SBZ begangene 
Gewaltakte festzuhalten und dafür Sorge 
zu tragen, daß sie zu gegebener Zeit ge­
sühnt werden können“ (aus: Erlaß des 
nds. Justizministers v. 15.11.1961). Zu 
Recht betrachtet die DDR die Erfas­
sungsstelle als „völkerrechtswidrige 
Einrichtung, die unter Zugrundelegung 
der Alleinvertretungsanmaßung der 
westdeutschen Bundesrepublik und der 
Ausdehnung der westdeutschen Ge­
richtshoheit Bürger der Deutschen De­
mokratischen Republik wegen der Aus­
übung ihrer verfassungsmäßigen Staats­
bürgerrechte widerrechtlich verfolgt“ 
(aus: Informationspapier der Zentralen 
Erfassungsstelle).

Die niedersächsische Landesregierung 
gehört zu den entschlossenen Verfech­
tern der Erfassungsstelle. Als im vergan­
genen Jahr der Rat der Stadt Salzgitter 
im Vorfeld einer geplanten Städtepart­
nerschaft mit Gotha (DDR) in einer Re­
solution zum Ausdruck brachte, daß er 
die Auflösung der ,,Zentralen Erfas­
sungsstelle“ begrüßen würde, schickte 
Albrecht die Bezirksregierung Braun­

schweig vor, um den Städtepartner­
schaftsvertrag für „rechtswidrig“ erklä­
ren zu lassen.

Die SPD Salzgitter, die mit einem 
Mandatsträger der Grünen die Rats­
mehrheit stellt, wurde in dieser wichti­
gen politischen Auseinandersetzung so­
wohl von der Bundes- als auch von der 
Landes-SPD kaum unterstützt. Die Ar­
beit der „Zentralen Erfassungsstelle“ ist 
durch alleinige Einstellung der Zahlun­
gen seitens der SPD-regierten Länder 
und Stadtstaaten nicht zu gefährden. Die 
antirevanchistische Opposition wird sich 
in Hinblick auf die Landtagswahlen 1990 
in Niedersachsen einiges einfallen lassen 
müssen, um die gegenwärtige parlamen­
tarische Opposition von SPD und Grü­
nen zu einer eindeutigen Zusage zu brin­
gen, alles Erforderliche zur Auflösung 
der Erfassungsstelle zu tun.

In der Frage der Regelung des Elbe- 
Grenzabschnitts hat die Bundesregierung 
anläßlich des Honecker-Besuchs im Sep­
tember 1987 die DDR von der zwischen­
staatlichen Ebene abdrängen können und 
den niedersächischen (Landes-) Mini­
sterpräsidenten Albrecht zum zuständi­
gen Verhandlungspartner machen kön­
nen. Mit dem Akzeptieren Albrechts als 
Gesprächs- und Verhandlungspartner 
von Seiten der DDR hat die BRD einen 
weitreichenden Erfolg erzielt, insofern 
die BRD schon immer der Grenze zwi­
schen beiden Staaten nur die Qualität 
einer innerstaatlichen Landesgrenze zu­
gesteht.

Albrecht wiederum hat bei verschiede­
nen Anlässen betont, daß er nicht bereit 
ist, den Grenzverlauf in der Flußmitte 
nach üblichem Völkerrecht zu akzeptie­
ren. Stattdessen arbeiten Albrecht und 
sein Umweltminister Remmers fieber­
haft daran, die DDR mit allen ihnen zur 
Verfügung stehenden Mitteln des wirt­
schaftlichen und politischen Drucks zu 
einer „pragmatischen Regelung“ und 
damit zu einer Vorentscheidung in Sa­
chen Grenzverlauf zu zwingen. Dies läßt 
deutlich werden, daß die DDR sich auf 
einen Grenzzustand einlassen soll, wo 
sie ihren gesamten zivilen und grenz­
sichernden Flußverkehr mit Duldung der 
BRD abwickelt — wo sie also selbst be­
liebig viele schwimmende Vorwände für 
die zukünftige Anzettelung eines 
..Grenzzwischenfalls“ liefern soll.

Es ist zu begrüßen, daß die ..Geraer 
Forderungen“ der DDR in den letzten 
Jahren immer mehr Beachtung und Zu­
stimmung in den politischen Bewegun­
gen gegen den Revanchismus und die 
Kriegsvorbereitung der BRD gefunden 
haben. Unter Berücksichtigung der ag­
gressiven. völkerrechtswidrigen Wie­
dervereinigungspolitik des BRD-Imperi- 
alismus ist die Unterstützung der DDR 
und ihrer berechtigten Forderungen in 
der Bundesrepublik jedoch noch 
schwach entwickelt.



Im nächsten Heft

Dienstleistungsabend bei Kommunen, Handel, Banken
Für den 5. Oktober haben zahlreiche Einzelhandelsgeschäfte, aber auch verschie­
dene Großbanken sowie Bundesbehörden und einige Kommunen angekündigt, daß 
sie den Dienstleistungsabend einführen wollen. An vielen Orten versuchen Einzel­
handel, Banken, Industrie- und Handelskammern, die Kommunen zu Zugeständnis­
sen im öffentlichen Personennahverkehr, bei Ämteröffnungszeiten und anderem 
mehr zu drängen. Das Bundesinnenministerium gab bekannt, daß auch Arbeits- und 
Postämter künftig Donnerstags bis in den späten Abend geöffnet sein sollen. Konzer­
ne und Regierung setzen alles daran, den Dienstleistungsabend und damit die Arbeit 
bis spät in den Abend praktisch durchzusetzen.

Ungarn: Eckpunkte für Systemwechsel vereinbart
Die Dreiergespräche zwischen der Ungarischen Sozialistischen Arbeiterpartei 
(USAP), neun Oppositionsparteien und den der USAP nahestehenden Organisatio­
nen über „Spielregeln“ und Schlüsselgesetze für die sogen, „friedlichen Umwand­
lung“ des politischen Systems sind abgeschlossen. Der Dachverband der Ungari­
schen Gewerkschaften (SZOT) hatte kurz zuvor aus Protest seine Vertreter aus dem 
Trialog zurückgezogen, da ihm kein Rechtsstatus zuerkannt worden war und deutlich 
geworden sei, daß offenbar die große Masse der Arbeiterschaft aus dem Prozeß der 
Schaffung künftiger wirtschaftlicher und politischer Bedingungen ausgeklammert 
werden solle.

Von von Dohnanyi zu Voscherau
Nach einer Treibjagd sondersgleichen, bei der sich rechte Sozialdemokraten und die 
Hamburgs Presselandschaft dominierende Springer-Meute das Wild zutrieben, warf 
1981 Bürgermeister Klose (heute Bundesschatzmeister der SPD) das Handtuch. Er 
hatte etwas von „an Stamokap ist was dran“ verlauten lassen. Sein Nachfolger von 
Dohnanyi erfand das „Unternehmen Hamburg“, aber er machte auch den Weg frei 
für die Pachtverträge mit der Hafenstraße. So etwas lassen Hamburgs Kapitalisten 
wie auch rechte Sozialdemokraten auch keinem Adligen durchgehen. V. Dohnanyi 
mußte gehen. Sein Nachfolger Voscherau hält seine Vorgänger für Schnacker; er da­
gegen sei ein Macher. Was macht der Voscherau-Senat?

Spürbare Lohnerhöhungen dringlich
Im März 1990 laufen die Tarifverträge über Lohn, Gehalt und Arbeitszeit in der 
Metallindustrie nach dreijähriger Laufzeit aus. Die öffentliche Diskussion über den 
Tarifkampf hat begonnen. Ende Oktober findet der IG Metall Gewerkschaftstag statt. 
Es ist zu befürchten, daß der Vorstand — wie in dem Vorwort einer Sonderausgabe 
des „Gewerkschafters“ steht — ausschließlich für die 35-Stunden-Woche und gegen 
Samstagsarbeit eintritt. Dringend spürbare Lohnerhöhungen, Widerstand gegen die 
geplanten „ertragsabhängigen“ Löhne und die damit verbundene weitere Zerklüf­
tung der Einkommensstrukturen finden keine Erwähnung. Was ist auf der Lohnseite 
nötig? Welche Forderungen existieren in Vorbereitung des Gewerkschaftstages?

Politische Berichte
Zeitschrift des Bundes Westdeutscher Kommunisten
— erscheint vierzehntäglich, Preis 2,50 DM 
Herausgeber
Bundesdelegiertenkonferenz des Bundes Westdeut­
scher Kommunisten (BWK)
5 Köln 1, Zülpicher Straße 7, Postfach 260226
Tel.: 0221/21 64 42
Sie erscheint im Verlag GNN Verlagsgesellschaft
Politische Berichte m b.H.
5 Köln 1. Zülpicher Straße 7. Postfach 260226
Tel 0221/21 16 58

Im Verlag GNN erscheint vierzehntäglich:
Arbeitsgemeinschaft Stahl- und Metallindustrie
- Nachrichten Stahl- und Metallindustrie 1,20 DM 
Mitteilungen der Arbeitsgemeinschaft Medien in 
der Volksfront 0,50 DM
Herausgeberkreis Nachrichten Chemische Indu­
strie — Nachrichten Chemische Industrie 0,50 DM

Arbeitsgemeinschaft Beschäftigte im Dienstlei­
stungsgewerbe — Berichte aus dem Dienstlei­
stungsgewerbe. 0,80 DM
Arbeitsgemeinschaft gegen reaktionäre Ge­
sundheitspolitik — Informationsdienst Gesund­
heitspolitik. 1,20 DM
Arbeitsgemeinschaft Jugend, Militär, Gefäng­
nisse — Nachrichten Jugend, Militär, Gefängnisse. 
1,20 DM
AG für antifaschistische Bildungspolitik und AG 
für Revolutionäre Hochschulpolitik — Nachrich­
ten, Analysen, Protokolle. 1,20 DM
Arbeitsgemeinschaft für Kommunalpolitik — 
Nachrichten, Analysen, Mitteilungen. 1,20 DM 
Bezugsbedingungen: Ein Halbjahresabonnement 
Politische Berichte kostet 45,50 DM. em Jahresabon­
nement Politische Berichte 91- DM Preise für Nach­
richtenhefte bzw Politische Berichte und Nachrich­
tenhefte entsprechend, also Einzelpreise plus 1,- DM 
Portopauschale mal Anzahl der Lieferungen.

Bestellungen sind zu richten an:
GNN Verlagsgesellschaft
Politische Berichte m b H
5000 Köln 1, Zülpicher Straße 7, Postfach 260226
GNN Verlag Schleswig-Holstein/Hamburg 
Güntherstr. 6a, 2000 Hamburg 76
GNN Verlagsgesellschaft Westberlin 
Czeminskistr. 5, 1000 Westberlin 62
GNN Verlag Niedersachsen/Bremen
Große Düwelstr. 55, 3000 Hannover 1
BWK Nordrhein-Westfalen
Zülpicher Straße 7. 5000 Köln 1
GNN Verlag Hessen
Postfach 11 0822. 6000 Frankfurt 1
GNN Verlagsgesellschaft Baden-Württemberg
Waldparkstr 9, 6800 Mannheim 1
GNN Verlagsgesellschaft Bayern
Holzstr 2. 8000 München 5

Herausgeber für die Bundesdelegiertenkonferenz des Bundes Westdeutscher Kommunisten Christoph Cornides. Jörg Detjen. Martin Fochler, Christiane Schneider. 5000 
Köln 1. Zülpicher Straße 7 Telefon 0221 /21 64 42
GNN Gesellschaft für Nachrichtenerfassung und Nachrichtenverbreitung. 5000 Köln 1 Zülpicher Straße 7. Postfach 260226, Telefon 0221/21 1658. Konten. Postgiroamt 
Köln BLZ 37010050. Kto Nr 104 19-507 und Bank für Gemeinwirtschaft. BLZ 370101 11 Kto Nr 1144393600 Verantwortliche Redakteure für Aktuelles aus Politik und ' 
Wirtschaft Ulrike Detjen. für Auslandsberichterstattung Rüdiger Lötzer für Aus Verbänden und Parteien Martin Lopp. für Reportagen und Berichte regional Gunter 
Baumann für Aus Kultur und Wissenschaft - Diskussionsbeiträge Angela Lux, für Sozialstatistik. Spezialbenchte Alfred Küstler
Ouellenhinweis Artikel und Nachrichten der Arbeitsgemeinschaft (AG) Stahl- und Metallindustrie AGM, der AG Medien in der Volksfront AGMe. des NH Chemie AGCH | 
der AG für Beschäftigte im Dienstleistungsgewerbe AGD der AG gegen reaktionäre Gesundheitspolitik AGG. der AG Jugend. Militär und Gefängnisse in der Volksfront [ 
AGJ der AGs für antifaschistische Bildungspolitik und für revolutionäre Hochschulpolitik AGB. der AG für Kommunalpolitik AGK der Antifaschistischen Nachrichten der 
Volksfront VF
Druck Farbo Druck & Grafik Team GmbH Köln - Beilagenhinweis Einem Teil der Auflage liegen Nachrichtenhefte bei Vierteljährlich Beilage. Gesammelte Beiträge aus I 
der Diskussion der Linken




